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Einmal getwittert... 

... schon waren die Rüstungskonzerne der USA um 
10 Milliarden Dollar reicher. Die Ankündigung des 
Angriffs auf Syrien ließ die Börsenkurs e explo dieren. 
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Terror bis zur Werkbank 

Wie die Nazis die Gewerkschaften zerschlugen 
- und die Betriebe zum Unternehmerparadies 
machten 
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Gesundheit als Ware? 



Das ist doch krank! 


Die Zustände im Krankenhaus sind unhaltbar, niemand weiß das besser, als die 
Kolleginnen und Kollegen, die dort arbeiten. Nur, Krankenhaus-Beschäftigte 
haben keinen Einfluss auf die Personalpolitik. Mit dem Kampf um mehr Personal 
und für Entlastung wollen sie das ändern. Ein Kampf, der uns alle angeht und 
der zum Profitinteresse der Krankenhauskonzerne im Widerspruch steht (siehe 
Interview Seite 3). Es wäre im Sinne von Beschäftigten und Patienten, wenn sich 
private Investoren aus der Geschäftemacherei mit der Gesundheit zurückziehen 
müssen. Gesundheit als Ware? Das ist doch krank. 


Von der Bundesregierung fordert ver.di eine gesetzliche Regelung zur Personal¬ 
bemessung. Mit Ernennung von Jens Spahn zum Gesundheitsminister hat die 
CDU/CSU-SPD-Koalition bewiesen, dass sie durchaus begriffen hat: In diesem 
Bereich steht ihr eine harte Auseinandersetzung bevor. Nur ist sie nicht gewillt, 
das Notwendige zu tun. ver.di ruft dazu auf, vor dem Treffen der Landesgesund¬ 
heitsminister mit Bundesgesundheitsminister Spahn am 20. Juni in Düsseldorf 
zu demonstrieren. Dort werden Beschäftigte und Patienten gemeinsam die 
Forderung nach einer gesetzlichen Personalbemessung untermauern. 


Heraus zum 1. Mai: Abrüsten statt Aufrüsten 


Aufruf der DKP zum i. Mai 2018 


Wir rufen zur Teilnahme an den 1.-Mai- 
Demonstrationen der Gewerkschaften 
auf, die in diesem Jahr unter dem Motto 
„Solidarität - Vielfalt - Gerechtigkeit“ 
stehen. Unsere Solidarität gehört in die¬ 
sem Jahr insbesondere den Kolleginnen 
und Kollegen, die im Gesundheitswesen 
für mehr Personal und bessere Arbeits¬ 
bedingungen kämpfen. Dieser Kampf 
geht uns alle an! 

Statt Überstunden und Überlastung 
brauchen wir in allen Branchen mehr 
Personal; statt einer Veränderung des 
Arbeitszeitgesetzes brauchen wir mehr 
Mitbestimmung bei der Arbeitszeitpla¬ 
nung und den Kampf für Arbeitszeit¬ 
verkürzung bei vollem Lohn- und Per¬ 
sonalausgleich! Wir Kommunistinnen 
und Kommunisten in diesem Land un¬ 
terstützen den DGB und seine Einzel¬ 
gewerkschaften im Kampf für bessere 
Lebens- und Arbeitsbedingungen. 

Nein zum Krieg! 

Abrüsten statt auf rüsten! 

Die Gefahr eines großen Krieges 
wächst. Der völkerrechtswidrige An¬ 
griff der USA, von Frankreich und 


Großbritannien auf Syrien - begrüßt 
von der deutschen Bundesregie¬ 
rung heizt den Konflikt mit Russ¬ 
land gefährlich an. 

Im Jahr 2014 verpflichteten sich 
die NATO-Staaten dazu, ihre Rüs¬ 
tungsausgaben bis 2024 auf 2 Prozent 
ihres Bruttoinlandsprodukts zu erhö¬ 
hen. Im Koalitionsvertrag der neuen 
Regierung wird dieses Ziel bestätigt. 
Das bedeutet die Verdoppelung des 
Rüstungshaushaltes von heute 37 Mil¬ 
liarden Euro auf 75 Milliarden Euro 
2024. Zur Rechtfertigung wird das 
Szenario der angeblichen Bedrohung 
durch die Russische Föderation auf¬ 
gebaut. Dabei ist es umgekehrt: Die 
NATO rückt auf Russland vor. Wir sa¬ 
gen: Frieden mit Russland! 

Deutsche Soldaten sind heute an 
14 Kriegseinsätzen weltweit beteiligt; 
bei der Waffenproduktion und Rüs¬ 
tungsexporten ist die BRD weltweit 
unter den ersten drei Plätzen zu fin¬ 
den. Die Bundesregierung ist damit 
mitverantwortlich für Krieg, Umwelt¬ 
zerstörung, Hunger und Not - und der 
Flucht von Millionen. 


Geld ist genug da! 

Abrüsten statt aufrüsten! 

Geflüchteten wird in diesem Fand 
die gleichberechtigte Teilhabe am ge¬ 
sellschaftlichen Feben verweigert. Es 
fehlt an Arbeit, Wohnungen, Schulen 
und Infrastruktur. Flüchtlinge sollen 
gegen die Menschen in diesem Fand 
ausgespielt werden. Ein Ergebnis 
sind die Wahlerfolge der rechtspo¬ 
pulistischen AfD. 

Gegen den Rechtsruck müs¬ 
sen wir Widerstand entwickeln. Wir 
kämpfen gemeinsam für bessere Ar- 
beits- und Febensbedingungen für 
alle Menschen. 

Wir fordern ein bundesweites 
Sofortprogramm für den Bau von 
Wohnungen, Krankenhäusern und 
Bildungseinrichtungen und für die 
Einstellung von Personal im Ge- 
sundheits- und Bildungswesen. Wir 
fordern Arbeitszeitverkürzung auf 
30 Stunden in der Woche bei vollem 
Föhn- und Personalausgleich, um zu¬ 
sätzliche Arbeitsplätze zu schaffen. 
Wir fordern eine Rente, die zum Le¬ 
ben reicht! 


Es gibt Alternativen! 

Eine Welt ohne Kapitalismus, das ist 
der Sozialismus. Die Macht der Kon¬ 
zerne und Banken muss ersetzt wer¬ 
den durch die politische Macht der 
Arbeiterklasse und anderer Werk¬ 
tätiger. Wir brauchen eine Gesell¬ 
schaft, die die wichtigsten Produk¬ 
tionsmittel und Grund und Boden 
vergesellschaftet. Erst dadurch wird 
es möglich, den Krisen der kapita¬ 
listischen Gesellschaft ein Ende zu 
bereiten. 

Wir wollen eure 
Kriege nicht! 

Wir kämpfen gemeinsam gegen So¬ 
zialabbau und für unsere Interessen! 
Wir brauchen eine Verständigung 
über die Ursachen von Krieg und 
Krise und eine Alternative zum Ka¬ 
pitalismus. 

Wer von der Krise spricht, darf 
vom Kapitalismus nicht schweigen. 
Wer grundsätzlich etwas ändern will, 
muss den Kapitalismus in Frage stel¬ 
len. Auch dafür demonstrieren wir am 
1. Mai! 


1818 Marx 2018 



Von Zeit zu Zeit siegen die Ar¬ 
beiter, aber nur vorübergehend. 
Das eigentliche Resultat ihrer 
Kämpfe ist nicht der unmittel¬ 
bare Erfolg, sondern die immer 
weiter um sich greifende Ver¬ 
einigung der Arbeiter ... Die¬ 
se Organisation der Proletarier 
zur Klasse, und damit zur politi¬ 
schen Partei, wird jeden Augen¬ 
blick wieder gesprengt durch 
die Konkurrenz unter den Ar¬ 
beitern selbst. Aber sie ersteht 
immer wieder, stärker, fester, 
mächtiger. Sie erzwingt die An¬ 
erkennung einzelner Interessen 
der Arbeiter in Gesetzesform, 
indem sie die Spaltungen der 
Bourgeoisie unter sich benutzt. 

Karl Marx/Friedrich Engels, 
Manifest der Kommunisten Partei 
(MEW Bd.4, Seite 459 ff.) 

Marx 200 

Am 5. Mai feiern Revolutionäre in 
aller Welt den 200. Geburtstag von 
Karl Marx. Kommunisten und Sozia¬ 
listen, eingeladen von der DKP und 
der SDAJ, treffen sich in Trier. 

Am Vormittag zeigen wir den Protest 
gegen den Kapitalismus auf den Stra¬ 
ßen Triers, am Nachmittag werden wir 
debattieren. Klassenkampf ohne Marx 
ist nicht möglich, es reicht nicht, nur 
das Bestehende abzulehnen. 

Kommt am 5. Mai nach Trier. 

Das ausführliche Programm unter: 
www.marxgebur tstag. de 

SDAJ-Pfingstcamps 2018 

Sommer, Sonne, Sozialismus 

Nord-Ost-Camp 

Zeltplatz des Falkenhorst e.V. in Kiel 
Aus dem Programm: „Wie kann eine 
neue Gesellschaft aussehen?“; „Deutsche 
Kriegspolitik“ 

Westcamp 

Gelände des Haus Coerde in Münster 
Podium zu Interessenvertretung in Schu¬ 
le und Betrieb, „Arme hoch, Reiche run¬ 
ter“ 

Südcamp 

Naturfreundehaus Zwingenberger Hof in 
Zwingenberg 

„Meinst du die Russen wollen Krieg?“; 

KPD-Zeitzeugenrunde 

Mehr Informationen und Karten unter 

sdaj-pfingstcamp.de 


Beilagenhinweis 

Dieser Ausgabe liegt die 1. Pressefest-Zei¬ 
tung bei. Alle wichtigen Informationen 
zum traditionellen „UZ-Pressefest - Volks¬ 
fest der DKP“ vom 
7.-9. September in Dortmund. 
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Tarifverhandlungen 
am Bau gescheitert 

Nach dem Abbruch der Tarifver¬ 
handlungen für das Bauhauptge¬ 
werbe hat der Bundesvorstand der 
Industriegewerkschaft Bauen-Ag- 
rar-Umwelt (IG BAU) beschlossen, 
das Scheitern zu erklären. Gleich¬ 
zeitig hat das Gremium vereinbart, 
dass es zeitnah die Schlichtungsstel¬ 
le anrufen will. 

Vorausgegangen war ein Ab¬ 
bruch der Tarifverhandlungen für 
rund 800 000 Baubeschäftigte am 
Dienstag der vergangenen Woche. 
Die IG BAU fordert ein Plus von 
sechs Prozent auf 12 Monate sowie 
einen Angleichungsschritt im Os¬ 
ten. Dort besteht noch immer eine 
Lohnlücke von sieben Prozent, die 
bis 2022 geschlossen sein soll. Da¬ 
gegen waren die Arbeitgeber nicht 
bereit, ein Angebot vorzulegen, das 
der guten wirtschaftlichen Lage der 
Branche angemessen ist. Die Tarif¬ 
parteien sind an ein Schlichtungs¬ 
abkommen gebunden. Es sieht vor, 
dass die Schlichtungsstelle sieben 
Tage nach Anrufung der Schlich¬ 
tung zusammentreten muss. 

Journalisten streiken 

Vor der fünften Verhandlungsrunde 
für die rund 13 000 Tageszeitungs¬ 
journalistinnen und -Journalisten 
am 25. April in Berlin weitete die 
Deutsche Journalistinnen- und 
Journalisten-Union (dju) in ver.di 
die Streiks in Tageszeitungsredak¬ 
tionen erneut aus. Am vergangenen 
Montag und Dienstag traten meh¬ 
rere Redaktionen in den Ausstand. 

Die dju in ver.di fordert für die 
freien und fest angestellten Tages¬ 
zeitungsjournalistinnen und -Jour¬ 
nalisten 4,5 Prozent mehr Geld, 
mindestens aber 200 Euro monat¬ 
lich mehr für die jungen Redakteu¬ 
rinnen und Redakteure. 

Lohndruck bei Opel 

Der Chef des Opel-Mutterkonzerns 
Peugeot SA (PSA) Carlos Tavares 
besteht auf Lohnverzicht der Be¬ 
schäftigten. Die Arbeitskosten sol¬ 
len gesenkt werden. Gewerkschaf¬ 
ter befürchten einen Kahlschlag, 
vor allem das Werk in Eisenach sei 
gefährdet. 

PSA kann im ersten Quartal 
eine deutliche Steigerung des Um¬ 
satzes verbuchen. Die Erlöse stie¬ 
gen um 42 Prozent auf 18,2 Milli¬ 
arden Euro. 

Steigende Ölpreise 

Verschiedene Hedgefonds-Gesell- 
schaften erwarten einen weiteren 
Anstieg der Ölpreise. Begründet 
werden diese Prognosen mit der 
Verknappung des Angebots von 
Seiten der großen Förderländer, 
an erster Stelle die Opec-Länder 
und Russland. Als weitere Ursache 
werden die steigenden Renditen 
am Anleihemarkt genannt. Anfang 
des Jahres haben Spekulanten etwa 
drei Milliarden Dollar in Rohstoff- 
Hedgefonds gesteckt. 

ver.di-Drucker-Tage 

In diesem Jahr steht bei den ver. 
di-Drucker-Tagen die „Tarifpolitik 
als Gesellschaftspolitik“ auf der Ta¬ 
gesordnung. Die Veranstaltung fin¬ 
det vom 22. bis 24. Juni in der ver. 
di-Bildungsstätte „Buntes Haus“ in 
Bielefeld statt. Diskutiert wird auch 
die Frage Fachkräftemangel und 
die Folgen des Brexits für die Ge¬ 
werkschaften. Anmeldungen sind 
bis zum 31. Mai möglich bei frauke. 
menze@verdi.de. 

HUK in der Kritik 

ver.di kritisiert die Personalpolitik 
der HUK-Coburg und fordert eine 
Kurskorrektur. Hintergrund ist, 
dass im Unternehmen offenbar sys¬ 
tematisch Beschäftigten, die über 
mehrere Jahre Arbeitsunfähigkeits¬ 
zeiten aufweisen, nahegelegt wird, 
das Arbeitsverhältnis einvernehm¬ 
lich zu beenden. In Fällen, in denen 
hierzu seitens der Beschäftigten 
keine Bereitschaft bestand, wurde 
eine krankheitsbedingte Kündigung 
ausgesprochen. 


Stille vor dem Sturm 

Düstere Frühjahrstagung von IWF und Weltbank 


F rühjahrstagungen sollen häufig den 
Geist von Aufbruch, den diese Jah¬ 
reszeit in der Natur in sich trägt, 
in sich aufnehmen. Davon war auf der 
Tagung von Internationalem Wäh¬ 
rungsfond (IWF) und der Weltbank, 
die letzten Donnerstag bis Sonntag in 
Washington zusammentrat, wenig zu 
spüren. 

Noch auffallender als das Fehlen 
der Aufbruchsstimmung: Da trafen sich 
die Spitzen des Weltkapitals, aber die 
Ergebnisse waren beispielsweise der 
deutschen „Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung“ (FAZ) eine Meldung erst im 
hinteren Teil unten auf der Wirtschafts¬ 
seite wert. Das verwundert umso mehr, 
als im Vorfeld vor allem der IWF laut 


und deutlich die Alarmglocke geschla¬ 
gen hatte, indem die IWF-Chefvolkwir- 
tin, Maurice Obstfeld, vor der zuneh¬ 
menden Labilität der kapitalistischen 
Weltwirtschaft und - wie die „Welt“ 
daraufhin titelte - dem „Ende des glo¬ 
balen Booms“ gewarnt hatte. Zwar 
seien die Wachstumsaussichten für 
das laufende und das kommende Jahr 
mit weltweit jeweils 3,9 Prozent ganz 
ordentlich - getrieben vor allem übri¬ 
gens von prognostizierten 6,6 bzw. 6,4 
Prozent für China und 7,4 bzw. 7,8 Pro¬ 
zent für Indien. Aber dies käme um den 
Preis weltweit gestiegener Verschul¬ 
dung zustande: „Die privaten und öf¬ 
fentlichen Schulden weltweit sind sehr 
hoch, und es drohen Rückzahlungspro¬ 


bleme, wenn sich die Zinspolitik wieder 
normalisiert“, so Obstfeld. Als weiteres 
Risiko benannten fast alle Redner der 
öffentlichen Teile der Tagung den her¬ 
aufziehenden Handelskrieg zwischen 
den gegenwärtigen ökonomischen 
Hauptmächten USA und China. 

Angesichts dieser düsteren Wolken 
am Horizont ist die fast schon fatalis¬ 
tische Tatenlosigkeit dieses Vier-Tage- 
Treffens der sich sonst so handelsstark 
gebenden Damen und Herren umso 
frappierender. Herausgekommen ist, 
wenn man der Wirtschaftspresse am 
Montag danach glauben darf, eigentlich 
nur dreierlei: Zum einen bekommt die 
Weltbank eine Kapitalerhöhung um 13 
Milliarden Dollar, die sie in die Lage 
versetzt, künftig pro Jahr bis zu 100 Mil¬ 
liarden Dollar Kredite an notleidende 
Länder zu vergeben. Zweitens ist es 
um das noch vor einigen Jahren, insbe¬ 
sondere von Ex-Bundesfinanzminister 
Wolfgang Schäuble (CDU), großspu¬ 
rige verkündete Vorhaben, dem IWF 
einen eigenen europäischen Währungs¬ 
fond entgegenzusetzen - also EWF als 
Konkurrent zum IWF - auffallend still 
geworden. Und drittens gab es eine Ab¬ 
schlusserklärung nicht: Die über die Ei¬ 
nigung zwischen EU und IWF über die 
anstehende Schuldenerleichterung für 
Griechenland - der IWF besteht wei¬ 
terhin auf einen umfassenden Schul¬ 
denerlass, den Deutsch-Europa stand¬ 
haft verweigert; nach Einzug der AfD 
in den Deutschen Bundestag hartnä¬ 
ckiger denn je. 

Stille und Tatenarmut der vier Tage 
von Washington haben einen gemein¬ 
samen Grund: Gegenüber dem herauf¬ 
ziehenden Sturm herrscht Ratlosigkeit 
bei denen, die den Wind gesät haben. 
Die sogenannte Finanzkrise von 2008, 
deren 10-jährige Überwindung IWF 


und Weltbank eigentlich feiern wollten, 
war, wie Marxisten wissen, keine Krise 
einer von der sonstigen Wirtschaft iso¬ 
lierten Sphäre von Geld, Krediten und 
Wertpapieren. Ihre scheinbare Über¬ 
windung wurde erkauft durch fast un¬ 
begrenzte Bereitstellung von Krediten 
zum Nulltarif, um die weltweite kauf¬ 
kräftige Nachfrage wieder anzukur¬ 
beln. Die war gegenüber dem Ange¬ 
bot von Waren, die die über den ganzen 
Erdball verteilten Fabriken täglich aus¬ 
spucken, massiv zurückgeblieben. Die 
Lösung bestand aus Sicht von IWF und 
den ihn vor allem tragenden großen 
Staaten in der Kreditvergabe, die jetzt 
Frau Obstfeld so wortreich als Problem 
markiert. In der Tat: Die globale Ver¬ 
schuldung ist in den letzten zehn Jahren 
um über 40 Prozent auf jetzt 237 Billi¬ 
onen Dollar und damit knapp 320 Pro¬ 
zent des Welt-Bruttoinlandsprodukts 
gewachsen. Tomasz Konicz, Autor des 
Buches „Kapitalkollaps - die finale 
Krise der Weltwirtschaft“ dürfte recht 
haben mit seiner in der Zeitschrift 
„konkret“ abgedruckten Einschätzung 
vom März dieses Jahres: „Eine Rück¬ 
kehr zur ,Normalität 4 scheint nicht 
mehr möglich zu sein. Da die üblichen 
Maßnahmen wie Zinssenkungen, Kon¬ 
junkturpakete und Gelddruckerei (...) 
kaum noch Anwendung finden können, 
bleibt angesichts des nächsten Krisen¬ 
schubs nur noch ein Ausweg: die Ent¬ 
wertung des Werts in all seinen Aggre¬ 
gatzuständen.“ Das bedeutet Inflation, 
Chaos und Kampf jeder gegen jeden. 
Die düstere Ahnung, dass das die Zu¬ 
kunft des kapitalistischen Weltsystems 
ist, ist der Grund für diese auffällige 
Stille und Ratlosigkeit von IWF und 
Weltbank bei und nach ihrer Frühjahrs¬ 
tagung in Washington. 

Manfred Sohn 



Die globale Verschuldung ist in den letzten zehn Jahren um über 40 Prozent auf 
jetzt 237 Billionen Dollar und damit knapp 320 Prozent des Welt-Bruttoinlands- 
produkts gewachsen. 


Die Streiks haben das Selbstbewusstsein gestärkt 

IG-Metall-Delegiertenversammlung Stuttgart wertete Tarifrunde aus 



Kein Platz für Nazis“ - Daimler-Kollegen kommentieren den Auftritt von 
Hilburger, Gründer der rechten Spalterliste, bei der Belegschaftsversammlung 
am 22. März im Werk Untertürkheim. 


Auf der Delegiertenversammlung der 
IG Metall Stuttgart am 21. April stan¬ 
den die Tarifrunde und die Betriebs¬ 
ratswahlen im Mittelpunkt der Berich¬ 
te und der Diskussion. Sehr beeindru¬ 
ckend war der Rückblick mit Fotos auf 
die Streiks, insbesondere die Tages¬ 
streiks. Waren doch viele Betriebe aktiv 
mit dabei, auch weniger bekannte, und 
einige streikten zum allerersten Mal. 

Betont wurde vom ersten Bevoll¬ 
mächtigten Uwe Meinhardt, dass das 
Selbstbewusstsein deutlich zugenom¬ 
men hat, die Streiks der gewerkschaft¬ 
lichen Seele gut getan haben und die 
sozialen Medien übergelaufen sind von 
Fotos und Streikgeschichten. Auch in 
weniger kampffähigen Bezirken in 
Deutschland sei die Beteiligung gut 
und die Begeisterung über die Streiks 
hoch gewesen, die Bewährungsprobe 
wurde bestanden. Als spannendes Mo¬ 
ment bezeichnete er den Oktober 2018, 
wenn die Entscheidung ansteht, ob das 
tarifliche Zusatzentgelt oder acht freie 
Tage genommen werden. Mit der Um¬ 
wandlungsregelung sei der Zeitgeist 
getroffen worden. Im Herbst wird es 
Schulungen geben und eine Broschüre 
herauskommen, die den Umsetzungs¬ 
prozess der qualitativen Ergebnisse 
begleiten. 

In der anschließenden Diskussion 
wurden die tollen Erfahrungen der 
Streiks von den betrieblichen Funk¬ 
tionären bestätigt. Kritisch gesehen 
wurde die Öffnung der wöchentlichen 
Arbeitszeit Richtung 40-Stundenwo- 
che, die Möglichkeit der Erhöhung der 
Quoten für die 40-Stünder. Ein Kollege 
berichtete, dass sie seither ca. elf Pro¬ 
zent in der 40-Stundenwoche hatten, 
nach der Tarifrunde waren es ca. fünf 
Prozent mehr. Damit würden Fakten 
geschaffen, die der Betriebsrat austra¬ 
gen müsse. Der Vertrauenskörperlei¬ 
ter von Daimler Untertürkheim merk¬ 
te an, dass die individuelle Verkürzung 
der Arbeitszeit nur der Anfang sein 


sollte und für die kommenden Tarifrun¬ 
den kollektive Forderungen diskutiert 
werden müssen. 

Der baden-württembergische Be¬ 
zirksleiter Roman Zitzeisberger bestä¬ 
tigte, dass das Thema Arbeitszeit nicht 
beendet sei, sondern auf dem nächsten 
Gewerkschaftstag 2019 Zwischenbi¬ 
lanz gezogen wird und festgelegt wer¬ 
den muss, wie es bei der Arbeitszeit 
weitergeht. Als zukünftige Themen der 
IG Metall nannte er die Anpassung des 


Manteltarifvertrags für die Auszubil¬ 
denden, der 40 Jahre die Ausbildungs¬ 
und Arbeitsbedingungen geregelt hat 
und nach so langer Zeit neu aufgesetzt 
werden muss. Ebenso sollen die Man¬ 
teltarifverträge überarbeitet werden. 
Angesichts der Veränderungen ginge 
es dabei auch um die tarifliche Alters¬ 
sicherung, weil der Klassengegner dort 
den Schleifstein ansetzen will. Dort 
muss eine Rechtssicherheit geschaffen 
werden. 


Zu den Betriebsratswahlen wurde 
Zwischenbilanz gezogen, insbesondere 
mit Blick auf die rechten Listen. Betont 
wurde die neue Qualität der bundes¬ 
weiten Vernetzung der Rechten - bis 
ins extrem rechte Lager hinein von Pe- 
gida bis Identitärer Bewegung - und 
der nachgewiesene rechtsextreme 
Hintergrund der Listen. Zitzeisberger 
betonte, dass die IG Metall vom nur 
Beobachten zum aktiven Bekämpfen 
übergehen muss. Meinhardt nahm den 
Auftrag des Vertrauenskörperleiters 
von Daimler Untertürkheim an, als IG 
Metall dazu Stellung zu beziehen und 
Schulungen für betriebliche Funktionä¬ 
re durchzuführen. 

Der Vertrauenskörperleiter von 
Daimler betonte in der Diskussion, 
dass es Aufgabe der gesamten IG Me¬ 
tall ist, gegen die Rechten Stellung zu 
beziehen und aktiv zu werden und die 
Betriebe nicht allein gelassen werden 
sollen. Neben dem Blick auf die rech¬ 
te Propaganda soll aber auch im Blick 
sein, wie wir als Gewerkschaft, als Be¬ 
triebsräte und Vertrauensleute auftre- 
ten, wirken und unsere Arbeit machen. 
Er erteilte dem Co-Management eine 
klare Absage und forderte eine betei¬ 
ligungsorientierte kämpferische Inter¬ 
essenpolitik für die Beschäftigten. Als 
Beispiele nannte er die Streiks in der 
Tarifrunde und den Kampf im Som¬ 
mer letzten Jahres gegen die Pläne 
von Daimler. Damit würde den Rech¬ 
ten der Boden entzogen. 

Auch der Arbeitskreis Migration 
betonte, dass die IG Metall Haltung 
gegen Rassismus zeigen soll und nicht 
den rechten Hetzern das Feld über¬ 
lassen darf und verwies auf die über 
500 000 IG Metall-Mitglieder und die 
tausenden betrieblichen Funktionäre 
mit migrantischem Hintergrund. 

Alles in allem eine interessante De¬ 
legiertenversammlung mit guten klaren 
politischen Positionen und Zielsetzun¬ 
gen für die kommenden Jahre. Chou 
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„Wir greifen dort an, wo wir 
Einfluss nehmen können“ 

Pflegekräfte kämpfen um Entlastung, Patienten kämpfen mit 


Die UZ sprach mit Meike S., Krankenschwester aus Hamburg, und Jan von Hagen, 
DKP Essen und bei ver.di NRW zuständig für die Krankenhäuser, über die Situation 
des Plegepersonals. 


UZ: Was prägt deinen Arbeitstag? 

Meike S.: An den meisten Tagen enor¬ 
mer Zeitdruck und Hetze. Oft ist mir 
schon zu Beginn meiner Schicht klar, 
dass eine gute und sichere Versorgung 
der Patienten nicht möglich ist. Ich bin 
gezwungen, Abstriche zu machen, da 
wo es eigentlich nicht möglich ist, näm¬ 
lich bei der Versorgung schwerstkranker 
Menschen. Das ist sehr belastend und für 
die Patienten gefährlich. 

UZ: Ist das eine Einzelerscheinung? 

Meike S.: Nein, ganz und gar nicht. Uns 
fehlt Personal auf jeder Station, in jeder 
Abteilung, nicht nur in den pflegerischen 
Bereichen, auch wenn es da am offen¬ 
sichtlichsten ist. 

Jan von Hagen: Das ist auch die Erfah¬ 
rung, wenn man über die Krankenhaus¬ 
landschaft insgesamt schaut. Sowohl aus 
privaten, aus kirchlichen und aus öffent¬ 
lichen Krankenhäusern erreicht uns als 
Gewerkschaft seit Jahren die Forderung, 
etwas für mehr Personal und bessere Ar¬ 
beitsbedingungen zu tun. 

UZ: Welche Forderungen stellt ver.di? 

Jan von Hagen: ver.di fordert den Ge¬ 
setzgeber auf, endlich eine gesetzliche 
Personalbemessung zu beschließen, die 
eine verbindliche Relation zwischen der 
Anzahl von Patientinnen und Patienten 
und der Zahl der für eine gute Versor¬ 
gung notwendigen Pflegefachkräfte re¬ 
gelt. Von den Arbeitgebern, die wir zu 
diesem Thema zu Tarifverhandlungen 
aufgefordert haben, fordern wir zumin¬ 
dest die Regelung verbindlicher Per¬ 
sonaluntergrenzen sowie Konsequen¬ 
zen, also die Regelung, was geschieht, 
wenn nicht genug Personal da ist. Aber 
auch konkrete Maßnahmen wie „Keine 
Nachtschicht alleine“ oder die Einrich¬ 
tung sogenannter Springerpools sind Be¬ 
standteil der Tarifverhandlungen. 

UZ: Treffen diese Forderungen den Nerv 
der Kolleginnen und Kollegen? 

Meike S.: Ja, auf jeden Fall. Viele von uns 
sind nicht mehr bereit, das alles länger 
mitzumachen und da ist es sehr wichtig, 
dass wir mit der Gewerkschaft Wege auf¬ 
zeigen, wie wir zusammen dafür kämpfen 
können, dass wir endlich eine Personal¬ 
bemessung bekommen, die für uns und 
unsere Patienten gut ist. 

UZ: Was konntet ihr in eurem Kranken¬ 
haus für einen Tarifvertrag Entlastung 
bewegen? 


Meike S.: Ich arbeite in Hamburg, lei¬ 
der konnten wir dort bisher noch in kei¬ 
nem Krankenhaus für mehr Personal 
und Entlastung streiken. Das hat ver¬ 
schiedene Gründe. Manchmal ist die 
Gewerkschaft zu zögerlich in der Sache 
und Kämpfe werden nicht in der Form 
und Stärke und in aller Konsequenz ge¬ 
führt, wie wir es wohl bräuchten. Und 
sicherlich ist es auch ein Problem, dass 
leider immer noch viel zu wenige Kol¬ 
leginnen in den Klinken gewerkschaft¬ 
lich organisiert sind. Wir sind aber auch 
in Hamburg Teil der bundesweiten ver. 
di-Bewegung für Entlastung und haben 
uns an verschiedenen Aktionen betei¬ 
ligt. Die Aktion zur Händedesinfektion 
zum Beispiel, mit der wir in der Öffent¬ 
lichkeit und im Betrieb deutlich machen 
konnten, dass wir nicht mal mehr die 
Zeit für die elementar notwendigen Hy¬ 
gienemaßnahmen haben. Das hat schon 
auch etwas bewegt. Ich denke aber, dass 
wir ganz besonders die Arbeitskämpfe 
brauchen, um wirklich etwas verändern 
zu können. 

UZ: Was ist bisher bundesweit gelaufen 
und sind schon Erfolge erzielt worden? 

Jan von Hagen: Auf der politischen 
Ebene haben die bundesweiten Aktio¬ 
nen Wirkung gezeigt und sich im Koa¬ 
litionsvertrag der großen Koalition nie¬ 
dergeschlagen. Dort wurde zwischen 
CDU/CSU und SPD ausgehandelt, dass 
zukünftig Tarifsteigerungen zu 100 Pro¬ 
zent refinanziert werden, die Pflege aus 
dem Fallpauschalen-System herausge¬ 
löst wird und Personaluntergrenzen für 
alle bettenführenden Bereiche festgelegt 
werden. Bei nachlassendem Druck aus 
den Betrieben sehen wir aber jetzt schon, 
dass diese Teilerfolge von der Bundespo¬ 
litik, allen voran aber von den Kranken¬ 
haus-Arbeitgebern und den Kranken¬ 
kassen, die die Personalzahlen festlegen 
sollen, schon bis zur Unkenntlichkeit 
ausgehöhlt werden, bevor sie überhaupt 
auf dem Markt sind. 

In den Betrieben, die über Streiks Ta¬ 
rifeinigungen erzielt haben, war der Wi¬ 
derstand der Arbeitgeber extrem hoch, 
insbesondere sind sie flächendeckend 
nicht bereit, harte Konsequenzen wie 
Stationsschließungen oder Ähnliches 
zu vereinbaren, wenn zu wenig Personal 
da ist. Dafür gibt es in einigen Häusern 
einen begrenzten Personalaufbau, die 
Einrichtung von Springerpools oder die 
Regelung von „Keine Nacht allein“. All 
diese Teilerfolge wären ohne die betrieb¬ 
lichen Kämpfe nicht möglich gewesen. 
Der Kampf um die Umsetzung dieser 
Regelungen wird jetzt die Aufgabe der 
Aktiven in den Betrieben sein, damit die 


Verbesserungen auch bei den Beschäf¬ 
tigten ankommen. 

UZ: Unter der Situation in den Kranken¬ 
häusern leiden ja nicht nur die Beschäf¬ 
tigten, sondern auch wir Patientinnen und 
Patienten. Gibt es Unterstützung über die 
Reihen der Beschäftigten hinaus? 

Meike S.: Diese Unterstützung gibt es 
auf jeden Fall. Daran wird deutlich: Das 
Thema Gesundheit geht uns alle an! In 
vielen Städten haben sich gesellschaftli¬ 
che Bündnisse gegründet, die die Kämp¬ 
fe der Pflegekräfte unterstützen und For¬ 
derungen nach einer guten Gesundheits¬ 
versorgung für alle aufstellen. 

Das Hamburger Bündnis für mehr 
Personal im Krankenhaus hat am 8. März 
eine Volksinitiative gegen den Pflege¬ 
notstand gestartet, in der wir fordern, 
dass über das Landesgesetz ausreichend 
Personal im Pflegebereich vorgehalten 
werden muss. Aber auch im Bereich 
Reinigung wollen wir über das Gesetz 
Vorgaben regeln. Dafür brauchten wir 
innerhalb von drei Wochen 10 000 Un¬ 
terschriften, wir haben am Ende fast 
30 000 Unterschriften im Rathaus abge¬ 
geben. Das zeigt, wie wichtig dieses The¬ 
ma für die Bevölkerung ist. 

Innerhalb kurzer Zeit ist eine tolle 
Dynamik entstanden. In einigen Stadt¬ 
teilen haben sich regionale Vernetzun¬ 
gen gebildet, die nun auch weiter daran 
arbeiten, damit wir auch die nächsten 
Stufen bis zum Volksentscheid in Ham¬ 
burg schaffen. Und auch viele Kollegin¬ 
nen und Kollegen aus den Krankenhäu¬ 
sern beteiligen sich an der Initiative und 
werden aktiv. Für uns ist wichtig, dass wir 
alle zusammen etwas für unsere Sache 
tun können. Dabei ist diese Volksinitia¬ 
tive ein Instrument neben anderen. Es ist 
aber ein sehr wichtiges, denn wir zeigen 
damit auch ganz klar: wir verlassen uns 
nicht darauf, dass die Bundesregierung 
etwas regeln wird, das uns auch nur ei¬ 
nen Schritt nach vorne bringt. Sondern 
wir greifen jetzt da an, wo wir unmittel¬ 
bar auch Einfluss nehmen können. Wir 
können eigentlich keine einzige Minute 
mehr warten. Wir brauchen jetzt eine Lö¬ 
sung für den Pflegenotstand! 

Jan von Hagen: Dass es ein Thema für 
die ganze Gesellschaft ist, zeigt auch das 
hohe Interesse an der Gesundheitsmi¬ 
nisterkonferenz am 20. Juni in Düssel¬ 
dorf. Nicht nur aus den Krankenhäusern, 
sondern auch aus Bündnissen und vie¬ 
len anderen Organisationen kommen 
Signale, dass Menschen dem Aufruf der 
Gewerkschaft ver.di zur Demo vor dem 
Treffen der Landesgesundheitsminister 
und Herrn Spahn folgen wollen. Hier 
werden wir ihnen zeigen, dass sie sich 
eine solche Gesundheitspolitik wie in 
den letzten Jahren sparen können! 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Werner Sarbok zum Tarifabschluss im öffentlichen Dienst 


Schere nicht geschlossen 


Nach dem Abschluss der Tarifverhand¬ 
lungen im öffentlichen Dienst der Län¬ 
der und Kommunen mussten die Kolle¬ 
ginnen und Kollegen nachrechnen, was 
der Abschluss für sie bedeutet. Ein gro¬ 
ßer Teil zeigte sich in ersten Gesprä¬ 
chen mit dem Abschluss zufrieden. 

Die Gewerkschaft ver.di hatte mit 
der Forderung nach 6 Prozent mehr 
Einkommen, mindestens aber 200 
Euro mehr, einen richtigen Weg einge¬ 
schlagen. Sie hat mit eindrucksvollen 
Streikaktionen hohen Druck aufgebaut 
und zudem verstanden, eine hohe Ak¬ 
zeptanz der Forderungen und Streiks in 
der Bevölkerung zu erwirken. 

Es muss aber festgehalten werden: 
Der Abstand zu den Einkommen in der 
Privatwirtschaft wurde mit diesem Ab¬ 
schluss nicht verringert. Die Einkom¬ 
mensschere im öffentlichen Dienst geht 
weiter auseinander. Die ungewöhnlich 
lange Laufzeit birgt die Gefahr, dass 
wertvolle Mobilisierungs- und Streik¬ 
erfahrungen in drei Jahren wieder in 
Vergessenheit geraten sind. 


Die Kolleginnen und Kollegen der 
unteren Lohngruppen haben sich si¬ 
cherlich einen besseren Abschluss er¬ 
hofft. Der Forderung einer Mindester¬ 
höhung des monatlichen Einkommens 
von 200 Euro steht nun eine reale Er¬ 
höhung von vielleicht 85 Euro gegen¬ 
über. „Sie können sich bei Kanonen- 
Uschi und der gesamten GroKo bedan¬ 
ken“, äußerte sich ein ver.di-Kollege. 

Tarifverhandlungen sind keine 
Wunschkonzerte, und die Argumenta¬ 
tion der „Arbeitgeber“, es fehle über¬ 
all an Geld, ist auch nicht sonderlich 
originär. Aber angesichts sprudelnder 
Steuereinnahmen wird die Umvertei¬ 
lung des gesellschaftlichen Reichtums 
im öffentlichen Dienst besonders deut¬ 
lich. Einerseits gräbt die Bundesregie¬ 
rung den Kommunen finanziell wei¬ 
terhin das Wasser ab, andererseits ver¬ 
schwendet sie gigantische Summen für 
die Rüstung und verzichtet umgekehrt 
auf Milliarden, die sie sich durch Be¬ 
steuerung der Reichen holen könnte. 
Aber das steht nicht auf ihrer Agenda. 


Werner Altmann zur Hartz-IV-Praxis 


Um Millionen erleichtert 


Seit der Einführung von Hartz IV gibt 
es eine Differenz zwischen den „ange¬ 
messenen“ und den tatsächlichen Mie¬ 
ten. Hat eine Familie im Hartz-IV-Be- 
zug eine Wohnung, deren Miete „nicht 
angemessen“ ist, so übernimmt das Job¬ 
center die höhere Miete für längstens 
sechs Monate. Es sei denn, die Familie 
bemüht sich, durch geeignete Maßnah¬ 
men wie Gespräch mit dem Vermieter, 
Untervermietung oder Suche nach ei¬ 
ner „angemessenen“ Wohnung, die 
Miete auf das „angemessene“ Niveau 
zu senken. 

Einem Großteil der betroffenen 
Familien gelingt das nicht. Dann wird 
nach den sechs Monaten die vom Job¬ 
center bezahlte Miete auf das „An¬ 
gemessene“ gekürzt. Das heißt, die¬ 
se Familien müssen die Differenz aus 
dem Regelbedarf bezahlen, der ja laut 
Bundesverfassungsgericht eben gerade 
noch verfassungsgemäß ist. Mit ande¬ 


ren Worten: Hartz-IV-Familien, denen 
nicht die volle Miete bezahlt wird, le¬ 
ben dann mit Sicherheit unter dem so- 
ziokulturellen Existenzminimum, und 
das auf Dauer. 

Dank einer kleinen Anfrage der 
Linkspartei an die Bundesregierung 
wissen wir nun, in welchen Dimensi¬ 
onen sich das bewegt. Es sind für den 
Zeitraum November 2016 bis Oktober 
2017 sage und schreibe 592 Millionen 
Euro. Aufgrund meiner Kenntnisse als 
Sozialberater kann ich davon ausgehen, 
dass der Kürzungsbetrag bei 60 bis 80 
Euro im Monat liegt, also 70 Euro im 
Durchschnitt. Demnach wären in der 
BRD über 700 000 Familien betroffen, 
also fast 20 Prozent der Hartz-IV-Haus- 
halte. Und wenn ein derart gekürztes 
Hartz IV auch noch mit einer oder 
mehreren Sanktionen belastet ist, kann 
man sich leicht vorstellen, dass in diesen 
Familien das Hungergespenst umgeht. 


Am i. Mai 
auf die Straße 

„Warum ich am 1. Mai mit meinen Kolleginnen und Kollegen und mit meiner 
Gewerkschaft demonstriere“, wollte die UZ von einigen Gewerkschafterinnen 
und Gewerkschaftern wissen. Das sind ihre Antworten. 

Ich demonstriere am 1. Mai mit meiner Gewerkschaft, um klar zu machen, 
dass wir uns unsere erkämpften Rechte im Betrieb und in der Gesellschaft 
nicht nehmen lassen. Und weil die Straße nicht den Nazis gehört! 

Peter Köster, Bezirksvorsitzender IG BAU in Mülheim-Essen-Oberhausen, 
langjähriger Betriebsrat im Baunebengewerbe 

Ich demonstriere am 1. Mai mit meinen Kolleginnen und Kollegen, weil Ge¬ 
werkschafterinnen, Vertrauensleute und Betriebsräte nur mit politischen Ver¬ 
änderungen im Land und in Europa, erfolgreich die Interessen der Beschäf¬ 
tigten in den Betrieben durchsetzen können. 

Uwe Fritsch, Betriebsratsvorsitzender bei VW Braunschweig 

Ich demonstriere für eine Welt in Frieden und für den Sturz der Bourgeoisie! 
Manfred Dietenberger, ehemaliger DGB-Kreisvorsitzender in Waldshut 

Ich demonstriere am 1. Mai mit meiner Gewerkschaft, weil der Kampf um 
Frieden, Arbeit, Solidarität Klassenkampf ist. 

Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP 

Die Demo am 1. Mai in Stuttgart ist geprägt vom internationalen Charakter 
dieses Tages durch die Teilnahme von vielen Kolleginnen und Kollegen aus 
zahlreichen Ländern. Die internationale Solidarität ist spürbar. Das tut gut 
in diesen Zeiten und ist wichtig als Zeichen gegen die Rechtsentwicklung. 
Christa Hourani, ehemals Betriebsrätin und VK-Leiterin in der Daimler-Zen¬ 
trale Stuttgart, aktiv bei den Gewerkschaftslinken 

Ich demonstriere für Pflege statt Panzer, für mehr Personal für die Kranken¬ 
häuser statt für militärische Mordeinsätze. Gesundheit muss endlich staatliche 
Kernaufgabe werden! 

Monika Münch-Steinbuch, Sprecherin des Bündnisses „Mehr Personal für un¬ 
sere Krankenhäuser“ Region Stuttgart 
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Politik 


unsere zeit m 


Das Abkassieren stoppen 

Die neu zu regelnde Grundsteuer als Reichensteuer durchsetzen 



D as Bundesverfassungsgericht er¬ 
klärte im April 2018 die Grund¬ 
steuer für verfassungswidrig, da 
die Berechnung des Einheitswerts für 
Grundstücke und Gebäude zu Un¬ 
gleichheiten gegenüber anderen Ver¬ 
mögenswerten geführt hat. Die Ent¬ 
scheidung des Bundesverfassungs¬ 
gerichts zur Grundsteuer setzt den 
Gesetzgeber erheblich unter Zeitdruck. 
Seit 25 Jahren gibt es die Bund-Länder- 
AG zur Reform der Grundsteuer, ohne 
dass bisher eine Entscheidung getroffen 
wurde. Bis Ende 2019 muss dafür eine 
neue gesetzliche Grundlage geschaf¬ 
fen werden. Die Umsetzung soll bis 
2025 erfolgen. Für die Gemeinden ist 
die Grundsteuer mit jährlichen Einnah¬ 
men von 14 Milliarden Euro nach der 
Gewerbesteuer die wichtigste Steuer, 
die sie selber mit eigener Hebesatzung 
festsetzen dürfen. 

Vom Grundsatz ist die Grundsteuer 
eine Vermögens- und Eigentumssteu¬ 
er für Grundstückseigentümer und 
Hausbesitzer. Unter der Kohl-Regie¬ 
rung wurde die gesetzliche Grundlage 
geschaffen, dass die Grundsteuer vom 
Hauseigentümer auf die Mieter im Rah¬ 
men der Nebenkosten umgelegt werden 
kann. Die Schröder-Regierung hat die¬ 
se Regelung später bei der Änderung 
der Mietgesetzgebung übernommen. 57 
Prozent aller Haushalte in Deutschland 
wohnen zur Miete. Bei den Ein-Perso- 
nen-Haushalten sind es 72 Prozent. Die 


große Mehrheit der Bevölkerung wird 
mit der Grundsteuer kräftig abkassiert. 

Eine gesetzliche Neuregelung muss 
den Bodenwert eines Grundstückes 
zur Berechnungsgrundlage bei der 
Grundsteuer machen. Der Deutsche 
Mieterbund NRW fordert: „In diesem 
Zusammenhang sollten unbebaute 
Grundstücke stärker belastet werden 
als bebaute.“ Damit könnte die Grund¬ 
stücksspekulation wirksamer bekämpft 
und der Druck, Neubauten zu errichten, 
erhöht werden. Dies führe zu einer Ent¬ 
spannung auf dem Wohnungsmarkt und 
zur Senkung des Mietniveaus. 

Der Deutsche Städtetag fordert eine 
Reform der Grundsteuer auf der Basis 
eines Bundesrats-Modells aus dem Jahr 
2016. Danach sollen unbebaute Grund¬ 
stücke mit dem jeweiligen Bodenricht¬ 
wert bewertet werden. Bei bebauten 
Grundstücken kommt dann der Wert 
des Gebäudes hinzu. „Die Kommunen 
werden nach einer Reform auf dieser 
Basis maßvoll von ihrem Hebesatzrecht 
Gebrauch machen“, heißt es in einer 
Erklärung des Städtetages. Dies kann 
sich angesichts der politisch gewollten 
chronischen Unterfinanzierung der Ge¬ 
meinden schnell als leere Versprechung 
heraussteilen. 

Insbesondere die Industrie wehrt 
sich gegen eine Berechnung der Grund¬ 
steuer auf den Bodenwert. In einer Er¬ 
klärung des Bundes der deutschen In¬ 
dustrie (BDI) wird der Gesetzgeber 


aufgefordert: „Aus Sicht der Industrie 
ist eine Regelung nötig, die auf eine 
vollständige Neubewertung verzichtet. 
Eine völlige Neubewertung der rund 
35 Millionen Grundstücke (...) wür¬ 
de zu einem enormen Bewertungsauf¬ 
wand für Unternehmen führen.“ Die 
Konzerne haben es bisher immer ver¬ 
standen, ihre Grundsteuer gegenüber 


der Finanzverwaltung kleinzurechnen 
und wollen nicht daran rühren. Da die 
Grundsteuer steuerlich absetzbar ist, 
zahlt letztlich der Steuerzahler für die 
Industrie. Dies soll im Interesse der 
Konzerne und Großgrundbesitzer un¬ 
angetastet bleiben. 

Der Kampf für bezahlbare Mie¬ 
ten mobilisiert immer mehr Men¬ 


schen. Das zeigte die Demonstrati¬ 
on von 25 000 Menschen in Berlin 
sowie die 10 000 Unterschriften ge¬ 
gen eine Erhöhung der Grundsteuer 
in Bottrop. 

Michael Gerber 

Michael Gerber sitzt für die DKP im 
Stadtrat von Bottrop 


Pressefest wird Friedensfest Wer zahlt die Zeche? 

Neuer Parteivorstand tagt in Essen • Unterschriftenaktion angelaufen, Die Parität wird wieder eingeführt - und 

UZ-Pressefest stellt Thema Frieden in den Mittelpunkt Gesundheitsminister Spahn will die Beiträge senken 



3 085 von der DKP gesammelte Un¬ 
terschriften, das war der Stand auf der 
1. Tagung des neuen DKP-Parteivor- 
standes (PV), die am 21. und 22. Ap¬ 
ril in Essen stattfand. Die DKP hatte 
auf ihrem 22. Parteitag Anfang März 
beschlossen, 30 000 Unterschriften für 
die Kampagne „Abrüsten statt Aufrüs¬ 
ten“ zu sammeln und zwar bis zum UZ- 
Pressefest, das vom 7. bis zum 9. Sep¬ 
tember in Dortmund stattfinden wird. 
Das sei „ein ermutigender Anfang“, 
der zeige, dass die Unterschriftenak¬ 
tion der DKP in Fahrt gekommen ist, 
kommentierte Parteichef Patrik Kö- 
bele. Wie diese Fahrt fortgesetzt wer¬ 
den kann, erklärte Björn Schmidt, Lei¬ 
ter der Friedenskommission der DKP. 
Er legte eine Konzeption vor, die die 
derzeitige Ausgangslage und die politi¬ 
schen Ziele der DKP formuliert. 

Die NATO-Vereinbarung, die Rüs¬ 
tungsausgaben auf 2 Prozent der Wirt¬ 
schaftsleistung (BIP) zu erhöhen, stell¬ 
te Schmidt in direkten Zusammenhang 
mit der Konfrontationspolitik gegen 
Russland. Charakter und Tempo der 
Aufrüstung hätten sich seit 2014, dem 
Jahr des Putsches in der Ukraine, ver¬ 
ändert. Auch bei der Neuausrichtung 
der Bundeswehr spiele ein möglicher 
Krieg der Großmächte wieder eine 
Rolle. Auch wenn der Aufruf „Abrüs¬ 
ten statt Aufrüsten“ diese Hintergrün¬ 
de nicht aufzeige, wie auch die Kriege 
von NATO und Bundeswehr uner¬ 
wähnt blieben, so ziele die Kampagne 
dennoch darauf ab, „den NATO- und 
BRD-Kriegstreibern eine Hürde an der 
richtigen Stelle in den Weg zu legen“, 
so Schmidt. 

Patrik Köbele zeigte sich in diesem 
Fall nicht erfreut darüber, dass „das Le¬ 
ben die Orientierungen unseres Partei¬ 
tages“ bestätige. Es mache Angst, wenn 
man sehe, „wie der Imperialismus mit 
dem Feuer spielt“, sagte Köbele. Der 
Parteivorstand beschloss eine Mobili¬ 
sierung zur DKP-Aktionswoche in Bü¬ 
chel (18. bis 22. Juli) und zu den Aktivi¬ 
täten gegen die US-Airbase Ramstein 
(23. Juni bis 1. Juli). Darüber hinaus 
wird ein Aktiven-Ratschlag organisiert, 
auf dem Erfahrungen der Unterschrif¬ 
tensammlung ausgewertet und für alle 
DKP-Gruppen nutzbar gemacht wer¬ 
den sollen. Frieden und Abrüstung, 


das werden auch die zentralen The¬ 
men sein, mit denen die Kommunisten 
in den EU-Wahlkampf gehen müssen. 
Die EU-Wahlen werden voraussicht¬ 
lich vom 23. bis 26. Mai 2019 stattfin¬ 
den. Der Parteivorstand ruft die Glie¬ 
derungen der DKP auf, über die Frage 
des Eingreifens in die EU-Wahlen zu 
diskutieren und schlägt eine Eigenkan¬ 
didatur vor. Die 2. Tagung des PV im 
Juni wird sich in einem Schwerpunkt 
mit dieser Frage befassen. 

Einstimmig votierten die Mitglieder 
des PV für einen bundesweiten Akti¬ 
onstag im Herbst in Kiel unter dem 
Motto: „100 Jahre Novemberrevoluti¬ 
on - 100 Jahre KPD - Für eine Ostsee 
als Meer des Friedens“. Dieser war von 
den Mitgliedern aus Schleswig-Hol¬ 
stein beantragt worden. 

Der Stand der Vorbereitungen für 
das 20. UZ-Pressefest war ein weiteres 
Thema der PV-Tagung. Die Geburts¬ 
tage von Marx, SDAJ und DKP, 100 
Jahre Novemberrevolution und KPD- 
Gründung sollen zusammen mit der 
aktuellen Zuspitzung der Kriegsgefahr 
die inhaltliche Ausrichtung des Presse¬ 
festes bestimmen. Zentral organisier¬ 
te Runden soll es u.a. zu den Themen 
Krieg und Frieden sowie den Kämpfen 
um Entlastung im Gesundheitswesen 
und Arbeitszeitverkürzung geben. Mit 


einem Antikriegsmeeting am Samstag 
auf der Hauptbühne ist ein politischer 
Höhepunkt geplant, für weitere werden 
die zahlreichen Kulturschaffenden sor¬ 
gen, darunter „The Busters“, Konstan¬ 
tin Wecker, Esther Bejarano und Mi- 
crophone Mafia, Erich Schaffner, Kai 
Degenhardt und viele mehr. Bis zur 
PV-Tagung konnten bisher über 62 000 
Euro Spenden gesammelt werden, was 
Bundeskassierer Klaus Leger als gro¬ 
ßen Erfolg bezeichnete. Schleppend 
verlaufe dagegen noch der Verkauf 
von UZ-Buttons, die nicht nur einen 
wesentlichen Beitrag zur Finanzierung 
leisteten, sondern auch als Werbema¬ 
terial von zentraler Bedeutung seien. 

Mit der 1. PV-Tagung des neuen 
Parteivorstandes wurden auch weitere 
Mitglieder des Sekretariats bestimmt 
und gewählt. Neben den Parteivorsit¬ 
zenden Patrik Köbele, Wera Richter 
(Organisationspolitik) und Hans-Peter 
Brenner (Marxistische Theorie und Bil¬ 
dung), die direkt vom Parteitag gewählt 
wurden, werden Klaus Leger (Finan¬ 
zen und Öffentlichkeitsarbeit), Björn 
Schmidt (Friedensarbeit), Olaf Harms 
(Betrieb & Gewerkschaft), Michael 
Grüß (Kommunales) und Lars Mör- 
king (UZ-Redaktion) dem Sekretariat 
angehören. 

UZ 


Im Koalitionsvertrag findet man kein 
Wort zur Beseitigung der sozialen Un¬ 
gleichheit im Land, zur stärkeren Be¬ 
steuerung hoher Einkommen oder gro¬ 
ßer Vermögen. Zur Beruhigung gibt es 
aber ein bisschen sozialpolitische Tün¬ 
che: Dazu gehört die vorgebliche Rück¬ 
kehr zur Parität. Ab Anfang 2019, so ist 
es geplant, werden die bislang nur von 
den abhängig Beschäftigten gezahlten 
Zusatzbeiträge zu den Krankenkassen 
zur Hälfte von den „Arbeitgebern“ 
übernommen. 

Die SPD feierte das als ihren Er¬ 
folg. Dabei war es schon Kanzler Ger¬ 
hard Schröder (SPD), der im Jahr 2003 
die Parität abschaffen wollte. Damit 
aber noch nicht durchkam. Durch eine 
Kopfpauschale („Rürup-Prämie“) soll¬ 
ten - angeblich - vor allem Geringver¬ 
diener entlastet werden. Abgeschafft 
wurde die Parität auf Druck der Un¬ 
ternehmerverbände. Am 12. November 
2010 setzten CDU, CSU und FDP im 
Bundestag ihr Gesetz zur Finanzierung 
der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) durch. Entsprechend stieg der 
allgemeine Beitragssatz zur gesetzli¬ 
chen Krankenversicherung zum 1. Ja¬ 
nuar 2011 von 14,9 auf 15,5 Prozent. 
Abhängig Beschäftigte mussten 8,2, 
die „Arbeitgeber“ nur noch 7,3 Prozent 
des Beitrags zahlen. Folgende Beitrags¬ 
satzerhöhungen mussten die abhängig 
Beschäftigten alleine finanzieren, der 
sogenannte Arbeitgeberanteil wurde 
eingefroren. Die gesetzlichen Kran¬ 
kenkassen konnten zudem von 2012 an 
Zusatzbeiträge in unbegrenzter Höhe 
von ihren Versicherten verlangen, die 
bisherige Obergrenze von einem Pro¬ 
zent des Einkommens entfiel. Vorher¬ 
gegangen war eine lange Debatte um 
die „Wettbewerbsfähigkeit der deut¬ 
schen Wirtschaft“ und über angeblich 
zu hohe Lohnnebenkosten. 

Die Fraktion der Partei „Die Linke“ 
im Bundestag kritisierte damals, CDU, 
CSU und FDP vollzögen einen grund¬ 
legenden Systemwechsel in der Finan¬ 
zierung der GKV: „Mit dem GKV-Fi- 
nanzierungsgesetz zerschlagen sie die 
Prinzipien der solidarischen und pa¬ 
ritätischen Finanzierung der Gesund¬ 
heitskosten. (...) Menschen mit gerin¬ 
gem Einkommen werden prozentual 
höher belastet als Gutverdienende.“ 


Die seitdem im Gesundheitsbereich 
anfallenden Mehrkosten liegen weit¬ 
aus höher. So mussten Versicherte al¬ 
lein im Jahr 2017 2,1 Milliarden Euro 
für Arzneimittel zuzahlen. Ein Trend, 
der schon seit einigen Jahren anhält. 
Die Zahl der von der Zuzahlung be¬ 
freiten rezeptpflichtigen Medikamente 
hat sich von 2011 bis 2017 fast halbiert. 
Seit 1. April dieses Jahres sind weitere 
Medikamente zuzahlungspflichtig. Bril¬ 
len werden nur in Ausnahmefällen be¬ 
zahlt usw. Nun soll ab 2019 wenigstens 
die Parität wieder eingeführt werden. 

Doch es gibt Widerstand: Ende 
November 2017, die neue GroKo stand 
noch „in den Sternen“, gab BDA-Präsi- 
dent Ingo Kramer auf dem sogenann¬ 
ten Arbeitgebertag noch einmal die Li¬ 
nie vor: Er rief die künftige Regierung 
zu einem wirtschaftsfreundlichen Kurs 
auf: „Finger weg von neuen Wachs¬ 
tums- und beschäftigungsschädlichen 
Gesetzen und Verordnungen.“ Mitte 
Januar bezweifelte er, dass eine große 
Koalition ihre Zusage zur Begrenzung 
der Lohnnebenkosten auf Dauer wird 
einlösen können. „Das ist eine unserer 
wichtigsten Forderungen“, erklärte er 
damals mit Blick auf die Zusicherung 
der Parteiensondierer, den Sozialabga¬ 
benanteil unter 40 Prozent zu halten. 
Ob dies zu schaffen sei angesichts der 
sozialpolitischen Verabredungen der 
Parteien, etwa im Renten- und Kran¬ 
kenversicherungsbereich, stehe in Fra¬ 
ge. Kramer warf den Sondierern vor, 
zu viel für Umverteilung und zu wenig 
für Zukunftssicherung tun zu wollen. 
Er warnte, die vereinbarte Rückkehr 
zur paritätischen Finanzierung in der 
gesetzlichen Krankenversicherung be¬ 
deute eine milliardenschwere Mehrbe¬ 
lastung für Unternehmen, mindestens 
fünf Milliarden Euro mehr im Jahr. 
„Fakt ist: Schon bisher tragen wir als 
Arbeitgeber mehr als die Hälfte der 
Krankheitskosten.“ Und er forderte: 
„Wenn wir von wirklicher Parität spre¬ 
chen wollen, dann müssen wir die Kos¬ 
ten für die Lohnfortzahlung im Krank¬ 
heitsfall mit einbeziehen.“ 

Gesundheitsminister Spahn (CDU) 
plädiert wohl vor allem deshalb derzeit 
für eine Beitragssenkung durch die 
Krankenkassen. 

Nina Hager 
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Wasser auf die Mühlen der AfD 

Aufwendungen für Flüchtlinge werden auf Städte und Gemeinden abgewälzt 


M it Datum 19. April 2018 legten 
zwei Ministerien dem Land¬ 
tag von Nordrhein-Westfalen 
einen Gesetzentwurf zur Änderung 
des Teilhabe- und Integrationsgeset¬ 
zes vor. Es sind die zwei Ministerien 
mit recht gemütlichen Namen: Das ers¬ 
te ist für Kinder, Familie, Flüchtlinge 
und Integration zuständig, das ande¬ 
re für Heimat, Kommunales, Bau und 
Gleichstellung. Ihr Gesetzentwurf ist 
aber geeignet, Konkurrenzängste und 
Unfrieden unter den Ärmsten zu stif¬ 
ten und Wasser auf die Mühlen der 
AfD zu leiten. 

Für das Jahr 2018 wird vorgesehen, 
dass die Kosten des Aufenthalts gedul¬ 
deter Flüchtlinge mit 100 Millionen 
Euro den Kommunen erstattet wer- 


In Thüringen waren am 15. April 2018 
knapp 1,6 Millionen Wahlberechtigte 
aufgerufen, die Oberbürgermeister der 
sechs kreisfreien Städte sowie die Land¬ 
räte in 14 von 17 Kreisen zu wählen. 
Auch die Bürgermeister in 100 Kom¬ 
munen wurden gewählt. Zum ersten 
Mal durften Jugendliche ab 16 Jahren 
wählen. Die Wahlbeteiligung lag mit 
47,1 Prozent jedoch auf einem ähnlich 
niedrigen Niveau wie bei der Kommu¬ 
nalwahl 2012 (46,6 Prozent). 

Der Schwerpunkt dieser Wahlaus¬ 
wertung liegt auf der Landrats- und 
Oberbürgermeisterwahl, weil hier ins¬ 
besondere die Parteien Kandidaten auf¬ 
stellten, während es in den Gemeinden 
oft parteilose Einzelbewerber waren. 

Im Überblick lässt sich sagen, dass 
das sogenannte rot-rot-grüne Lager 
(rrg) - immerhin stellt es eine Koaliti¬ 
on aus den Parteien „Die Linke“, SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen seit 2014 
mit einem linken Ministerpräsidenten 
die Landesregierung - ganz offensicht¬ 
lich keine Mehrheit erringen konnte. 
Das rechte Lager, also CDU und AfD, 
brachten es zusammen auf weit mehr 
Stimmen. 

„Die Linke“ trat mit 10 eigenen 
Kandidaten für die Landrats- und 
Oberbürgermeisterwahlen an. Sie er¬ 
reichte damit landesweit 11,6 Prozent 
der Stimmen und verlor etwa 4 Prozent 
im Vergleich zu 2012. „Die Linke“ ver¬ 
teidigte ihre Landrätin im Ilmkreis. In 
Eisenach ist die amtierende „Linke“- 
Oberbürgermeisterin in der Stichwahl. 
Im Landkreis Altenburger Land kämpft 
die amtierende „Linke“- Landrätin, die 
nur ganz knapp vor der AfD gelandet 
ist, in der Stichwahl mit dem CDU-ler 
um ihr Amt. Weiterhin konnte „Die 
Linke“ ihren Bürgermeister in Söm¬ 
merda verteidigen. 

Die SPD stellte elf Kandidaten für 
die Landrats- und Oberbürgermeister¬ 
wahlen auf. Sie erreichte landesweit 17,3 
Prozent und verlor damit etwas mehr 
als 6 Prozent im Vergleich zu 2012. 
Bündnis 90/Die Grünen traten immer¬ 
hin in 6 von 20 Landkreisen bzw. kreis¬ 
freien Städten an, schafften aber keine 


den. Das klingt großzügig, ist es aber 
nicht. Angeblich soll damit einer drin¬ 
genden Finanzierungslücke abgeholfen 
werden, für die gegenwärtig die Städ¬ 
te und Gemeinden aufkommen. Dabei 
sind sie häufig hoch verschuldet. Und 
sollen es bleiben. 

Es geht um die Ansprüche von 
Asylbewerbern aus dem Asylbewer¬ 
ber-Leistungsgesetz, deren Asylantrag 
zwar abgelehnt ist. Ihr weiterer Auf¬ 
enthalt wird aber geduldet, weil sie aus 
ganz unterschiedlichen Gründen nicht 
ausreisen können. Da klafft eine Lücke. 
Bei der Berechnung der Ausgleichszah¬ 
lungen wurde bisher regierungsseitig 
von einer fiktiven Drei-Monate-Frist 
der Duldungsdauer ausgegangen. Tat¬ 
sächlich aber bleiben die Geduldeten 


Achtungserfolge. Die CDU ist unter 
den Parteien Wahlsiegerin, sie konnte 
ihr Gesamtergebnis von 33,8 Prozent 
auf 37,8 Prozent steigern. Die AfD trat 
in 7 Städten und 5 Landkreisen an und 
erreichte damit immerhin 10,2 Prozent 
der landesweit abgegebenen Stimmen. 

Es wird immer wieder konstatiert, 
dass Bürgermeister- und Landrats wäh¬ 
len in erster Linie Personenwahlen sind. 
Das ist natürlich richtig und in vielen 
Kommunen treten ja auch Parteilose, 
Einzelbewerber und/oder Kandidaten 
für Vereine und Initiativen oder Freie 
Wähler an. 

Gleichwohl zeigen auch diese Wah¬ 
len, dass in Thüringen ein Rechtsruck 
zu verzeichnen ist. Der bildet sich aber 
nicht allein in Wählerstimmen oder 
der Anzahl der Kandidaten ab, son¬ 
dern auch in den Auswirkungen, die 
der Antritt der AfD auf die Wahlstrate¬ 
gie der anderen Parteien hat. Im Land¬ 
kreis Gotha beispielsweise wählten 
zur Bundestagswahl 2017 18 400 Men¬ 
schen die AfD. Wegen dieses Erfolges 
der AfD wurde gerade im linken Um¬ 
feld befürchtet, dass es bei einer Spal¬ 
tung des Wählerpotentials durch eige¬ 
ne Kandidaturen von „Die Linke“ und 
SPD zu einer Stichwahl zwischen CDU 
und AfD kommen könnte. Aus diesem 
Grund einigte man sich in der „Linken“ 
darauf, keinen eigenen Kandidaten auf¬ 
zustellen, sondern den SPD-Kandida- 
ten, der schon gekürt war, zu unterstüt¬ 
zen. Dieses Kalkül ist erst einmal auf¬ 
gegangen, SPD und CDU stehen in der 
Stichwahl, der AfD-Kandidat lag mit 18 
Prozent und 9 300 Stimmen auf Platz 
drei. Ob und wie sich solche Entschei¬ 
dungen für „Die Linke“ bei zukünfti¬ 
gen Wahlen auswirken werden, bleibt 
abzuwarten. 

Alle Parteien, die auch bei Land¬ 
tags- und Bundestagswahlen antreten, 
versuchten möglichst viele Kandidaten 
aufzustellen. Es gestaltete sich aber 
selbst im rrg-“Lager“ immer schwie¬ 
riger flächendeckend Kandidaten zu 
finden. Für die Landratswahl in Hild¬ 
burghausen stellte rrg gar keinen Kan¬ 
didaten. Je mehr die Wahlberechtigten 


länger und können folglich länger An¬ 
sprüche aus dem Asylbewerber-Leis¬ 
tungsgesetz geltend machen. 

Deswegen hatte der NRW-Städte- 
tag noch kurz vor der Landtagswahl im 
Mai vergangenen Jahres Forderungen 
an die künftige Landesregierung ge¬ 
stellt: „Entgegen der im Rahmen der 
Verhandlungen zur Flüchtlingsfinan¬ 
zierung im Jahr 2015 zugrunde gelegten 
Prognose bleiben geduldete Flüchtlin¬ 
ge immer noch deutlich länger als drei 
Monate nach Abschluss des Verfahrens 
in Deutschland. Dabei beziehen sie 
weiterhin Leistungen nach dem Asyl¬ 
bewerber-Leistungsgesetz (AsylbLG), 
für die die Kommunen nach drei Mo¬ 
naten keine Erstattung nach geltendem 
Flüchtlingsaufnahmegesetz (FlüAG) 
erhalten. Die Städte fordern eine Er¬ 
stattung nach FlüAG für geduldete 
Flüchtlinge so lange wie Ansprüche 
nach AsylbLG bestehen.“ 

NRW-Integrationsminister Joachim 
Stamp (FDP) kennt also das Problem. 
Im Lande leben über 52 000 abgelehn¬ 
te Asylbewerber mit einer Duldung. 
Die Kostenerstattung an die Kom¬ 
munen ist versprochen, bislang aber 
ausgeblieben. Die Novelle des Teilha¬ 
be- und Integrationsgesetzes soll dem 
Rechnung tragen. Indes werden die 
vorgesehenen Ausgleichszahlungen 
für die 396 NRW-Gemeinden bei 100 
Millionen Euro gedeckelt. Im Wahl¬ 
kampf dagegen war seitens der CDU 
noch die Rede von 434 Millionen Euro 
für die Integration von Flüchtlingen. 
Diese Summe sieht die Bundesregie¬ 
rung zur Entlastung der Landeskasse 
vor, zahlt sie auch, aber den Gemein- 


das Gefühl haben, dass die regierenden 
Parteien ja eh alle dieselbe Politik ma¬ 
chen, desto einfacher haben es Rechte, 
Wahlerfolge einzufahren. Das kann nur 
geändert werden, wenn linke Parteien 
ihr Profil schärfen und wenn sie - und 
das sage ich gerade in Bezug auf meine 
Partei „Die Linke“ - die Regierungspo¬ 
litik auch in Thüringen kritisch bewer¬ 
ten. Wenn beispielsweise die Politik von 
rrg mit Blick auf die Lebensumstände 
der Ärmsten versagt, wenn unter rrg 
Abschiebungen durchgeführt werden 
oder wenn Bildungsgerechtigkeit und 
gute Schulbildung nicht verwirklicht 
werden, müssen „Linke“ an der Seite 
der Betroffenen laut und deutlich pro¬ 
testieren und Veränderung einfordern. 
Nur so kann wieder Vertrauen gewon¬ 
nen werden. Johanna Scheringer-Wright 

Johanna Scheringer-Wright ist für die 
Partei „Die Linke“ im thüringischen 
Landtag 
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den wird sie vorenthalten. Im Kreistag 
von Heinsbach kritisiert Ralf Derichs, 
SPD, dieses Vorgehen. „In ihrem Wahl¬ 
programm hat die CDU damit gewor¬ 
ben, die Integrationspauschale des 
Bundes vollständig an die Kommunen 
weiterleiten zu wollen. Dieses Wahl¬ 
versprechen wurde von der Landes¬ 
regierung gebrochen. Dabei wäre das 
Geld für die finanzschwachen Kom¬ 
munen in NRW dringend notwendig, 
um Maßnahmen zur Integration von 
Flüchtlingen finanzieren zu können.“ 
Derichs ergänzt: „Hinzu kommt, dass 
Gelder nicht nur einbehalten werden, 
sie werden auch nicht bei der Finanz¬ 
ausgleichsmasse zur Berechnung der 
Schlüsselzuweisungen berücksichtigt. 
Damit enthält das Land die Mittel 
nicht nur vor, es ist faktisch eine Kür¬ 
zung.“ 

Im Kreis Düren summiert sich der 
Finanzbedarf in den 15 Städten und 
Gemeinden auf über 8 Millionen Euro. 
Die Stadt Schwelm muss im Haushalt 
2018 mehr als 800 000 Euro für gedul¬ 
dete Flüchtlinge vorsehen. Dabei ist sie 
auf Mittel aus dem Stärkungspakt an¬ 
gewiesen. Im Städtchen Drensteinfurt 
belaufen sich die zusätzlichen Kosten 
auf über 500 000 Euro. Sunderns Bür¬ 
germeister Ralph Brodel beklagt eine 
Lücke von 600 000 Euro. In Reckling¬ 
hausen rechnet Stadtkämmerer Ekke¬ 
hard Grunewald damit, dass die Stadt 
auf Kosten von 4,65 Millionen Euro sit¬ 
zenbleibt. In anderen Bundesländern, 
Bayern und Baden-Württemberg bei¬ 
spielsweise, würden die Kosten den 
Kommunen komplett erstattet. 

Klaus Stein 

Als Zeichen 
der Solidarität 

DKP-Vorsitzender Patrik 
Köbele tritt der Roten Hilfe bei 

Der CDU-Bundestagsabgeordnete Ar¬ 
min Schuster, Obmann seiner Partei im 
Innenausschuss, hat gefordert, ein Ver¬ 
bot der linken Antirepressionsorgani¬ 
sation Rote Hilfe e.V. zu prüfen. Schus¬ 
ter begründet sein Ansinnen mit einem 
angeblich rechtsstaatsfeindlichen Ver¬ 
halten der Roten Hilfe. 

In einer Pressemittelung stellt die 
DKP klar, dass die Rote Hilfe und die 
DKP für die Verteidigung der Grund¬ 
rechte eintritt und nicht die CDU/CSU 
mit ihren repressiven Polizeigesetzen. 

Dazu erklärt Patrik Köbele, Vorsit¬ 
zender der DKP: „Aus Solidarität mit 
der Roten Hilfe und zur Verteidigung 
von Grundrechten und Meinungsfrei¬ 
heit bin ich heute der Roten Hilfe bei¬ 
getreten“ 

Die Pressemitteilung kann man auf 
news.dkp nachlesen. 


Erneuerung in 
der GroKor 

Nach der Bundestagswahl im Sep¬ 
tember 2017 war Andrea Nahles - 
wie auch der damalige Parteivor¬ 
sitzende Martin Schulz - angeblich 
bereit, in die Opposition zu gehen. 
Später kündigte sie harte Sondie¬ 
rungsgespräche bzw. Koalitionsver¬ 
handlungen an. Im Koalitionsvertrag 
ist von den SPD-Wahlversprechen 
nicht viel übrig geblieben. Die Hoff¬ 
nung, dass etwa vom SPD-Bundes- 
parteitag am vergangenen Wochen¬ 
ende oder einer neuen Vorsitzenden 
ein Aufbruchssignal ausgehen wird, 
ist nach der Wahl von Andrea Nahles 
mit schmalen 66,4 Prozent der Deli- 
gierten völlig illusorisch. Sie will die 
Große Koalition am Laufen halten. 
Ihre Partei soll verlässlicher Regie¬ 
rungspartner sein, aber mit eigener, 
unverwechselbarer politischer Hand¬ 
schrift. 

AfD klarer Verlierer 

Die AfD war bei den Landratswahlen 
in 6 von 14 Brandenburger Landkrei¬ 
sen angetreten. Sie wollte in Bran¬ 
denburg den bundesweit ersten Ver¬ 
waltungschef eines Landkreises per 
Direktwahl durch den Bürger stellen. 
Dazu hatte man extra drei Kandida¬ 
ten im konservativ geprägten Süd¬ 
brandenburg ins Rennen geschickt. 
Dort war die AfD bei der Bundes¬ 
tagswahl hinter der CDU auf Platz 2 
gelandet. Doch bei den Landratswah¬ 
len lag kein AfD-Kandidat vorn. Nur 
in einem Fall muss sich die CDU bei 
der Stichwahl dem AfD-Kandidaten 
stellen - im Landkreis Spree-Neiße. 
In der Stichwahl Anfang Mai hat der 
AfD-Kandidat aber keine Chance. 

Abschiebung verhindert 

Spontane Proteste konnten die ge¬ 
plante Abschiebung eines Syrers im 
nordhessischen Witzenhausen verhin¬ 
dern. Eine Polizeistreife war gegen 1 
Uhr zum Wohnhaus des 27 Jahre al¬ 
ten Syrers gefahren, um Vollzugshilfe 
für das Regierungspräsidium zu leis¬ 
ten und den Mann festzunehmen. Der 
Flüchtling sollte in sein Einreiseland 
Bulgarien zurückgebracht werden. 

Anwohner bekamen die sich 
anbahnende Rückführung mit und 
sprangen dem Syrer zur Seite. Sie er¬ 
richteten eine Blockade und wollten 
die Abfahrt des Streifenwagens ver¬ 
hindern. Eine Person habe sich sogar 
an ein Einsatzfahrzeug gekettet. Da¬ 
bei wurden mehrere Polizisten und 
etwa ein Dutzend Demonstranten 
verletzt. Der Arbeitskreis Asyl Wit¬ 
zenhausen ging von deutlich mehr 
verletzten Demonstranten aus. 

Laut Polizei wurde der Syrer nicht 
abgeschoben. Eine Anwaltskanzlei 
teilte mit, die Abschiebung sei „in 
letzter Sekunde gestoppt“ worden. 

Trauer und Unmut 

Der türkische Außenminister Mev- 
lüt Cavusoglu kommt zur Trauerfei¬ 
er für die Angehörigen der Familie 
Gene, die beim Brandanschlag vor 
25 Jahren zu Tode kamen, nach So¬ 
lingen. Die DKP Solingen schreibt 
dazu: „Nein, willkommen in unse¬ 
rer Stadt ist der türkische Außenmi¬ 
nister nicht. (...) Dieser Mensch ist 
führender Vertreter eines autoritä¬ 
ren Regimes, das einen Angriffskrieg 
führt, Andersdenkende verfolgt und 
terrorisiert, darunter auch mit uns 
verbundene türkische kommunisti¬ 
sche Gruppen.“ Cavusoglu kommt 
aber auf Einladung von Hinterblie¬ 
benen. Es sind daher Aktionen, Ver¬ 
anstaltungen, eine Demonstration 
am Samstag, dem 26. Mai, ein Stern¬ 
marsch der Schülerinnen und Schü¬ 
ler am 29. Mai geplant, die Solinger 
VVN-BdA veranstaltet ein Konzert. 
„Alle diese Dinge zeigen, wir füh¬ 
len uns im Leid und Trauer mit der 
Familie Gene verbunden, aber wir 
sehen Rassismus, Intoleranz, Neo¬ 
faschismus als Ursachen der dama¬ 
ligen Morde, geschehen auf dem 
Nährboden von „das Boot ist voll“, 
wie damals gehetzt wurde. Und die 
politischen Verhältnisse sind noch 
viel weiter nach rechts gegangen“, 
schreiben die Solinger Kommunis¬ 
ten weiter. 
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Deutsche Wahlhilfe für Erdogan 

Vorgezogene Wahlen weder frei noch fair - HDP bleibt kämpferisch 


HDP-Anhänger bei einer Demonstration zu den Parlamentswahlen 2015 


I m Windschatten seiner im nordsyri¬ 
schen Afrin eingerückten Leopard- 
II-Panzer aus deutscher Produktion 
will sich Recep Tayyip Erdogan in die¬ 
sem Sommer einen Sieg bei den Parla¬ 
ments- und Präsidentschaftswahlen in 
der Türkei sichern. Das völkerrechts¬ 
widrige Bombardement und die auf 
Dauer angelegte Besatzung der syri¬ 
schen Grenzregion werden von der is- 
lamistischen AKP-Regierung und dem 
faschistischen Koalitionspartner MHP, 
aber auch der sozialdemokratischen 
Oppositionspartei CHP unterstützt. 
Weder NATO noch Europäische Uni¬ 
on haben Erdogans Vorgehen an der 
Seite islamistischer Terrorgruppen ver¬ 
urteilt und damit dem Kriegschauvi¬ 
nismus in der Türkei zusätzliche Nah¬ 
rung gegeben. Der Staatschef weiß die 
Stimmung für sich zu nutzen. Regulär 
hätten die Wahlen im November 2019 
stattfinden sollen. In der vergangenen 
Woche hat der starke Mann am Bospo¬ 
rus bekannt geben lassen, es solle schon 
in zwei Monaten, am 24. Juni 2018, ab¬ 
gestimmt werden. 

Zu den ersten Amtshandlungen 
nach der Vorverlegung der Wahlen ge¬ 
hörte am 19. April die Aberkennung 
der Mandate von zwei weiteren Ab¬ 
geordneten der prokurdischen Demo¬ 
kratischen Partei der Völker (HDP) 
im türkischen Parlament. Der frühere 
Parteisprecher Osman Baydemir und 
die Abgeordnete Selma Irmak verlo¬ 
ren dank AKP und MHP ihren Parla¬ 
mentssitz. Sie waren von der Erdogan- 
Justiz wegen Beleidigung der Polizei 
beziehungsweise Terrorpropaganda 
verurteilt worden. Damit haben mittler¬ 
weile elf der ursprünglich 59 HDP-Ab¬ 
geordneten ihr Mandat verloren. Neun 
HDP-Parlamentarier sitzen im Gefäng¬ 
nis, darunter Irmak sowie die beiden 
früheren Parteivorsitzenden Selahat- 
tin Demirtas und Figen Yüksekdag. Im 
Rahmen des von Staatschef Erdogan 
nach dem Putschversuch vom Juli 2016 
immer wieder verlängerten Ausnahme¬ 


zustands sind tausende weitere HDP- 
Mitglieder festgenommen worden. 

Ungeachtet dessen gibt sich die 
HDP zuversichtlich. „Osman Bayde¬ 
mir und Selma Irmak werden weiter 
den Willen des Volkes repräsentierten, 


während diejenigen, die den Willen des 
Volkes usurpiert haben, auf dem Müll¬ 
haufen der Geschichte landen“, schrieb 
die von Erdogan und der AKP-MHP- 
Allianz verfolgte Oppositionspartei auf 
ihrem Twitter-Kanal. 


Die erst im Februar neu gewählten 
Vorsitzenden der HDP bleiben kämp¬ 
ferisch. „Wir sind bereit für die Wah¬ 
len seit den Tagen, an denen unsere ge¬ 
liebten Kinder in Suruc, Ankara und 
Cizre ermordet wurden“, erklärte Se- 



BAß V 


F ~r.£ ses- 

W y A PM* v ' 

| tA H ATT"*' 


Reformprojekt Krieg Lohnende Angriffe 

Trump will arabische Intervention in Syrien Angriffe auf Syrien bescherten den Rüstungskonzernen 


Der saudische Super-Prinz Mohammed 
bin Salman, der Kronprinz von Saudi- 
Arabien, „reformiert sein Land“, heißt 
es in unseren Medien. Und das kulmi¬ 
niert in der Nachricht des „Spiegel“: 
Saudi-Arabiens neuer Kronprinz will 
kommerzielle Kinos im Land erlau¬ 
ben. Das Reformprojekt Mohammed 
bin Salmans umfasst aber wohl mehr 
als nur ein Kinoprogramm. 

Saudi-Arabien ist mit der Herr¬ 
schaft des Wahhabismus kulturell und 
mit seiner Abhängigkeit vom Öl wirt¬ 
schaftlich rückständig. Sein Militär ist 
selbst mit dem Krieg gegen das arme 
und zerrissene Land Jemen überfordert. 
Für die Zusammenarbeit mit den US- 
Eliten ist das Ziel eines modernisierten 
Saudi-Arabiens förderlich. Tieferge¬ 
hende gesellschaftliche Veränderungen 
sind das nicht - aber ein guter Ansatz 
für eine PR-Kampagne. 

Der jüngste Coup in der erneuer¬ 
ten Zusammenarbeit zwischen Saudi- 
Arabien und den USA: Der Wunsch 
des US-Präsidenten, die USA könn¬ 
ten sich aus Syrien zurückziehen - und 
Saudi-Arabien, womöglich unterstützt 
von anderen arabischen Staaten, „mehr 
Verantwortung“ übernehmen. Vier Mil¬ 
liarden Dollar Unterstützung aus Sau¬ 
di-Arabien fordert Trump und wie vor 
zwei Jahren wird selbst eine mögliche 
Stationierung saudischer Truppen und 
Truppen aus Katar in Syrien genannt. 

Der Wunsch von Trump kommt zu 
einem ungünstigen Zeitpunkt. Militä¬ 
risch hat Saudi-Arabien seine Hilfstrup¬ 
pen in Syrien verloren - die Dschaisch 
al-Islam musste sich aus Ghouta bei 
Damaskus in den Norden Syriens zu¬ 
rückziehen. Und der Krieg im Jemen 
belastet nicht nur die saudische Armee, 


sondern auch die saudische Kriegskas¬ 
se. 

Umgekehrt hat das Pentagon - an¬ 
ders als Trump - keinerlei Interesse da¬ 
ran, US-Truppen aus Syrien abzuziehen, 
im Gegenteil. Neue Stützpunkte wer¬ 
den errichtet, das Ziel ist nach wie vor 
Regime-Change. Und darüber hinaus 
eine Begrenzung des iranischen Ein¬ 
flusses. Nikki Haley, UN-Botschafte- 
rin der USA, beschrieb letztes Jahr das 
Ziel der USA in Syrien: Kein Einfluss 
für Iran und ein stabiles Syrien - selbst¬ 
verständlich ohne Assad. In diesem Ziel 
sind sich Saudi-Arabien und die USA 
einig. 

„Wir unternehmen viel in Syrien aus 
vielen Gründen. Aber es kostet unser 
Land viel und es hilft anderen Ländern 
verdammt viel mehr als uns“, meinte 
Trump. Und so erwartet Trump von 
seinem Partner Mohammed bin Salman 
durchaus einen Beitrag. 

Ein direktes militärisches Abenteu¬ 
er arabischer Staaten in Syrien ist aber 
kaum vorstellbar. Zu groß sind die Dif¬ 
ferenzen der Länder untereinander. Die 
saudische Armee erwies sich im Krieg 
gegen den Jemen als wenig erfolgreich 
und Kairo ist nicht zur Unterstützung 
bereit. Vor zwei Jahren erwies sich der 
Vorschlag einer arabischen Interventi¬ 
on in Syrien als undurchführbar. Heute 
wäre er das noch weniger als damals. 

So bleibt der Vorschlag von US- 
Präsident Trump, der Saudi-Arabien 
mehr Einfluss in Syrien anbietet, eine 
Verhandlung über den Preis. Milliarden 
Dollar für den Wiederaufbau eines au¬ 
tonomen Nordsyrien - damit könnte 
der saudische Kronprinz sein Reformi¬ 
mage weiter aufpolieren. 

Manfred Ziegler 


Seitdem Präsident Trump getwittert 
hatte, dass er die Absicht hat, Syrien zu 
bombardieren, sind die Aktienwerte ei¬ 
niger der größten Waffenproduzenten 
der USA innerhalb einer Woche um 
insgesamt rund 10 Milliarden US-Dol¬ 
lar gestiegen. Seitdem Trump seine An¬ 
kündigung am vergangenen Wochenen¬ 
de wahr gemacht hat, setzt sich die Ral¬ 
lye an der Wall Street fort. 

Mehr als hundert US-amerikani¬ 
sche „Tomahawk“-Raketen wurden 
auf Syrien abgefeuert - Trumps „Ver¬ 
geltung“ für einen angeblichen Angriff 
mit Chemiewaffen von Assads Trup¬ 
pen in Douma - für den die Welt aller¬ 
dings bis heute auf einen Beweis wartet. 
Trumps Tweet am 9. April, laut dem er 
gegen Syrien aktiv werden wolle, ließ 
die Börsenkurse einiger der größten 
Rüstungslieferanten der USA in den 
Himmel schießen und sie steigen im¬ 
mer noch weiter. 

Für Raytheon (RTN), den Kon¬ 
zern, der die Marschflugkörper „Toma¬ 
hawk“ herstellt, die gegen Syrien einge¬ 
setzt wurden, hat sich der Anlagenwert 
um fast 2,5 Milliarden Dollar erhöht. 
Wenn man die Zuwächse der anderen 
Waffenschmieden wie Lockheed Mar¬ 
tin (LMT), General Dynamics (GD), 
Boeing (BA) und Northrop Grumman 
(NOC) addiert, wird mehr als deutlich, 
wie profitabel das Kriegsgeschäft sein 
kann. 

Lockheed Martin liefert das takti¬ 
sche Kontrollsystem, eine der gefrag¬ 
testen Komponenten des Startapparats 
der „Tomahawks“. General Dynamics 
produziert das Feuersystem der Rake¬ 
ten. Boeing baut die Bl-Bombenflug- 
zeuge, die bei den Angriffen eingesetzt 
wurden, und ebenso eine Reihe eigener 


Marschflugkörper, während Grumman 
das Radarsystem und ebenfalls eigene 
Kriegsflugzeuge herstellt, wie den Tarn¬ 
kappenbomber B-2 Stealth. 

Die Schlangen der Spekulanten, 
„Investoren“ genannt, griffen gierig 
nach den geldmachenden Angeboten 
der letzten Tage. Im wichtigsten Aktien- 
Blog „The Street“ empfahl der Börsen¬ 
makler Stephen Guilfoyle „heiße Rüs¬ 
tungsaktien für Syrien“ und erklärte sei¬ 
nen Lesern: „Die Welt bleibt gefährlich 
und gefährliche ,Spielzeuge’ sind immer 
mehr gefragt“. 

Für die Steuerzahler der USA be¬ 
trug der Preis zur Subventionierung der 
Rüstungsprofite mindestens 165 Millio¬ 
nen Dollar - allein für die „Tomahawk“- 
Raketen, für die die US-Regierung ei¬ 
nen Stückpreis von 1,4 Millionen Dol¬ 
lar hinblättern muss. Hinzu kommen 
selbstredend Dutzende Millionen, die 
für die Mobilisierung der Waffensyste¬ 
me und der Truppen, die für die Angrif¬ 
fe benötigt wurden, zu bezahlen sind. 

Auch wenn diese Angriffsrunde le¬ 
diglich als Affäre einer Nacht darge¬ 
stellt wird, so ist sie doch Teil einer an¬ 
haltenden Kampagne der Kriegführung 
in Syrien und im Nahen Osten, mit dem 
Ziel, die Vorherrschaft der USA auf¬ 
rechtzuerhalten gegen den wachsenden 
Einfluss des Iran und Russlands. Es ist 
fast genau ein Jahr her, als ebenfalls ein 
Raketenangriff gegen Syrien ausgeführt 
wurde, und auch dieser wegen eines an¬ 
geblichen Angriffs mit Chemiewaffen. 
Zudem sind seit 2015 US-Truppen mit¬ 
ten im Land stationiert. 

Mit bekannten Falken des Krieges 
in wichtigen Positionen der Regierung - 
wie John Bolton als Nationaler Sicher¬ 
heitsberater, Mike Pompeo als neuer 


zai Temelli am 19. April in Mersin. Die 
Verantwortlichen für die Massaker in 
den kurdischen Städten im Südosten 
der Türkei während der Belagerung im 
Winter 2015/2016 müssten endlich zur 
Rechenschaft gezogen werden. „Der 

24. Juni wird der Tag der Abrechnung 
sein“, so Temelli weiter. 

Ko-Chefin Pervin Buldan rief die 
Parlamentswahlen 2015 in Erinnerung: 
„Wir lieben den Monat Juni. Denkt an 
den 7. Juni!“ Die Abstimmung an jenem 
Tag endete mit massiven Stimmenver¬ 
lusten der Erdogan-Partei. Nachdem 
die AKP seit 2002 unter Erdogan un¬ 
unterbrochen mit absoluter Mehr¬ 
heit regiert hatte, verlor die islamisti- 
sche Regierungspartei die Mehrheit 
der Mandate - die linke prokurdische 
HDP überwand die 10-Prozent-Sperr- 
klausel und zog in die große türkische 
Nationalversammlung ein. Ungeachtet 
der anhaltenden Massenverhaftungen 
und der Verfolgung kritischer Journalis¬ 
ten ist Buldan sicher: „Am Morgen des 

25. Juni werden Erdogan, die AKP und 
(der MHP-Vorsitzende) Bahceli nicht 
länger Teil unseres Lebens sein.“ 

Sicher ist allerdings auch, die Be¬ 
dingungen für die linke Opposition ha¬ 
ben sich dramatisch verschlechtert: Die 
vorgezogenen Wahlen unter den Bedin¬ 
gungen des Ausnahmezustands werden 
weder frei noch fair sein. Presse- und 
Meinungsfreiheit in dem NATO-Mit- 
gliedsland und EU-Beitrittskandidaten 
Türkei gibt es nicht mehr. Von einer un¬ 
abhängigen Justiz kann nach der Ent¬ 
lassung Tausender Richter und Staats¬ 
anwälte und der Besetzung der Posten 
mit Erdogan-loyalen Juristen keine 
Rede sein. 

Die Bundesregierung unterstützt 
das Erdogan-Regime nicht nur mit 
immer neuen Waffenlieferungen, son¬ 
dern leistet auch aktive Wahlhilfe. 
Wirtschaftsminister Peter Altmaier hat 
gerade eine „Vertiefung“ der deutsch¬ 
türkischen Wirtschaftsbeziehungen an¬ 
gekündigt. Rüdiger Göbel 


einen Kapitalzuwachs 

Außenminister und Gina Haspel als 
Chefin der CIA - neigt sich die Wahr¬ 
scheinlichkeit, dass der Raketenangriff 
von Mitte April eine einmalige Sache 
war, immer mehr gegen Null. Diese drei 
Figuren waren verbunden mit dem de¬ 
saströsen Krieg im Irak unter George 
W. Bush, der ebenfalls mit der Notwen¬ 
digkeit begründet worden war, Saddam 
Husseins „Massenvernichtungswaffen“ 
zu beseitigen - Waffen, die gar nicht 
existierten. 

In der Zwischenzeit dauert die Party 
an der Wall Street an, mit der Aussicht 
auf noch bessere Tage für Rüstungspro¬ 
duzenten und deren Couponschneider. 
Unmittelbar nach der Bombardierung 
versprach Trump „Milliarden Dollar“ 
für zusätzliche Militärausgaben. Mit 
direktem Verweis auf die überlegene 
Macht des US-Militärs in aller Welt 
wies er darauf hin, dass niemand dem 
etwas entgegenzusetzen habe. Und ge¬ 
nau das ist es, was die Raketen auf Sy¬ 
rien deutlich machen sollten. 

C.J.Atkins, New York 

Übernommen aus „People's World“, 
Übersetzung Uli Brockmeyer 

„People's World“ ist eine sozialisti¬ 
sche Zeitung aus den USA, die Nach¬ 
richten und Analysen für die Arbei¬ 
terbewegung veröffentlicht. Mit 
einer kleinen Redaktion und einem 
großen Netzwerk freier Autoren ge¬ 
währt sie einen Blick auf lokale, na¬ 
tionale und internationale Kämpfe 
aus Sicht derer, die sie erleben. 

Online unter: 
www.peoplesworld.org 
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Rechter Terror gegen 
Nicaraguas Bevölkerung 


Falschmeldungen und Propaganda heizen Unruhe an 



Randalierer setzten in Leon Sekretariatsgebäude der Nationaluniversität UNAN 
in Brand, dabei verbrannte in einem Laden ein 24-jähriger Mann. 


A ngestiftet von rechter Propan¬ 
da und Falschmeldungen es¬ 
kalierten Proteste gegen eine 
Reform der Sozialversicherung INSS 
mit Mordanschlägen gegen Polizisten, 
Journalisten und FSLN-Mitglieder. 
Es kam zu schweren Zerstörungen in 
mehreren Städten. Die Vizepräsiden¬ 
tin Rosario Murillo sprach von Auf¬ 
standsversuchen. Präsident Daniel 
Ortega rief zum Frieden und Dialog 
auf. Die Reform wurde nach fünf Ta¬ 
gen zurückgenommen. Gelöst ist das 
Problem damit nicht, denn das Defizit 
in der Versicherungskasse wird ohne 
Reform größer werden. 

Die größte Gewerkschaft FNT be¬ 
fürwortete die Reform, ebenso die 
Vereinigung der Hochschullehrer. Sie 
betonten, dass damit die weiterrei¬ 
chenden Vorschläge des Internatio¬ 
nalen Währungsfonds abgeblockt wur¬ 
den. Laut Reform sollte bis 2020 der 
Versicherungsbeitrag der Arbeitgeber 
um 3,5 Prozent auf 22,5 Prozent und 
der der Arbeitnehmer um 0,75 Prozent 
auf 7 Prozent steigen. Die Rentenemp¬ 
fänger sollten eine Solidaritätsabgabe 
von 5 Prozent für die Versorgung von 
Schwangeren und Kranken leisten. 

Der Unternehmerverband COSEP 
und die Handelskammern protestier¬ 
ten gegen die Reform. Sie warnten vor 
Wirtschaftsproblemen durch Kauf¬ 
kraftrückgang der Versicherten und 
Entlassungen. Die Reform würde zu¬ 
dem das Defizit des INSS nicht dauer¬ 
haft beseitigen und nicht zu mehr for¬ 
malen Beschäftigungsverhältnissen 
führen. Die Unternehmer forderten 
eine starke Erhöhung der Mindestan¬ 
zahl von Beitragszahlungen, um einen 
Rentenanspruch zu erwerben. Außer¬ 


dem sollten die reduzierten Renten 
gestrichen werden, die an alte Men¬ 
schen ohne Rentenanspruch gezahlt 
werden. Die Ausgaben des INSS sol¬ 
len nach ihren Vorstellungen um 20 
Prozent gesenkt werden. Die Forde¬ 
rungen des COSEP hätten einen viel 
größeren Einschnitt an Sozialleistun¬ 
gen gebracht als die jüngst beschlosse¬ 
ne Reform. An der hatte der COSEP 
nicht mitgewirkt, weil er sich vor zwei 
Jahren aus Unzufriedenheit mit einer 
Reform im Jahr 2013 aus dem Vor¬ 
stand des INSS zurückgezogen hatte. 

Studentische Gruppen began¬ 
nen mit Protesten, aber der Studen¬ 
tenverband UNEN und der Rat der 


Universitäten lehnten sie ab. Über 
die Medien und das Internet wurden 
die düsteren Voraussagen zur Wirt¬ 
schaftsentwicklung mit Falschmeldun¬ 
gen über angeblich geplante Repres¬ 
sionen der Regierung kombiniert, um 
die Unruhen anzufachen. Zuerst wur¬ 
de nahe einer Universität ein Polizist 
erschossen, dann ein sandinistischer 
Teenager nahe Managua. Die Protes¬ 
te hatten keine sichtbaren führende 
Köpfe, sondern wurden offenbar über 
digitale Medien und Helfer im Hin¬ 
tergrund koodiniert. Die Regierung 
sperrte vorübergehend die Frequen¬ 
zen einiger Fernsehsender, die sich an 
Falschmeldungen beteiligt hatten. 


Die Proteste begannen in der Uni¬ 
versität UPOLI. Dort hat die soge¬ 
nannte Bewegung der Sandinistischen 
Erneuerung MRS, eine 1995 von der 
FSLN abgespaltene und nach rechts 
gerückte Partei, einen merklichen 
ideologischen und personellen Ein¬ 
fluss. 

Der FSLN-Vertreter machte die 
MRS und extrem rechte Kräfte für 
die Eskalation der Proteste verant¬ 
wortlich. Seit einigen Jahren behaup¬ 
ten sie, dass der „Diktator Daniel Or¬ 
tega“ mit Gewalt aus der Regierung 
vertrieben werden müsse. Während in 
Managua und andernorts Einrichtun¬ 
gen des INSS, der Nationaluniversität 
UNAN, pädagogische Institute, öffent¬ 
liche Bauwerke, Bürgermeisterämter, 
ein Radiosender, ein Gerichtsgebäude 
und viele andere Enrichtungen brann¬ 
ten oder durch Vandalen verwüstet 
wurden, verurteilten oppositionelle 
Medien die „Repression“ gegen Stu¬ 
dentenproteste. 

Jugendbanden, Kriminelle und An¬ 
hänger rechter Parteien bestimmten 
zunehmend die Gewaltaktionen. Sie 
mündeten in Plünderungen von Su¬ 
permärkten, Einkaufszentren, kleinen 
Geschäften und Privatwohnungen. An 
einigen Stellen errichteten sie Straßen¬ 
sperren und erpressten Geld von Au¬ 
tofahrern. Die Banden griffen FSLN- 
Mitglieder an, die für die Reform auf 
die Straße gingen. In Bluefields wur¬ 
de ein Reporter des staatlichen Fern¬ 
sehsenders Canal 6 durch einen Kopf¬ 
schuss getötet, eine Polizistin schwebt 
nach einem Kopfschuss in Managua in 
Lebensgefahr. Nach fünf Tagen waren 
14 Menschen auf beiden Seiten getötet 
worden. Elga Pescador, Managua 


Lieber Genosse Raul Castro, 
lieber Genosse Miguel Diaz-Canel, 

wir möchten Euch im Namen der Mitglieder und Freundinnen und Freunde der Deut¬ 
schen Kommunistischen Partei und ihres Parteivorstands unsere Freude und Genug¬ 
tuung darüber ausdrücken, dass sich der Wechsel an der Staatsspitze des revolutionä¬ 
ren Kuba in genau der Ruhe und Gelassenheit vollzieht, wie sich auch die Revolution 
selbst in den sechs Jahrzehnten seit ihrem Triumph immer wieder gegen alle denkbaren 
Widerstände - seien sie politischer, militärischer oder naturgewaltiger Art - verteidigt 
hat. Vor allem die Angriffe des US-Imperialismus konnten immer wieder abgewehrt 
werden, angefangen von der Schweinebucht vor 57 Jahren. [...] 

Wir versichern Euch unsere kommunistische Solidarität und politische Unterstützung 
aus dem Prinzip des proletarischen Internationalismus heraus, wonach unsere Aufgabe 
in diesem hochentwickelten imperialistischen Deutschland, dem wirtschaftlichen Kern- 
land der Europäischen Union, ist, dafür zu sorgen, was Julius Nyerere einst für alle vom 
Imperialismus unterdrückten Staaten ausgedrückt hat: „ Wir wollen nicht, dass Ihr uns 
die Hand reicht. Wir wollen, dass Ihr den Fuß aus unserem Nacken nehmt.“ 

In diesem Sinne sind wir gewiss, dass es allein um die Verteidigung des Erreichten und 
um die Perfektionierung des Wegs zum Sozialismus gehen kann. Wir beglückwünschen 
den Genossen Miguel Diaz-Canel zur Wahl in sein Amt, genauso wie Salvador Valdes 
für die Wahl zum Ersten Vizepräsidenten und Ramiro Valdes, Ines Maria Chapman, 
Tomäs Morales, Gladys Maria Bejarano und Beatriz Johnson als weitere Vizepräsi¬ 
dentinnen und Vizepräsidenten sowie selbstverständlich alle weiteren gewählten 24 
Mitglieder des Staatsrates der Republik Kuba. 

Und wir beglückwünschen Genossen Raul für die bewiesene Weitsicht. Es ist dies eine 
der wirklichen Tugenden des Menschen. Mit der Erfüllung der Aufgaben als Erster Se¬ 
kretär der Kommunistischen Partei Kubas geht die Zusammenarbeit zwischen Euch in 
eine neue Qualität über. Kuba wird davon profitieren. 

Mit kommmunistischen und solidarischen Grüßen 

Patrik Köbele Günter Pohl 

(Vorsitzender der DKP) (Leiter Internationale Kommission) 


Miguel Mario Diaz-Canel Bermüdez 

Der 58 Jahre alte neue Präsident Kubas arbeitete bis 1987 hauptamtlich für den 
Kommunistischen Jugendverband„Uniön de Jövenes Comunistas“ (UJC) und war 
in Nicaragua UJC-Sekretär für die dorthin entsandten Kubaner. Nach seiner Rück¬ 
kehr wurde er Sekretär des Provinzkomitees der UJC in Villa Clara. Gleichzeitig 
gehörte er dem nationalen Vorstand der UJC an und wurde 1993 zum Zweiten 
Sekretär der UJC gewählt. 

1993 wurde er Mitglied des Provinzkomitees der Kommunistischen Partei Kubas 
(PCC) in Villa Clara und 1994 zu dessen Erstem Sekretär gewählt, dem höchsten öf¬ 
fentlichen Amt auf regionaler Ebene.2003 wechselte er von Villa Clara in die Provinz 
Holgum, wo er ebenfalls den Posten des Ersten Parteisekretärs übernahm. Im sel¬ 
ben Jahr wurde er mit 43 Jahren als bisher jüngstes Mitglied ins Politbüro gewählt. 
Im Mai 2009 wurde er Minister für Hochschulbildung. Am 24. Februar 2013 wurde 
Diaz-Canel zum Ersten Vizepräsidenten des Staatsrates gewählt. 

Am 19. April 2018 wählten 99,83 Prozent der Abgeordneten (603 der 604 Anwesen¬ 
den) des nationalen Parlamentes Diaz zum neuen Staatspräsidenten Kubas. Er ist 
damit der erste Präsident Kubas, der nach der Revolution geboren wurde. 


Gegen die „Katastrophe“ 

Palästinenser fordern „Recht auf Rückkehr“ 


Al-Nakba, die Katastrophe - das 
war die Flucht und Vertreibung von 
etwa 700 000 arabischen Palästinen¬ 
sern, als am 14. Mai 1948 Israel seine 
Unabhängigkeit erklärte. Die Paläs¬ 
tinenser fordern bis heute das Recht 
auf Rückkehr. Die Flucht oder die, 
wie die israelischen Historiker Ben¬ 
ny Morris und Ilan Pappe es nennen 
„ethnische Säuberung“, war erst der 
Beginn der Katastrophe. 70 Prozent 
der Einwohner von Gaza oder 1,3 
Millionen Menschen gelten heute als 
Flüchtlinge. Die Arbeitslosigkeit ist 
ein Alptraum: Die Arbeitslosenrate 
beträgt 46 Prozent, bei jungen Men¬ 
schen unter 30 Jahren beträgt sie bis 
zu 65 Prozent. 

Der Abzug Israels im Jahr 2005 
hat Gaza in ein Gefängnis verwan¬ 
delt. Ein Gefängnis, das immer wie¬ 
der bombardiert wird. Die Angrif¬ 
fe im Rahmen der Operation „Cast 
Lead“ und später „Protective Edge“ 
töteten mehr als 2 600 Palästinenser, 
die meisten Zivilisten. 

Die Situation in Gaza ist so uner¬ 
träglich, dass ein UN-Bericht schon 
2012 warnte, Gaza sei spätestens 2020 
unbewohnbar. 2 Millionen Menschen 
leben in einem Käfig, die meisten von 
ihnen junge Menschen ohne Vergan¬ 
genheit, Gegenwart und Zukunft. 
Gaza liegt abseits der heiligen Stät¬ 
ten und der gesuchten Bars von Jeru¬ 
salem und Ramallah - niemand inte¬ 
ressiert sich dafür. 

Mehrere Organisationen in Gaza 
riefen zu einem „Marsch der Rück¬ 
kehr“ auf. Die Proteste, die am Kar¬ 
freitag begannen und bis zum 15. Mai, 
dem Jahrestag der Nakba, andauern 
werden, wurden über Monate vorbe¬ 
reitet. Die Proteste sollten friedlich 
und gewaltfrei sein. Am Vorabend 
der Proteste rief die Hamas die Pa¬ 
lästinenser dazu auf, friedlich am 


„Großen Marsch der Rückkehr“ teil¬ 
zunehmen, um das Ziel zu erreichen. 
Es wurden Zelte errichtet, Zehntau¬ 
sende nahmen an den Demonstratio¬ 
nen teil. Die israelische Armee setz¬ 
te Scharfschützen ein, am ersten Tag 
wurden 18 Palästinenser getötet, über 
Tausend verletzt. 

Seit Ende März sind 40 Palästinen¬ 
ser getötet und mehrere Tausend ver¬ 
letzt worden. Die einzige Hilfe gegen 
die Scharfschützen sind brennende 
Autoreifen, deren Qualm die Sicht auf 
die Demonstranten erschwert. Neben 
scharfer Munition setzt die israelische 
Armee Überwachungsflugzeuge und 
Tränengas in großen Mengen ein. Be¬ 
sonderes Ziel sind Medienvertreter. 
Der brutale Gebrauch von scharfer 
Munition gegen Demonstranten hat 
mehr Aufmerksamkeit als gewöhn¬ 
lich auf den Gaza-Streifen gelenkt - 
ohne Folgen. Mittlerweile verlangt 
die Palästinensische Autonomiebe¬ 
hörde internationalen Schutz. Die is¬ 
raelische Regierung - unterstützt von 
den USA - lässt sich davon nicht be¬ 
eindrucken. 

Der Abgeordnete der israelischen 
linksliberalen Meretz-Partei, Mossi 
Raz, forderte einen sofortigen Waf¬ 
fenstillstand am Gazastreifen und 
kritisierte den Einsatz von scharfer 
Munition. Auch die israelische Men¬ 
schenrechtsorganisation B‘Tselem 
hatte bereits im Vorfeld den Einsatz 
von scharfer Munition verurteilt. 

Der dokumentierte Jubel israe¬ 
lischer Scharfschützen über einen 
Treffer auf einen unbewaffneten De¬ 
monstranten zeigt, wie weit rassisti¬ 
sches Denken in Armee und Regie¬ 
rung verbreitet ist. 

Der „Marsch der Rückkehr“ wird 
bis zum 15. Mai, dem Gedenktag der 
Nakba, fortgesetzt. 

Manfred Ziegler 


Neue Drohungen 
gegen Venezuela 

Vor den für den 20. Mai angesetz¬ 
ten Präsidentschaftswahlen droht 
die EU Venezuelas Präsidenten Ni¬ 
colas Maduro mit neuen Sanktio¬ 
nen. Sollten „Demokratie, Rechts¬ 
staatlichkeit und Menschenrechte“ 
weiter untergraben werden, sei die 
EU bereit, mit „geeigneten Maßnah¬ 
men“ zu reagieren, sagte die Außen¬ 
beauftragte Federica Mogherini am 
Donnerstag letzter Woche im Na¬ 
men der Mitgliedstaaten. Man wer¬ 
de den Wahlverlauf und alle anderen 
Entwicklungen genau beobachten. 

Proteste in Frankreich 

In Frankreich fanden erneut Protes¬ 
te gegen die Politik von Präsident 
Macron statt. Die Gewerkschaften 
CGT und Solidaires hatten für letz¬ 
te Woche Donnerstag und Freitag zu 
rund 130 Kundgebungen im ganzen 
Land auf gerufen. 

Die Protestbewegungen kamen 
aus verschiedenen Bereichen, etwa 
der Eisenbahner, die sich gegen den 
Umbau des staatlichen Bahnbe¬ 
triebs wehren, und der Studieren¬ 
den, die gegen die Hochschulreform 
protestieren. 

Streiks bei der französischen 
Bahn und der Fluggesellschaft Air 
France haben am vergangenen Frei¬ 
tag und Montag den Verkehr be¬ 
einträchtigt. Im Bahnverkehr fuh¬ 
ren laut der Eisenbahngesellschaft 
SNCF im Durchschnitt nur zwei von 
fünf Hochgeschwindigkeitszügen. Im 
regionalen Zugverkehr fiel am Mon¬ 
tag etwas mehr als die Hälfte der 
Verbindungen aus. Die Air France 
strich etwa ein Viertel ihrer Verbin¬ 
dungen. Auch für den vergangenen 
Dienstag waren bei den beiden Un¬ 
ternehmen Streiks angekündigt. Die 
Gewerkschaften haben zu insgesamt 
36 Streiktagen bis Ende Juni aufge¬ 
rufen. Bei Air France kämpfen die 
Gewerkschaften derzeit für höhere 
Löhne. Das Management hatte zu¬ 
letzt den Druck erhöht und will die 
Beschäftigten über seinen jüngsten 
Gehaltsvorschlag abstimmen lassen. 

Gedenken an Aufstand 

In Polen wurde an den Aufstand 
im Warschauer Ghetto vor 75 Jah¬ 
ren erinnert. „Es war ein Aufstand 
von Menschen, die ihre Würde bis 
zum Schluss behalten wollten“, sag¬ 
te Präsident Andrzej Duda letzten 
Donnerstag bei der Zentralen Ge¬ 
denkfeier vor dem Ehrenmal für die 
Ghetto-Kämpfer in Warschau. Am 
Mittag heulten in der ganzen Stadt 
die Sirenen. 

Am 19. April 1943 hatte die Re¬ 
bellion jüdischer Aufständischer be¬ 
gonnen, die sich gegen SS-Einhei- 
ten wehrten. Der fast einmonatige 
Kampf scheiterte am 16. Mai 1943. 
Seine blutige Niederschlagung be¬ 
siegelte das Schicksal der meisten 
bis dahin überlebenden Warschauer 
Juden, die vor dem Krieg ein Drit¬ 
tel der Bevölkerung gestellt hatten. 
Tausende wurden erschossen oder in 
Konzentrationslager deportiert und 
dort ermordet. 

Aufrüstung in 
Griechenland 

Griechenland will seine Kriegsmari¬ 
ne verstärken und zwei französische 
Fregatten kaufen. Zudem sollen bis 
August zwei französische Fregatten 
geleast werden. Dies teilte am Frei¬ 
tag der stellvertretende griechische 
Armeeminister Fotis Kouvelis mit. 
Der Grund für das Aufrüstungs¬ 
programm der griechischen Marine 
seien die jüngsten Spannungen mit 
der Türkei in der Ägäis. Fast täglich 
komme es in der Luft zu Abfangak¬ 
tionen zwischen türkischen und grie¬ 
chischen Kampfjets. Auch auf See 
komme es zu gefährlichen Manö¬ 
vern, fügte der Vizeminister hinzu. 
Die beiden benachbarten NATO- 
Staaten streiten seit Jahrzehnten 
um Hoheitsrechte in der Ägäis und 
die Zypernfrage. Ankara stellt den - 
seit Jahrzehnten vertraglich geregel¬ 
ten - Status zahlreicher griechischer 
unbewohnter und bewohnter Inseln 
in Frage. 
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Die Phantasie ohne Macht 

Frankreich 1968 - fast eine Revolution • Von Manfred Idler 


1968 - das „Jahr der Schweine“: Auf al¬ 
len Kontinenten empörten sich vor allem 
junge Menschen gegen die herrschenden 
Verhältnisse, viel trug dazu der mörderi¬ 
sche Krieg der USA gegen das Volk von 
Vietnam bei - der erste Krieg, dessen 
Zeuge man am Fernsehgerät wurde. In 
Frankreich hatte schon der Protest gegen 
den Algerienkrieg einige Jahre zuvor zu 
einer breiten Politisierung beigetragen. 
Der Pariser Mai vor 50 Jahren gilt als 
ein hauptsächlich von Studenten getra¬ 
gener Aufstand. Daran ist so viel richtig, 
dass eine rebellische Jugend die verstei¬ 
nerten Verhältnisse im ersten Halbjahr 
1968 zum Tanzen bringen wollte. 

In den zehn Jahren seit der Errich¬ 
tung der „Fünften Republik“ von 1958 
hatte sich viel Zorn aufgestaut. Die 
Fünfte Republik hatte dem Präsiden¬ 
ten zentrale Macht gegeben, Charles de 
Gaulle handhabte sie wie ein Souverän. 
Der spätere „sozialistische“ Präsident 
Francois Mitterrand nannte dieses Sys¬ 
tem den „Staatsstreich in Permanenz“. 

Kämpfende Arbeiter, 
kämpfende Studierende 

Der Mai 1968 war mehr als ein Auf¬ 
stand der lernenden Jugend, er mar¬ 
kiert gleichzeitig den Höhepunkt einer 
Welle großer Streiks, die schon im Ja¬ 
nuar begonnen hatte, im April und Mai 
anschwoll und erst Ende Juni verebbte. 
Allein bei Renault in Billancourt, nahe 
Paris, kam es in diesen Wochen zu 90 
Arbeitsniederlegungen. Hätten im Mai 
1968 nur die Studierenden und Schüle¬ 
rinnen und Schüler auf den Pariser Bar¬ 
rikaden gestanden, er wäre vergessen. 
Diese größten Streiks seit 1936 wurden 
hauptsächlich von der an der Kommu¬ 
nistischen Partei Frankreichs (PCF) 
orientierten Gewerkschaft CGT orga¬ 
nisiert und angeleitet. 

Die Bewegung der Studierenden 
war zersplittert. Von der chinesischen 
Kulturrevolution inspirierte Maoisten, 
„Libertäre“, Anarchisten aller Rich¬ 
tungen, Trotzkisten lieferten sich hefti¬ 
ge Wortschlachten, ihre Ziele reichten 
von Demokratisierung des Lehrbetriebs 
bis zur Errichtung einer Französischen 
Räterepublik. Gemeinsam war diesen 
Strömungen ihre Ablehnung der Kom¬ 
munistischen Partei, zum Teil exzessiv 
und bis zum Hass gesteigert. Ein Detail 
beleuchtet den ideologischen Wirrwarr 
in den Köpfen: Bei einer Diskussion 
an der außerhalb des Kerns von Paris 
gelegenen Universität von Nanterre 
über die Demokratisierung des Studi¬ 
ums verlangte Daniel Cohn-Bendit, der 
Lautsprecher der Antiautoritären, den 
Abbruch der Debatte, um über die sexu¬ 
ellen Probleme junger Menschen zu dis¬ 
kutieren. „Die Phantasie an die Macht“, 
der bis heute populäre Slogan, wurde 
hier geboren. Weit prosaischer war da 
die Orientierung der Kommunistinnen 
und Kommunisten: Sturz der Regierung 
von Premierminister George Pompidou, 
Etablierung einer Art Volksfrontregie¬ 
rung, eine politische und soziale Wende. 

Die revoltierenden Studenten be¬ 
schrieb, sicher nicht genau, der späte¬ 
re Generalsekretär der PCF, Georges 
Marchais, in der „Humanite“ als „fal¬ 
sche Revolutionäre und Kinder der 
Großbourgeoisie, von Beruf Söhne“. 
Bei den unterschiedlichen Vorstellun¬ 
gen über Weg und Ziel konnten Ar¬ 
beiter- und Studierendenbewegung 
kaum zusammenfinden. Und ohne die 
Arbeiterklasse waren die Rebellen an 
den Universitäten wenig mehr als bür¬ 
gerliche Dissidenten. 

Die Zuspitzung der Auseinander¬ 
setzung begann nach der Schließung 
der Universität von Nanterre an der 
Sorbonne. Dort hatten sich Studenten 
zu einem Protestmeeting versammelt, 
die Polizei nahm die Versammelten 
fest, die Sorbonne wurde ebenfalls ge¬ 
schlossen. Der Aufruf zu einem allge¬ 
meinen Studentenstreik fand ab dem 
6. Mai in Caen, Strasbourg, Toulouse 
ein Echo. Die Demonstrationen im 
Quartier Latin, dem Studentenviertel 
um die Sorbonne, rissen nicht mehr ab 
nach dem Muster Provokation - Re¬ 
pression. Jetzt ging es den Demons- 



Bild oben: Die Welle der Demonstra¬ 
tionen griff auf alle großen Städte 
über. Rechts: In Bordeaux am Morgen 
danach. Unten: General de Gaulle 
schürte die Angst vor dem „Chaos“. 
Darunter: Bis in die Provinz wurden 
Betriebe besetzt. 





tränten nicht mehr um Privilegien, sie 
wandten sich gegen die jeden Tag ge¬ 
steigerte Polizeibrutalität und forder¬ 
ten Freiheit für die Festgenommenen. 
Die vermummten Schläger der kaser¬ 
nierten Polizeitruppe CRS machte der 
alte General im Elysee-Palast noch 
scharf, als er am 7. Mai die Losung aus¬ 
gab, die „Gewalt der Straße“ sei nicht 
mehr tolerierbar. 

Die Nacht der Gewalt 

Die Nacht des Freitag, 10. Mai, sah 
den Höhepunkt der Straßenschlach¬ 
ten im Quartier Latin. Die Mobilisie¬ 
rung hatte am späten Nachmittag mit 
einer Schülerdemonstration begonnen. 
Zwei Stunden später stießen die ersten 
größeren Studierendengruppen dazu. 
Um 20 Uhr machten schon über 20 000 
Demonstrierende das Stadtviertel für 


die Polizei unpassierbar. Kurz vor 21 
Uhr erhielten die Beamten Order, 
das Quartier Latin zu räumen, „koste 
es, was es wolle“, keine halbe Stunde 
später ist in der Rue Le Goff die erste 
Barrikade errichtet. Es werden im Lauf 
der Nacht 60 sein. Alle Polizeikräfte 
der Stadt werden jetzt hierher befoh¬ 
len. Um 22 Uhr empfängt der Rektor 
der Sorbonne eine Studentendelegati¬ 
on, um zu verhandeln - um 2 Uhr in 
der Nacht gibt Daniel Cohn-Bendit als 
Sprecher der verhandelnden Studenten 
das Scheitern des Gesprächs bekannt. 
Kurz danach werden die uniformierten 
Kettenhunde des Systems, die CRS- 
Schläger, losgelassen. 

Die Nacht ist erfüllt von skandier¬ 
ten Sprechchören: „De Gaulle - Mör¬ 
der!“, den Schreien der Verletzten, auf 
die die Bullen weiter unbarmherzig 


einprügeln, auch wenn sie schon am 
Boden liegen, ebenso wie auf die, die 
den Verletzten helfen wollen. Glas 
splittert, Autos stehen in Flammen, Mo- 
lotowcocktails und Pflastersteine flie¬ 
gen durch die Luft, die erfüllt ist vom 
stechenden Geruch der Tränengasgra¬ 
naten. Jetzt endlich kommt es zur So¬ 
lidarisierung mit den Arbeitern, die 
den Prügelbullen mit gleicher Münze 
heimzahlen. Viel gerühmt wird seit die¬ 
ser Nacht die Treffsicherheit der Haus¬ 
frauen des 19. Pariser Arrondissements, 
die von Balkons und aus Fenstern die 
voranstürmenden Bullen mit einem 
Hagel von Blumentöpfen, Geschirr 
und sonstigem Hausrat überschütteten 
und die Kämpfenden mit Wasser und 
Binden gegen das Tränengas versorg¬ 
ten - hier war Pariser Kommune, hier 
war Frühkirschenzeit von 1871. Doch 
die Barrikaden werden eine nach der 
anderen von der Bürgerkriegspolizei 
erstürmt, die letzte fällt um halb sechs 
am Morgen, während die Polizei ihre 
Gegner immer noch in die Häuser und 
bis auf die Dächer verfolgt. Premiermi¬ 
nister Pompidou befand sich auf einer 
Auslandsreise, daher wurde General de 
Gaulle von dessen Vertreter geweckt, 
der Bericht erstatten wollte. Der Prä¬ 
sident habe gut geschlafen, seit 22 Uhr, 
meldeten die Medien. 

Im Vergleich etwa mit den Ausein¬ 
andersetzungen zum G-20-Gipfel im 
vergangenen Jahr zeigt sich, dass die 
Erzählung über das Ausmaß der Er¬ 
eignisse hinausgewachsen ist. In die¬ 
ser Nacht wurden 367 Menschen ver¬ 
letzt, mehrere Studenten und Polizisten 
schwer, 460 Demonstranten wurden 
festgenommen. 60 Autos sind ausge¬ 
brannt. 


Wechsel der Gezeiten 

Die Gewerkschaften reagierten auf die 
Polizeibrutalität mit einem General¬ 
streik, der eine Streikwelle auslöste, bis 
zu 9 Millionen Arbeiter und Angestell¬ 
te legten die Arbeit nieder. Am 23. Mai 
begannen Verhandlungen einer verun¬ 
sicherten Regierung mit den Gewerk¬ 
schaften um Verbesserungen der sozia¬ 
len Lage der Arbeiterklasse und der ler¬ 
nenden Jugend, gleichzeitig bildeten sich 
in Fabriken und einzelnen Städten und 
Stadtteilen Organisationskomitees zur 
Bildung einer Volksfront. In allen gro¬ 
ßen Städten Frankreichs fanden Groß¬ 
demonstrationen statt, vereinzelt kam es 
zu Betriebsbesetzungen. Der Sturz der 
Regierung schien absehbar. De Gaulle 
begab sich nach Baden-Baden unter die 
Fittiche von General Massu, dem Be¬ 
fehlshaber der französischen Truppen 
in Deutschland, nachdem er vorher die 
Generale amnestiert hatte, die 1958 ei¬ 
nen Putsch geplant hatten und dafür zu 
langjährigen Haftstrafen verurteilt wor¬ 
den waren. Um Paris und andere große 
Städte wurden Panzertruppen zusam¬ 
mengezogen - die herrschende Klasse 
war bereit, mit Faschisten zu paktieren 
und schien die Lösung in einem Blutbad 
zu sehen. Währenddessen war die Stu¬ 
dentenbewegung abgeflaut, aber unge¬ 
achtet dessen schmähten deren linksra¬ 
dikale Führer die Gewerkschaften und 
linken Parteien als konterrevolutionär. 

Am 30. Mai holte der Präsident zum 
Gegenschlag aus: Er löste die National¬ 
versammlung auf und kündigte Parla¬ 
mentswahlen im Juni sowie ein Refe¬ 
rendum an. Die Verantwortung für die 
Unruhen der vergangenen Monate wies 
er der „Unterwanderung Frankreichs 
durch den totalitären Kommunismus“ 
zu. Demonstrationen für „Ruhe und 
Ordnung“ wurden in allen großen Städ¬ 
ten organisiert, mit der Schürung der 
Furcht vor Anarchie und „kommunis¬ 
tischer Diktatur“ konnten die Gaullis¬ 
ten und ihre Verbündeten die Hegemo¬ 
nie zurückgewinnen. Die „Wahlen der 
Angst“ vom 23. und 30. Juni wurden 
zum Triumph für die Gaullisten, sie er¬ 
hielten 358 von 487 Mandaten in der 
Nationalversammlung. Für die Linke 
wurde die Wahl zum Debakel. 

Den Studenten wie der Arbeiter¬ 
klasse wurden in der Folge einige Zu¬ 
geständnisse gemacht, viele, die auf den 
Barrikaden gekämpft hatten, fügten sich 
wieder in den Trott des gewöhnlichen 
Kapitalismus ein. „La lutte continue“, 
„Der Kampf geht weiter“: Heute in den 
Protesten gegen Macrons „Reformpo¬ 
litik“. 50 Jahre danach ist aber auch in 
Frankreich für die altgewordenen Bar¬ 
rikadenkämpfer noch mal die Gelegen¬ 
heit, ein paar Dönekes von der schönen 
Fast-Revolution von damals zu erzäh¬ 
len. Wie Franz Josef Degenhardt über 
1968, das „Jahr der Schweine“, sang: 
„Dass das bloß solche Geschichten 
bleiben 

Die man den Enkeln erzählen kann - 
Es gibt ‘ne Menge Leute, die hätten 
Großes Interesse daran! 

Streiche von Kindern besserer Leute - 
Die letzten Streiche vor dem großen 
Abspeisen! 

Ja, so hätten sie‘s gern, die 
Abgespeisten 

Und die, die die Speisen verteilen!“ 
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Rainer Perschewski zum 2. Mai 1933 

Feinde der Arbeiter 


D er 1. Mai 2018 ist in mehrerer 
Hinsicht einer besonderen Be¬ 
trachtung wert. 1933, das Jahr der 
Machtübertragung an den deutschen 
Faschismus, liegt 85 Jahre zurück. Ein 
dunkles Kapitel auch deutscher Ge¬ 
werkschaftsgeschichte. Die Auseinan¬ 
dersetzungen innerhalb der Arbeiterbe¬ 
wegung, die legalistische Haltung gro¬ 
ßer Teile der Arbeiterbewegung und die 
Unterschätzung der Nazis verhinderten 
das einheitliche Handeln gegen die dro¬ 
hende faschistische Diktatur. 

Noch am 30. Januar 1933 riefen die 
Gewerkschaften zur Zurückhaltung und 
Besonnenheit auf. „Organisation - nicht 
Demonstration ist die Parole der Stun¬ 
de!“ Das war die Richtschnur, die der 
Vorsitzende des ADGB, Theodor Lei¬ 
part, ausgab und welche nichts anderes 
als eine Aufforderung zum Stillhalten 
bedeutete. Die Abfolge der Ereignisse 
bis zum Mai macht die Dramatik der 
Entwicklung deutlich. Am 27. Februar 
1933 brannte der Reichstag, die Notver¬ 
ordnung des Reichspräsidenten diente 


der Ausschaltung der Nazi-Gegner. In¬ 
nerhalb weniger Tagen waren 100 000, 
im wesentlichen Kommunisten und So¬ 
zialdemokraten, verhaftet und in den 
eilig eingerichteten „wilden“ Konzen¬ 
trationslagern eingekerkert. Damit war 
ein möglicher Widerstand geschwächt. 

Mit dem Ermächtigungsgesetz vom 
März 1933 entmachtete sich das deut¬ 
sche Parlament und schaltete mit dem 
Gleichschaltungsgesetz der Länder 
auch die einzelnen Landesparlamente 
aus. Trotz dieser rasanten Errichtung 
der faschistischen Diktatur und der 
schon in der Hand der Nazis gebündel¬ 
ten Macht im Lande verblieb eine letzte 
handlungsfähige Bastion der organisier¬ 
ten Arbeiterbewegung - die Gewerk¬ 


schaften. Für den 1. April 1933 waren 
die Betriebsratswahlen im deutschen 
Reich angesetzt, die in Teilen noch 
durchgeführt werden konnten. Die ers¬ 
ten Ergebnisse waren für die Faschis¬ 
ten ein deutliches Zeichen, dass die Be¬ 
schäftigten in den Betrieben ihnen nicht 
folgten, denn fast 89 Prozent stimmten 
für ihre bekannten Richtungsgewerk¬ 
schaften und nicht für die Nazi-Organi¬ 
sation. Daraufhin wurden diese Wahlen 
kurzerhand per „Gesetz“ abgebrochen. 
Die Repressionen gegen die Gewerk¬ 
schaften nahmen zu. 

Weshalb die Gewerkschaftsführun¬ 
gen unter diesen Bedingungen dennoch 
das Vorhaben der Nazis begrüßten, den 
1. Mai zum Feiertag als „Tag der natio¬ 


nalen Arbeit“ zu erklären und zur Teil¬ 
nahme an den Kundgebungen aufriefen, 
ist nicht nachvollziehbar und nur als 
eine Bankrotterklärung zu betrachten. 
Von langer Hand vorbereitet, wurden 
schließlich am 2. Mai 1933 die Gewerk¬ 
schaftshäuser besetzt und die Gewerk¬ 
schaften verboten. Vor dem Hintergrund 
der Erfahrungen der Weimarer Repub¬ 
lik und des faschistischen Terrors in Eu¬ 
ropa und schließlich der Befreiung vom 
deutschen Faschismus durch die Alliier¬ 
ten entstanden nach 1945 einheitliche 
deutsche Gewerkschaften, denen sich 
Kommunisten, Sozialdemokraten und 
christliche Gewerkschafter anschlos¬ 
sen. Dieser Hintergrund bestimmt un¬ 
ser Verhältnis zu den Einheitsgewerk¬ 


schaften bis heute und kann zu Recht 
als Errungenschaft in Deutschland be¬ 
zeichnet werden. Nach wie vor sind in 
den Betrieben die Vorteile einheitlichen 
Handelns nachvollziehbar. Überall dort, 
wo danach gehandelt wird, ist die Kraft 
dieses Handelns sofort sichtbar, wie in 
den Tarifauseinandersetzungen der letz¬ 
ten Wochen. 

85 Jahre nach den Ereignissen von 
1933 befinden wir uns in den Betriebs¬ 
ratswahlen. Deutlicher als je zuvor wur¬ 
de durch die Versuche faschistischer 
Kräfte in den Betrieben Fuß zu fas¬ 
sen, sichtbar, dass diese „neue Rechte“ 
die alte ist. Immer noch ist der erklär¬ 
te Feind die organisierte Arbeiterbewe¬ 
gung, der wieder eine Art Volksgemein¬ 
schaft entgegengesetzt wird. Immer noch 
sind es die gleichen Methoden der sozia¬ 
len Demagogie und immer noch sind es 
die gleichen Versuche, Minderheiten zu 
Feinden zu erklären. Diesen Versuchen 
der Spaltung können und müssen wir auf 
der betrieblichen Ebene in und mit unse¬ 
ren Gewerkschaften begegnen. 



Die Beschallung Nordkoreas mit K-Pop, einer besonders 
totalitären und zerstörerischen Waffe aus dem Arsenal 
der Kulturindustrie, ist beendet worden. Die Nordkorea¬ 
ner werden aufatmen, schließlich sind Kampfeinheiten 
wie die Gruppe „Siebzehn“, trotz ihres äußerlich jungen 
Erscheinungsbildes offenbar in der Zeit der südkoreani¬ 
schen Diktatur des General Park Chung-hee ausgebildet 
worden. 

Kurz vor dem Gipfeltreffen mit Nordkorea hatte Südko¬ 
rea in der letzten Woche diesen „Schritt zur Entschärfung 
des Propagandakriegs“ zwischen beiden Ländern bekannt¬ 
gegeben und die Lautsprecher-Beschallung an der Grenze 


in Richtung Norden vorläufig eingestellt, wie das Armeemi¬ 
nisterium mitteilte. 

Neben scheinbar belanglosen Themen (vor allem: Lie¬ 
be zu sich selbst), haben K-Pop-Bands durchaus tiefgehen¬ 
de, unterschwellige Botschaften.„Siebzehn“ schafft es bei¬ 
spielsweise in ihrem Song „Danke“ in nur einer Zeile die 
Verbundenheit Nord- und Südkoreas und die existenzielle 
gegenseitige Bedrohung zu thematisieren und dabei jeg¬ 
liche Annäherung zu negieren: „Mein Herz wird sich nicht 
ändern, es wird sich niemals ändern. Nicht einmal, wenn 
du mich auslöschst, wir werden uns nicht ändern. Wir sind 
eingemeißelt im Herzen des anderen.“ Im 


Gescheiterte Fakes 


IS organisierter „Chlorgas-Angriff“ • 


Andrea Nahles und ein vom 
Von Hans-Peter Brenner 

Warum soll man eine angebliche Me¬ 
tallerin, die noch nie etwas mit dieser 
Branche zu tun hatte, ernst nehmen? 
Warum soll man einen Satz über die¬ 
sen personalisierten „Fake“ verlieren, 
der mit 66,6 Prozent eher abgestraft, 
denn als neue und erste weibliche Vor¬ 
sitzende gestärkt wurde? Wenn Andrea 
Nahles Metallerin ist, dann kann ich 
mich auch als „Bauarbeiter“ oder „Ar¬ 
beiter aus der Papierindustrie“ ausge¬ 
ben, schließlich habe ich mir zwei Mal 
als Schüler das Geld für meine Pfadfin¬ 
der-Ausrüstung als Helfer auf Baustel¬ 
len oder in einer Papierfabrik verdient. 
Auch die „Erneuerung“ der SPD“ bei 
Beibehaltung des alten sozialreaktio¬ 
nären Schröder-Kurses und der noch 
immer auf ihn eingeschworenen alten 
Führungsgarde buche ich als „Fake“ ab. 

Ich wende mich lieber der Entlar¬ 
vung des größten derzeitigen „Fakes“ 
zu: Dem angeblichen Giftgasangriff des 
„Massenmörders Assad“. Der angebli¬ 
che Chlorgaseinsatz am 7. April mit 
dem Video von angeblich schwer ver¬ 
letzten Kindern diente als Vorwand für 
den Angriff der drei imperialistischen 
Groß- und Atommächte. Die DKP hat¬ 
te dies in ihren beiden letzten Erklärun¬ 
gen als unbewiesene Propaganda und 
Teil der psychologischen Kriegsführung 
verurteilt. 

Schon der oberste Nazi-Propagan¬ 
dist Goebbels hatte um die emotionale 
Wucht von Filmen und Fotos gewusst. 
So entstand damals der Mythos um den 


„von den Kommunisten erschlagenen“ 
Jung-Faschisten Horst Wessel. 

„Fake“ war auch der angebliche 
„polnische Überfall“ auf den Rund¬ 
funksender in Gleiwitz, der als Vor¬ 
wand für den anschließenden Angriff 
auf Polen inszeniert wurde. Die Leichen 



„polnischer Soldaten“ waren in Wahr¬ 
heit ermordete deutsche KZ-Häftlin¬ 
ge, die man in die entsprechenden Uni¬ 
formen gesteckt hatte. Psychologische 
Kriegsführung ohne Lügen und ent¬ 
sprechende emotionalisierende Bilder 
gibt es seither nicht mehr. 

Viele Zuschauer werden sich daher 
die Augen gerieben haben - brachte das 
ZDF-Nachrichtenmagazin „heute“ am 
20.4. um 19.00 Uhr doch im Rahmen ei¬ 


nes der üblichem Blut-und-Greuel-Be- 
richte über die „ Massaker der russisch¬ 
syrischen Streitkräfte“ eine Direktschal¬ 
tung zu ihrem Nahost-Korrespondenten 
Hans-Ulrich Gack. Er war soeben aus 
einem großen Flüchtlingscamp gekom¬ 
men, das nur 5 Kilometer von Damas¬ 
kus entfernt hegt. Gack berichtete life - 
und offenbar ohne vorher die „heute“- 
Redakteure informiert zu haben - über 
seine zahlreichen Gespräche mit einigen 
der 20 000 Flüchtlinge aus Duma und 
Ost-Ghouta. Übereinstimmend hätten 
sehr viele Gesprächspartner gesagt, dass 
das Video vom 7. April schon Wochen 
vorher vom IS produziert worden sei. 
Der IS habe auch bewusst Chlorgasfäs¬ 
ser in einem seiner den syrischen Trup¬ 
pen bekannten Stabsquartiere gelagert, 
um einen Angriff darauf zu provozieren 
und damit den Vorwand für einen neu¬ 
en großen Angriff auf Syrien zu schaf¬ 
fen. Das Video kann in der ZDF Me- 
diathek angesehen werden („Spekula¬ 
tionen über Syrien-Angriff“). 

Immer mehr ähnliche Details wer¬ 
den bekannt, weitere Augenzeugen 
der Fälschungen melden sich. Doch die 
systematische Produktion von Lügen ist 
und bleibt weiter fester Teil des (Me- 
dien-)Kriegs gegen Syrien und Russ¬ 
land. Das zu entlarven gehört auch zu 
unseren Aufgaben. Auch dazu können 
und müssen wir die Kampagane für die 
30 000 von der DKP zu sammelnden 
Unterschriften für die Aktion „Abrüs¬ 
ten statt Aufrüsten“ nutzen. 


Lucas Zeise zur Senkung der Sozialbeiträge 


Schlecht verwaltet 


Hubertus Heil, rechter Frontmann 
der SPD und zugleich Arbeitsminis¬ 
ter in der großkoalitionären Regie¬ 
rung, hat angekündigt, dass die Bei¬ 
träge zur Arbeitslosenversicherung 
mit Beginn des nächsten Jahres um 
0,3 Punkte auf dann 2,7 Prozent des 
Bruttoeinkommens sinken sollen. 
Was zunächst wie eine kleine Lohn¬ 
erhöhung wirkt, ist in Wirklichkeit 
eine Unverschämtheit zu Lasten der 
Arbeiter und Angestellten. 

Man kann es am besten daran er¬ 
kennen, dass die Werbe- und Lobby- 
Verbände der Kapitalseite, angeführt 
in diesem Fall vom „Bund der Steuer¬ 
zahler“ und den „Wirtschaftsweisen“, 
schon lange angesichts der Überschüs¬ 
se der Arbeitslosenversicherung für 
eine Beitragssenkung plädieren. Von 
einer Senkung der Sozialbeiträge pro¬ 
fitieren die Unternehmer auch direkt, 
denn im Sozialsystem der Bundesre¬ 
publik werden fast alle Sozialbeiträge 
„paritätisch“, das heißt zu gleichen Tei¬ 
len vom bezahlten Bruttolohn einerseits 
und direkt vom Unternehmer anderer¬ 
seits eingezogen. Beim Bruttoeinkom¬ 
men eines Lohnempfängers von 2 000 
Euro würde der Unternehmer bei der 
von Heil angekündigten Senkung 0,15 
Prozent = 3 Euro monatlich einsparen 


und der Lohnempfänger zugleich drei 
Euro mehr erhalten. 

Alles gut und bestimmt nicht un¬ 
populär. Tatsächlich hat die Bundes¬ 
agentur für Arbeit im vergangenen 
Jahr einen Überschuss von beinahe 6 
Mrd. Euro erzielt. Denn dank der stei¬ 
genden Zahl der sozialversicherungs¬ 
pflichtig Beschäftigten sind die Beiträ¬ 
ge gestiegen, während die Leistungen 
bei der relativ niedrigen Arbeitslosig¬ 
keit kräftig gesunken sind. Vorausge¬ 
gangen war freilich eine Periode hoher 
Arbeitslosigkeit, in der die Leistungen 
der Arbeitslosenversicherung massiv 
nach unten korrigiert worden waren. 
Die soziale Sicherung werde wetterfest 
gemacht, behaupteten damals die Sozi¬ 
aldemokraten wie Schröder, 

Olaf Scholz, Müntefering und Heil, 
die nun den Mindestanspruch der Ver¬ 
sicherten abwehren wollen, die Leistun¬ 
gen wieder anzuheben. Die Sozialver¬ 
sicherungsbeiträge sind Bestandteil des 
Lohns. Sie werden, wie bei Versicherun¬ 
gen üblich, im Bedarfsfall - bei Rente, 
Krankheit oder Arbeitslosigkeit - aus¬ 
bezahlt. Leider wird dieser Lohnfonds 
von der Regierung schlecht verwaltet 
nach der Methode, in schlechten Zei¬ 
ten die Leistungen kürzen, in besse¬ 
ren - wie jetzt - die Beiträge. 


Herbert Becker zur Aufrüstung der Bundeswehr 


Gefährderin 


Ursula von der Leyen hängt sich seit Mo¬ 
naten ein Protestplakat um den Hals, auf 
dem steht: „Die Bundeswehr kann ihren 
Aufgaben in der Welt nicht gerecht wer¬ 
den“. Sie fordert 130 zusätzliche Mil¬ 
liarden Euro bis 2030, um angebliche 
Ausrüstungsmängel der Bundeswehr zu 
beheben. Nun hat sie ihren ersten Plan 
bekannt gemacht. 18 neue Beschaffungs¬ 
verträge, in der Hauptsache an die hei¬ 
mische Rüstungsindustrie, will sie sich 
vom Parlament absegnen lassen. Bei der 
satten Mehrheit im Bundestag wird es, 
wenn überhaupt, nur kleine kosmetische 
Korrekturen geben. Aus der gut gefüllten 
Kasse ihres Duz-Freundes Olaf Scholz 
hätte sie gerne rund 400 Millionen Euro 
für das laufende Jahr, um das eine und 
das andere neu anzuschaffen. Richtig zu¬ 
langen will das Militär bei der Beschaf¬ 
fung von Kampffahrzeugen, Schiffen und 
auch Flugzeugen. 

Als neues Großprojekt wird der 
Schwere Transporthubschrauber mit 
einem Volumen von 3,84 Milliarden 
Euro aufgeführt, dieses Jahr soll der 
Anfang gemacht werden. Immer noch 
hängt die Bereitstellung des Airbus 
A400M, jetzt soll er erst 2021 fertig 
werden. Gleichzeitig hat Russland den 
Vertrag zur Nutzung ihres Großtrans¬ 
porters vom Typ Antonow am Ende 


dieses Jahres auslaufen lassen, wie soll 
das Teufelszeug in der Zwischenzeit in 
alle Welt kommen? Die Richtung, die 
die neuen Aufträge anzeigen, wird klar, 
wenn weiteres Kriegsmaterial unter die 
Lupe kommt: Gefechtsstände und Ra¬ 
ketenwerfer dienen ganz eindeutig der 
Verteidigung westlicher Werte, als da 
wären Sicherung von Ressourcen und 
Transportwegen, Absatzmärkte der 
deutschen Exportwalze ausbauen, Ar¬ 
beitsplätze in der Rüstungsindustrie 
sichern und die Vormachtstellung der 
BRD in der EU und den gewünschten 
starken Einfluss in der Nato begründen. 

Besonders pikant ist die Ankündi¬ 
gung, nicht nur die israelischen Heron 
1-Aufklärungsdrohnen, die die Bundes¬ 
wehr in Afghanistan und Mali seit Jah¬ 
ren einsetzt, durch Verlängerung der 
Verträge bis 2020 zu nutzen, jetzt soll 
auch die deutlich stärkere HeronTP- 
Drohne der Israelis geleast werden. Das 
Mordwerkzeug schafft es, eine Last von 

1 000 kg zu transportieren, immerhin 

2 Stück der Bombe, die sonst unter ei¬ 
nem Eurofighter die todbringende Ver¬ 
nichtung ab werfen kann. Der Leasing¬ 
vertrag über neun Jahre wird eine läp¬ 
pische Milliarde kosten, Frau von der 
Leyen ist Last für uns und eine tatsäch¬ 
liche Gefährdung für andere. 
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unsere zeit m 


Der April 1968 in der DDR 

Höhepunkt einer zügig vorangetriebenen Wirtschaftsreform • Von Jörg Rösler 


A nders als im Westen Deutsch¬ 
lands wurden in der DDR 
Zweifel an einem „Weiter so“ 
in Wirtschaft und Politik bereits in der 
ersten Hälfte der 60er Jahre laut. An¬ 
ders als in der Bundesrepublik fand 
diese Kritik relativ früh auch bei ei¬ 
nem gewichtigen Teil der führenden 
Politiker Gehör. Ein Umbruch, nicht 
allein in der Wirtschaftspolitik, wurde 
auf dem VI. Parteitag der SED, der im 
Januar 1963 in Ost-Berlin stattfand, 
eingeleitet. 

Fünf Jahre zuvor war man im Po¬ 
litbüro und im ZK der SED noch voll 
davon überzeugt gewesen, dass man 
mit dem von der Sowjetunion über¬ 
nommenen Zentralplanungssystem in 
der Lage sein würde, die bundesdeut¬ 
sche Wirtschaft in der Pro-Kopf-Leis- 
tung und im Pro-Kopf-Verbrauch von 
Konsumgütern innerhalb von sieben 
Jahren „einzuholen und und zu über¬ 
holen“. Entsprechende Zielsetzungen 
waren von den Delegierten auf dem V. 
Parteitag der SED im Juli 1958 für den 
Zeitraum des Siebenjahrplanes (1959 - 
1965) noch siegesgewiss beschlossen 
worden. Was hatte den auf dem VI. 
Parteitag proklamierten erstaunlichen 
Wandel in der Wirtschaftsstrategie der 
DDR innerhalb von nur fünf Jahren 
bewirkt? 

Der anfänglichen Euphorie über 
die Inangriffnahme der kühnen Ziel¬ 
setzung, die man sich 1958 gestellt 
hatte, war - nicht nur unter den Ge¬ 
nossen - bald Enttäuschung gefolgt. 
Vom ersten Jahr an waren die gesetz¬ 
ten Planziele nicht erreicht worden. 
Die „Westflucht“ in das bundesdeut¬ 
sche Wirtschaftswunderland, 1958 und 
1959 aufgrund der erwarteten deutli¬ 
chen Verbesserung der Lebenslage 
im Osten zurückgegangen, stieg 1960 
wieder an. Die DDR-Medien machten 
für die Misserfolge zunächst die „offe¬ 
ne Grenze“ sowie durch sie mögliche 
„westdeutsche Störmanöver“ verant¬ 
wortlich. Doch auch nach dem Bau der 
„Mauer“ blieb 1961/62 der wirtschaft¬ 
liche und damit auch der Wohlstands¬ 
fortschritt hinter den Siebenjahrplan¬ 
zielen zurück. Für alle wurde deutlich, 
dass die zentralistisch-administrative 
sozialistische Planwirtschaft nicht hielt, 
was man von ihr an Leistungskraft - 
gemessen an deren Fähigkeit gegen¬ 
über den westlichen Ökonomien auf¬ 
zuholen, sie einzuholen und sie letzt¬ 
lich zu übertrumpfen - erwartet hatte. 
Das durchschnittliche jährliche Wachs¬ 
tum der industriellen Bruttoprodukti¬ 
on - für den sozialistischen Aufbau in 
den 50er Jahren die Vorzeigekennzif- 
fer für volkswirtschaftlichen Erfolg - 
war in der ersten Hälfte der 60er Jahre 
von 8,7 Prozent im Jahrfünft davor auf 
5,6 Prozent, d.h. um ein Drittel, zurück¬ 
gegangen. 

Wenn sich das wirtschaftliche 
Wachstum nur quantitativ verlangsamt 
hätte, wäre das vielleicht noch zu ver¬ 
kraften gewesen. Aber es mehrten sich 
die Zeichen, dass auch die Qualität 
der Produkte den weltweit gewachse¬ 
nen Ansprüchen nicht mehr entsprach. 
Spürbar wurde das einmal daran, dass 
die Exporte der sozialistischen Länder 
ins kapitalistische Ausland zurückgin¬ 
gen bzw. sich auf dem Weltmarkt deren 
Exportgüter nur noch mit beträchtli¬ 
chen Preisnachlässen absetzen ließen. 
Was die Wirtschaftsfachleute beson¬ 
ders beunruhigte, war die Aversion der 
Betriebe gegenüber Innovationen. Die 
war hauptsächlich darauf zurückzufüh¬ 
ren, dass die Betriebsführungen fürch¬ 
teten, sie könnten die an die Erfüllung 
bzw. Übererfüllung der Kennziffer 
Bruttoproduktion gebundenen staat¬ 
lichen Zuwendungen nicht im vollem 
Umfang erhalten, wenn sie ihre Auf¬ 
merksamkeit - zu viel Kraft und Zeit 
wie sie meinten - der Entwicklung 
neuer Produkte zuwendeten. 

Spürbar wurden Qualitätsmängel 
zunehmend auch bei Konsumgütern 
sobald die Käufer inländische mit im¬ 
portierten Erzeugnissen vergleichen 
konnten. Das ließ einfache DDR-Bür¬ 
ger das angeblich rückschrittliche Sys¬ 


tem im Westen anders sehen, aber auch 
manchen Genossen an der Richtigkeit 
der bisherigen Wirtschaftspolitik der 
SED zweifeln. 

Kleine Korrekturen oder 
grundlegende Reformen? 

Die Weitsichtigen in Politbüro und ZK 
der SED erkannten, dass die DDR - 
wollte man im ökonomischen Wettbe¬ 
werb mit dem kapitalistischen Wirt¬ 
schaftssystem gegenüber dem west¬ 
lichen Deutschland Aussichten auf 
Erfolg haben - das in der zweiten 
Hälfte der 40er Jahre von der Sowje¬ 
tunion übernommene Planungs- und 
Leitungssystem ändern musste. 

Seit dem Frühjahr 1962 wurde in 
Arbeitsgruppen, die Themen für den 
VI. Parteitag vorbereiten sollten, dis¬ 
kutiert, wie man die offensichtlichen 
Mängel in der Wirtschaftsführung be¬ 
seitigen könnte. War das durch Kor¬ 
rekturen im Planungssystem zu er¬ 
reichen oder sollte man das gesamte 
Wirtschaftssystem reformieren? Es 
gab zwar etliche Argumente, die für 
eine „kleine Lösung“ sprachen, das 


heißt für eine Reihe einzelner, geziel¬ 
ter Maßnahmen, die dieses oder jenes 
in der Wirtschaftspraxis ändern oder 
bessern sollten. Diskutiert wurde aber 
auch die „große Lösung“: 

Ein beachtlicher Teil der im voran¬ 
gegangenen Jahrzehnt an DDR-Hoch- 
schulen und -Universitäten ausgebilde¬ 
te Wirtschaftswissenschaftler vertraten 
die Meinung, dass sich die DDR-Wirt¬ 
schaft von der fast ausschließlichen 
Planung in Mengeneinheiten, die zur 
Verschwendung von Material und zu 
einem Überbesatz an Arbeitskräften 
geführt hatte, durch eine Wirtschafts¬ 
führung ersetzt werden müsse, in der 
die Steigerung der Arbeitsproduktivi¬ 
tät im Mittelpunkt stand. Eine Verbes¬ 
serung des Verhältnisses von Aufwand 
und Nutzen wäre aber am Besten zu 
messen am Gewinn, der zum Maß¬ 
stab des betrieblichen Handels wer¬ 
den müsse. Das mache aber nur Sinn, 
wenn den Werkleitungen größere Ver¬ 
antwortung übertragen würde, um u. a. 
selbst zu entscheiden, wie viel Mate¬ 
rial und Arbeitskräfte sie für die Pro¬ 
duktion der laut Plan herzustehenden 
Erzeugnisse einsetzten. Um Werkdi¬ 
rektoren wie Arbeiter daran zu inter¬ 
essieren, auf neue Art zu wirtschaften, 
sollten die Leistungen der Werktäti¬ 
gen mit Hilfe „ökonomischer Hebel“ 
stärker als bisher, u.a. durch Jahres¬ 
endprämien, finanziell vergütet wer¬ 


den. Diese Vorstellungen waren kühn, 
denn mit ihren Vorschlägen rüttelten 
die Verfechter einer weitreichenden 
Wirtschaftsreform an den Grundfes¬ 
ten des durch einen hohen Grad der 
Administration und Zentralisation ge¬ 
kennzeichneten bisher in der Sowjet¬ 
union und ganz Osteuropa geltenden 
Planungstyps. 

Nachdem er die Argumente der 
Wirtschaftswissenschaftler zu eigen 
gemacht hatte, sprach sich der Erste 
Sekretär des ZK der SED Walter Ul¬ 
bricht auf der 17. Tagung des ZK im 
Oktober 1962 für die „große Lösung“ 
aus. Die Genugtuung darüber unter 
den Wirtschaftswissenschaftlern war 
groß. „Nachdem in einer Aussprache 
mit Vertretern des Zentralkomitees 
grünes Licht für eine radikale, um¬ 
fassende und komplexe Lösung des 
Problems gegeben wurde, machte sich 
die Gruppe mit Feuereifer ans Werk“, 
schrieb eines der Mitglieder der gebil¬ 
deten Arbeitsgruppen, der Wirtschafts¬ 
wissenschaftler Harry Nick von der 
Akademie der Gesellschaftswissen¬ 
schaften beim ZK der SED, vier Jah¬ 


re später rückblickend über den Re¬ 
formbeginn. Parallel zu den Aktivi¬ 
täten der Arbeitsgruppe begannen in 
ausgewählten Vereinigungen Volks¬ 
eigener Betriebe (VVB) bereits ers¬ 
te Experimente. Noch vor Jahresende 
konnte das SED-Politbüro eine erste 
ausgearbeitete Vorlage, „Grundsätze 
eines ökonomischen Systems der Pla¬ 
nung und Leitung der Industrie“ beti¬ 
telt, beraten. 

Das NÖS - nicht nur eine 
„Reform von oben“ 

Auf dem Ende Januar 1963 stattfinden¬ 
den VI. Parteitag der SED verlangte 
Walter Ulbricht, „auf der Grundlage 
der ökonomischen Gesetze und mit ih¬ 
rer Hilfe die entscheidende Triebkraft 
der ökonomischen Entwicklung im So¬ 
zialismus zu entfalten, zu lenken und zu 
regeln“. Angesichts dessen, dass so viel 
Neues gewagt werden sollte, trat Ul¬ 
bricht im Konsens mit Wirtschaftswis¬ 
senschaftlern und -politikern für eine 
etappenweise Realisierung der „großen 
Lösung“ ein. Das sollte aber nicht als 
Zögerlichkeit verstanden werden. Um 
die konsequente Abkehr vom bisheri¬ 
gen Planungssystem zu betonen, wur¬ 
de seit dem Parteitag dem angestreb¬ 
ten „ökonomischen System“ noch ein 
„Neu“ davor gesetzt. 

Die „Richtlinie für das „Neue öko¬ 
nomische System der Planung und Lei¬ 


tung des Volkswirtschaft (NÖS)“ lag 
im Juni vor und wurde im Juli 1963 von 
den höchsten staatlichen Gremien der 
DDR, vom Ministerrat und vom Staats¬ 
rat, gebilligt. Die Auswertung der Richt¬ 
linie erfolgte in den folgenden Wochen 
und Monaten systematisch in Semina¬ 
ren, auf Treffen der Generaldirektoren 
der VVB, auf Belegschafts Versammlun¬ 
gen in Großbetrieben sowie auf Partei¬ 
aktivtagungen der Regionalleitungen 
der SED. Das entsprach Ulbrichts seit 
Beginn der Reformüberlegungen ver¬ 
kündetem Prinzip, „dass wir jeden ent¬ 
scheidenden Schritt, den wir gehen, mit 
der Bevölkerung in aller Öffentlichkeit 
gründlich beraten (werden)“. 

Schon der Reformstart lässt erken¬ 
nen: Das NÖS war ganz offensichtlich 
nicht als „Reform von oben“ geplant. 
Ahe Bürger sollten das Anliegen der 
Reform verstehen und sich in die Aus¬ 
gestaltung der Reform einbringen kön¬ 
nen. 

Tatsächlich hatte das „NÖS-Den- 
ken“ nachhaltige Wirkungen auf das 
Betriebsklima. Das betraf einerseits 
die Stellung des Werkdirektors. „Ein 


Betriebsdirektor“, erinnerte sich der 
Wirtschaftsfunktionär Claus Krömke, 
auf dessen durch das NÖS veränder¬ 
te Stellung in Betrieb und Gesellschaft 
anspielend, „der war (nunmehr) schon 
wer.“ Die Atmosphäre in den Volkseige¬ 
nen Betrieben (VEB) veränderte sich 
zugunsten der Engagierten, ob Meis¬ 
ter, Brigadier oder Arbeiter. Aufbruch¬ 
stimmung zu verzeichnen war dank des 
NÖS auch in anderen Teilen der Gesell¬ 
schaft, in Forschung und Lehre, beson¬ 
ders auffällig bei Schriftstellern und 
Künstlern. 

Misstrauen und Zweifel 

Innerhalb der herrschenden Partei 
gab es aber auch von Anfang an auch 
Misstrauen gegenüber der Reform. Sie 
kam von einer kleinen, aber einfluss¬ 
reichen Gruppe der „Nomenklatura“ 
um Erich Honecker, Sekretär des ZK 
der SED seit 1958, verantwortlich für 
Sicherheits- und Kaderfragen und da¬ 
mit zweitwichtigster Mann in der Par¬ 
tei. Zu den prominenten Reformgeg¬ 
nern gehörte auch Kurt Hager, seit 
1963 Leiter der ideologischen Kom¬ 
mission beim Politbüro. Diese Funkti¬ 
onäre fühlten sich nicht nur durch das 
Reformtempo überrannt, sondern wa¬ 
ren auch zu der Überzeugung gekom¬ 
men, dass das NÖS prinzipiell zu weit 
vom sowjetischen Grundmodell ab¬ 
weiche. Vor allem aber fürchteten sie, 


dass das Umdenken in der Ökonomie 
auch in der Politik um sich greifen wür¬ 
de und letztlich das auf die Herrschaft 
des SED-Politbüros zugeschnittene 
politische System der DDR gefährden 
könne. 

Die Bedenken dieser Gruppe trug 
Erich Honecker im Dezember 1965 auf 
dem 11. Plenum des ZK der SED in ei¬ 
ner geschlossenen Sitzung vor. In sei¬ 
nem mehrstündigen Referat begründe¬ 
te er Befürchtungen der Konservativen 
über eine ideologische Aufweichung in 
der DDR-Gesellschaft mit Beispielen 
für vermeintlich „negative“ Entwick¬ 
lungen in der Jugend sowie im Bereich 
Kunst und Kultur. Honecker forderte 
eine enge „Zusammenarbeit mit der 
sowjetischen Bruderpartei“ auf ideolo¬ 
gischem Gebiet. 

Dieser Angriff kam für Ulbricht un¬ 
erwartet. In den dem Plenum folgen¬ 
den Auseinandersetzungen mit der in¬ 
nerparteilichen Opposition ging es dem 
SED-Chef vor allem um das eine: Die 
Reformen im Bereich der Wirtschaft 
fortzusetzen. Um die Durchführung 
der in Vorbereitung befindlichen zwei¬ 
ten Etappe der Wirtschaftsreform nicht 
zu gefährden, machte er den Konserva¬ 
tiven im Politbüro bezüglich des ideo¬ 
logischen und politischen Umfelds der 
Reformen, vor allem in den Bereichen 
Kunst und Kultur, weitgehende Zuge¬ 
ständnisse. Ein „Kahlschlagplenum“, 
als das die 11. Tagung des ZK der SED 
in der heutigen Geschichtsschreibung 
über die DDR oft bezeichnet wird, 
war die Tagung jedoch nicht. In den 
VEB und VVB wurde die Reform we¬ 
der 1966 noch 1967 unterbrochen oder 
gar abgebrochen. Deren zweite Etap¬ 
pe wurde wie vorgesehen Ende 1965 
eingeleitet und schritt 1966/67 voran. 
Die grundlegenden Entscheidungen 
für eine dritte Etappe wurden 1967 auf 
dem VII. Parteitag der SED getroffen. 

April 68 

Ein Jahr später, im April 1968, waren 
die diesbezüglichen vorbereitenden 
Arbeiten so weit gediehen, dass mit 
einem „Beschluss des Staatsrates der 
DDR über weitere Maßnahmen zur 
Gestaltung des ökonomischen Systems 
des Sozialismus (ÖSS)“ die dritte Re¬ 
formetappe eingeleitet werden konnte. 
Im gleichen Monat trat die neue „so¬ 
zialistische“ Verfassung der DDR, die 
die von 1949 ablöste, in Kraft. Sie war 
der Bevölkerung im - in der Geschich¬ 
te der DDR einzigen - Volksentscheid 
vorgelegt worden. Sie wurde mit über¬ 
wältigender Mehrheit (94,5 Prozent), 
bei 3,4 Prozent Gegenstimmen, ange¬ 
nommen. Das Ergebnis, aus dem sich 
auch eine weitreichende Zustimmung 
zur Wirtschafts- und Reformpolitik 
der Regierung ablesen lässt, war indi¬ 
rekt auch eine Antwort der Bevölke¬ 
rung auf die seit der Verkündung des 
NÖS dank gestiegenen wirtschaftlichen 
Wachstums wieder spürbare Verbesse¬ 
rung der Arbeits- und Lebensbedin¬ 
gungen: Zwischen 1963 und 1968 wa¬ 
ren die Nettogeldeinnahmen der Be¬ 
völkerung bzw. die Gesamteinnahmen 
pro Kopf der Bevölkerung um fast ein 
Viertel (24 Prozent) gestiegen, hatte 
sich der Bestand der Fernsehgeräten je 
100 Haushalte von 41 auf 67 Prozent 
erhöht, der der Haushaltskühlschrän¬ 
ke von 16 auf 44 Prozent und der der 
PKW von 6,5 auf immerhin 12,3 Pro¬ 
zent. Daraus ist ersichtlich: Die Früchte 
der Wirtschaftsreform, der erarbeiteten 
Symbiose von Plan und Markt, waren 
1968, dem ersten Jahr der Verwirkli¬ 
chung des ÖSS, der dritten Etappe der 
Wirtschaftsreform, zunehmend auch 
in den Haushalten der Werktätigen 
angekommen. Mit Blick auf die kriti¬ 
sche Situation, die in der DDR 1960/62 
herrschte, kann durchaus von einem 
zweiten Gründungsmoment der ost¬ 
deutschen Republik gesprochen wer¬ 
den. Es sollte sich allerdings, ebenso 
wie die Reformen, als nicht von Dauer 
erweisen. 

Prof. Dr. Jörg Rösler, Berlin, ist Wirt¬ 
schaf tshisto riker 



Das NÖS bedeutete mehr Verantwortung vor Ort zu übernehmen. Vertrauen wurde vor allem auch in die Jugend gesetzt: 
Am 29. April 1967, wurde in Cottbus eine komplette Produktionsstraße für Dederon-Feinseide als Jugendobjekt übergeben. 
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Aufregung? 

War das die Aufregung wert? „Mein 
Kampf 4 von George Tabori hatte am 
Abend des 20. April Premiere am The¬ 
ater Konstanz, bewusst an „Führers Ge¬ 
burtstag“. Mit provokanten Ideen hatte 
die Inszenierung von Serdar Somuncu 
international für Aufsehen gesorgt. Wer 
ein Hakenkreuz trüge, sollte kostenlosen 
Eintritt erhalten. Die christlich-jüdische 
Gesellschaft rief zum Boykott auf. Die 
Premiere wurde von Sicherheitskräften 
und Polizei begleitet. Doch es wurde 
ein eher mauer Theaterabend. Regis¬ 
seur und Kabarettist Serdar Somuncu, 
der mit szenischen Lesungen aus Hitlers 
Hetzschrift „Mein Kampf“ vor Jahren 
mit großem Erfolg durch das Land ge¬ 
tourt ist, hatte vor der Premiere erklärt, 
es gehe ihm darum, das Publikum dafür 
zu sensibilisieren, dass die Demokratie 
heute wieder stärker in Gefahr sei. Dis¬ 
kussionsstoff liefert George Taboris 30 
Jahre altes Stück zur Genüge. Es erzählt 
von dem Juden Schlomo Herzl, der den 
jungen Adolf Hitler unter seine Fittiche 
nimmt, 1910 in einer Elnterkunft für ge¬ 
scheiterte Existenzen in Wien. 

Vorher meldeten sich an die 50 Leu¬ 
te, die das Hakenkreuz tragen wollten, 
am Abend regnete es kleine Fähnchen 
mit dem NS-Symbol und gleichzei¬ 
tig gelbe Judensterne aus Papier. Das 
war die tolle Aktion, danach lief das 
Stück ohne weitere besondere Idee, die 
Schauspieler gaben ihr Bestes, müder 
Beifall und Schluss. 

Big Brother 

Die Organisation „digitalcourage e.V“ 
aus Bielefeld hat auch in diesem Jahr 
wieder ihre Datenschutz-Negativprei¬ 
se „Big Brother Award“ verliehen. Die 
Preise machen aufmerksam auf geziel¬ 
te Datensammlungen und Verletzun¬ 
gen der Privatsphäre durch Unterneh¬ 
men, aber auch durch politische Insti¬ 
tutionen. 2018 waren dran: Die Firma 
Soma Analytics aus München bringt 
die Gesundheits-App „Kelaa“ und das 
„Kelaa Dashboard“ bei Personalab¬ 
teilungen von Firmen unter. Die App 
überwacht anhand verschiedener Para¬ 
meter (z.B. Aufgeregtheit der Stimme 
beim Telefonieren) den Gesundheits¬ 
und Vitalzustand des Nutzers, um den 
Arbeitgebern Hinweise auf das seeli¬ 
sche Wohlbefinden der Mitarbeitenden 
zu geben. Einen weiteren Preis erhal¬ 
ten Technik-Firmen, die mit dem Wer¬ 
bebegriff „Smart City“ versuchen ,den 
Kommunalverantwortlichen die „Safe 
City“ zu verkaufen: eine mit Sensoren 
gepflasterte, total überwachte, fernge¬ 
steuerte und kommerzialisierte Stadt. 
Microsoft bekommt den Preis für sein 
Betriebssystem Windows 10 und die 
darin installierte Telemetrie (das ist die 
Übermittlung von Diagnose-Daten). 
Selbst für versierte Nutzer ist es kaum 
möglich diese Übermittlung von Daten 
zu stoppen. Die Fraktionen von CDU 
und Grünen im Hessischen Landtag 
dürfen ihren Preis für ihr geplantes 
neues Verfassungsschutzgesetz abho¬ 
len. Der schwarz-grüne Gesetzentwurf 
enthält eine gefährliche Anhäufung 
schwerwiegender Überwachungsbe¬ 
fugnisse, mit denen tief in Grundrechte 
eingriffen werden kann. Wie erwartet, 
ließen sich die Preisträger nicht blicken. 

Völkermord 

Vor über 100 Jahren fand der Völker¬ 
mord an den Herero durch deutsche 
Schutztruppen im heutigen Namibia 
statt. Mit einem Fotoprojekt bemüht 
sich das Völkerkundemuseum in Ham¬ 
burg um die Aufarbeitung deutscher 
Geschichte. In Deutschland gibt es eine 
Erinnerungskultur zwar für die Zeit 
des Faschismus, doch die Auseinander¬ 
setzung mit der Kolonialzeit im dama¬ 
ligen Deutsch-Südwestafrika ist lange 
vermieden worden. Dabei bezeichnen 
Historiker den Vernichtungsfeldzug 
gegen die Herero und Nama als ersten 
Völkermord des 20. Jahrhunderts. Mit 
zehntausenden Toten, Internierung in 
Konzentrationslagern und Zwangsar¬ 
beit. Hamburger Wissenschaftler und 
namibische Kollegen und Künstler ar¬ 
beiten an einem umfangreichen Foto¬ 
archiv, das Projekt hat den Namen „Vi¬ 
suelle Geschichte des kolonialen Ge¬ 
nozids“. HB 


Zwang und Zwangsläufigkeit 

Eine Essay-Replik zu Enno Stahls „Literatur und Markt“ 



Auch in den Köpfen muss dringend aufgeräumt werden 


K ürzlich veröffentlichte die Tages¬ 
zeitung „junge Welt“ einen Essay 
Enno Stahls (letzter Roman „Spät¬ 
kirmes“ im Verbrecher-Verlag 2017), in 
dem der Autor und Literaturwissen¬ 
schaftler das gegenwärtige Verhältnis 
von Literaturproduktion und Marktme¬ 
chanismen darlegt. Neben Richtigem, 
war da auch einiges, das der Korrektur 
bedarf. 

Geschenkt sei hier seine Ketzerei 
gegen die Pop-Klassiker Madonna und 
Jacko. Halb geschenkt auch die rigorose 
Reduktion junger Autorinnen zu „Au¬ 
torenunternehmen“, die Stahl, wie sein 
Kapitalismusbegriff, allumfassend vor¬ 
nimmt - oder eben auch nicht. Da sehe 
man sich nur an, wie das Marketing um 
die arte-Moderatorin und „Zeit“-Ko- 
lumnistin Ronja von Rönne („Wir kom¬ 
men“, Aufbau 2016) konträr steht zum 
Auftreten Philipp Winklers („Hool“ Auf¬ 
bau 2016), der, auch wenn man ihn zum 
Interview ins Stadion schleppt, eher den 
Mettbrötchen-vertilgenden Softie gibt 
denn den Schlägerdichter. 

Um zwei Aspekte aus Stahls Essay 
geht es mir besonders: Einen Halbsatz 
und die Konklusion. 

Einen Halbsatz kritisiert man, wenn 
man etwas persönlich nimmt. Wenn Stahl 
schreibt, die „Unverwechselbarkeit der 
eigenen Stimme und Inhalte“, sei „der 
Schreibschulen wegen sowieso schon 
nahezu ausgemerzt“, dann sorgt unsere 
Schwarmintelligenz am Literaturinstitut 
zu Hildesheim dafür, dass wir unserer im 
Essay „Literatur und Markt“ geleakten 
Gleichschaltung wegen einstimmig auf- 
schreien wie Alieninvasoren, wenn das 
Mutterschiff beschossen wird. 

Ja, Schreibschulen in der BRD bilden 
für den Markt aus und sind dessen Re¬ 
geln unterworfen. Das war mir bewusst, 
dank der „Ärztesohn-Debatte“, die 
Alumni Florian Kessler kurz vor meiner 
dortigen Eignungsprüfung lostrat, dabei 
darauf hinweisend, dass die Klassenzu¬ 
sammensetzung am Literaturinstitut 
maßgeblich von existenzsorgenfreien 
Akademikerkindern dominiert ist. Das 


sehe ich an der stets klammen Kasse des 
Instituts und der Folge daraus, dass viel 
weniger Textwerkstätten angeboten wer¬ 
den als noch zum Studienbeginn vor vier 
Jahren. Das sehe ich am mickrigen Semi¬ 
narangebot für Masterstudentinnen. Das 
ist auch in der Debatte des letzten Jahres 
mitgeschwommen, die den Sexismus am 
spätmittelalterlichen Kulturcampus-Idyll 
skandalisierte. Bezeichnend, dass sich zu 
diesem Semester mit der Anstellung der 
Bachmann-Preisträgerin Annette Pehnt 
(„Lexikon der Liebe“, Piper-Verlag 2017) 
die Zahl der weiblichen Dozentinnen ge¬ 
rade einmal verdoppelt hat. Das Institut 
ist seit 19 Jahren auf Privatspenden des 
Institutsgründers Hanns-Josef Ortheil 
(„Die Erfindung des Lebens“, Luchter¬ 
hand-Verlag 2009) angewiesen und die 
damit einhergehende Abhängigkeit von 
seiner Person verschlankt die Instituts¬ 
demokratie. 

Hört man dann, wie noch am Leip¬ 
ziger Johannes-R.-Becher-Institut Mit¬ 
te der 80er ganze 14 Festangestellte un¬ 
terrichteten, dann fühlt man Neid. Liest 
man bei Katja Stopka im Ronald-M.- 
Schernikau-Konferenzband „Lieben, 
was es nicht gibt“ (Verbrecher-Verlag 
2017), der Autor der „Tage in L.“ (Kon¬ 
kret 2001) hätte sich damals am „politi¬ 
schen Desinteresse der andern Studie¬ 
renden, ihrem mangelnden sozialisti¬ 
schen Engagement, ihrem Pessimismus 
und ihrer Unzufriedenheit“ gestoßen, 
dann mindert das nicht den Neid, bestä¬ 
tigt höchstens den nachträglichen Ein¬ 
druck, dass dort weit vor 1989/90 begann, 
was heute überall hegemonial ist. 

Zieht man daraus aber den Schluss, 
Schreibschulen (unabhängig wo) nivel¬ 
lierten alles und jeden innerhalb ihres 
Banns zu bloßen Zahnrädchen des sich 
reproduzierenden Apparats, vergisst man 
die tatsächlichen Klassenverhältnisse da¬ 
hinter und liebäugelt stattdessen mit ei¬ 
nem mechanistischen Determinismus. 
Belletristlnnen, jung oder alt, sind pri¬ 
mär Kleinbürger - und das in ihrer gan¬ 
zen Pracht. Kleinbürger wollen keine 
Maschinen sein, sie können aber auch 


nicht wie andere welche produzieren. 
Das macht sie aus und das ist ihre Bürde. 

Wer ernstlich behaupten will, die 
Romane ehemaliger Hildesheimer wie 
„Schimmernder Dunst über CobyCoun- 
ty“ von Leif Randt (Berlin Verlag 2011) 
oder Victor Wittes „Hier bin ich“ (Droe- 
merKnaur-Verlag 2015) seien die gleiche 
an Bret Easton Ellis angebiederte Sauce, 
der kann auch nach Leipzig weiterziehen 
und Clemens Meyer mit Sasa Stanisic mit 
Juli Zeh gleich mitverquirlen. Absolven¬ 
tinnen des Johannes-R.-Becher-Instituts 
wie Sarah Kirsch noch mit dazu, wenn 
schon die Relevanz von Schreibschulen 
für die jeweilige Gesellschaftsordnung so 
schief interpretiert wird. 

Dabei spricht Stahl in seinem Essay 
selbst Zweifel über den Begriff von der 
einen Literatur aus, die Werke Daths, 
Kehlmanns, Roches und Zehs wie mit 
gleicher Einheit versehen zu kalkulie¬ 
ren versucht. Obwohl gerade diese Ex¬ 
ponate schon dadurch vergleichbar sind, 
weil sie alle einem System, dem Mono¬ 
polkapitalismus, entstammen. Doch der 
hat andere Auswirkungen als eine billige 
Gleichschaltung. Der erzeugt schlechte 
Literatur. Dass Dietmar Daths Romane 
nicht mehr lektoriert werden, ist ein of¬ 


fenes Geheimnis. Lektorate kosten. Wo 
Dath draufsteht, das verkauft sich, auch 
wenn das dann oft unlesbar ist. Oben 
genannter Easton Ellis wird verlegt, ob¬ 
wohl der seit vier Bestsellern nichts mehr 
zu sagen hat. 

Da sind wir auch fast beim zweiten 
Aspekt aus Stahls Essay, der da quer hing 
im Textgebirge, dann aber doch nicht so 
sehr überraschte. Mit „Den wahren Ka¬ 
non bestimmt kein Literaturpapst und 
nicht der Markt, sondern allein die Ge¬ 
schichte“, schließt Enno Stahl. Doch die 
unsichtbare antikapitalistische Hand, 
die Literatur(-geschichte) in ihren Pa- 
radiso-Sphären geduldig ordnet, die gibt 
es nicht. Um das Wissen um Goethe und 
Co. ist es mauer bestellt als noch vor dem 
Mauerfall. Grund: Der Imperialismus 
bringt nicht nur die schlechtere Litera¬ 
tur hervor, er drückt auch das Niveau, 
gute von dieser zu scheiden. 

Der Kommunismus mag die Gesell¬ 
schaftsstufe sein, die Goethe, Shake¬ 
speare und Michael Jackson verstehen 
wird. Doch die ploppt nicht von allein 
aus den Büchern in die Welt und ist dann 
da. Wie für schlechte Literatur, gibt es 
auch dafür konkrete Verantwortliche. 

Ken Merten 


Hebelwirkung 

Wie mit Kulturpolitik Herrschaft unterfüttert wird 


Die neue Bundesregierung hat sich was 
vorgenommen in Sachen Kulturpoli¬ 
tik. Seit Schröders Zeiten ist im Bun¬ 
deskanzleramt das nationale Instru¬ 
mentarium gebündelt, im Auswärtigen 
Amt die internationalen Bemühungen, 
deutsche Sprache und Geschichte welt¬ 
weit zu präsentieren. Um nicht mit der 
grundgesetzlichen Bestimmung „Kul¬ 
turpolitik ist Ländersache“ zu kollidie¬ 
ren, werden jede Menge Projekte ange¬ 
schoben und überregionale Netzwerke 
gefördert und gesteuert. Im AA ist das 
Hauptaugenmerk auf die Arbeit der 
Goethe-Institute gerichtet, immerhin 
159 Institute und Verbindungsbüros in 
98 Ländern, die die politischen Vorga¬ 
ben umzusetzen haben. Das Jahresbud¬ 
get des Goethe-Instituts belief sich 2017 
auf fast 400 Millionen Euro. Es enthielt 
Zuwendungen vom Auswärtigen Amt 
in Höhe von rund 235 Millionen Euro. 
Die Einnahmen durch Sprachkurs- und 
Prüfungsgebühren an den Goethe-Ins¬ 
tituten im In- und Ausland, Einnahmen 
aus Spenden und Sponsoring sowie Zu¬ 
wendungen Dritter betragen fast 155 
Millionen Euro. Im Bundeskanzleramt 
stellt man 1,8 Milliarden Euro für die 
geplanten und gewünschten Projek¬ 
te für die nationale Kulturpolitik im 
Jahr 2018 bereit. Während die Zahlen 
des AA seit Jahren stagnieren, ist der 
Haushalt für „Inländisches“ seit Mer¬ 
kels Antritt im Jahr 2005 um 60 Prozent 
erhöht worden. Natürlich Summen, die 
im Kriegsministerium nur ein müdes 
Lächeln hervorrufen, allein ein ordent¬ 
licher neuer Zerstörer für die Marine 
kostet so viel. 

Monika Grütters CDU), erneut be¬ 
nannte Kulturstaatsministerium im Hau¬ 
se Merkel, hat jede Menge Projekte auf 


dem Zettel, einmal quer durch den Ge¬ 
müsegarten der Künste und der Kultur¬ 
einrichtungen. Da gibt es was für Film¬ 
förderung, für Studienaufenthalte von 
Literaten, für Ateliers bildender Künst¬ 
ler, für das Bundesjugendorchester, für 
Museen, Bibliotheken, Archive. Eine lan¬ 
ge Liste, für alle Projekte eine Jury, die 
hübsch aufpasst, dass es nicht zu subver¬ 
siv wird, dass „die Fähigkeit und Stärke 
der Kunst und Kultur darin liegen, den 
Zusammenhalt in unserer pluralen und 
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weltoffenen Gesellschaft zu stärken“ und 
also die Katastrophen durch Armut, Be¬ 
hinderung, Diskriminierung nicht offen 
gezeigt werden. Künstler, die ihre Arbeit 
so verstehen, dass sie wie ein Stachel wir¬ 
ken können, werden vor den Segnungen 
des Haushalts keine Gnade finden. Das 
Gießkannenprinzip an einem Beispiel: 
Im Projekt „Kulturelle Bildung und Inte¬ 
gration“ sollen herausragende Ideen mit 
bis zu 300 000 Euro gefördert werden, 
dafür hat Grütters in ihrem Haushalt 
gerade mal drei Millionen eingepreist, 
mehr als 10 Projekte bundesweit sind 


nicht drin. Gewünscht werden Vorschlä¬ 
ge, die identitätsstiftend und integrativ 
wirken wollen, die die Teilhabe am kul¬ 
turellen Leben erleichtern, also eindeu¬ 
tig nicht die Öffnung fremder Kulturen 
und Lebensweisen in unsere Gesellschaft 
hinein, sondern das Einüben deutscher 
„Werte und Grundsätze“ für die, die aus 
der Fremde kommen. 

Dieses Beispiel ist symptomatisch 
für die Kulturpolitik der Regierung, alle 
etwas näher beleuchteten Projekte und 
Fördermaßnahmen zeigen die gleiche 
Richtung an: Der Kulturbegriff speist 
sich aus dem nebulösen „christlich¬ 
abendländischen“, manchmal ergänzt 
um das jüdische Erbe. Unter Weltoffen¬ 
heit versteht die CDU-Politikerin, dass 
die Welt offen für Deutschland sein sol¬ 
le, die Exportweltmeisterschaft muss ge¬ 
sichert werden, tolerant sind wir nur so 
lange, wie wir unsere Bräuche, Sitten und 
Traditionen mit exotischen Farbtupfern 
anreichern, aber auch nur so lange. 

Und selbstverständlich ist „Integra¬ 
tion“ mit der Drohung verbunden, wer 
sich nicht anpasst, fliegt wieder raus. Die 
klassischen Förderpreise für Künstlerin¬ 
nen und Künstler sind Belobigungen, ne¬ 
ben einer Urkunde gibt es auch Geld, die 
Menge an Auszeichnungen ist unüber¬ 
schaubar, als Beliebigkeit bis hin zum 
revolvierenden System (Gibst du mir ei¬ 
nen Preis, gebe ich demnächst dir einen 
Preis) lässt sich oft die Arbeit der Jurys 
beschreiben. 

Aus Proporzgründen bastelte die 
GroKo ein Amt für eine SPD-Politike¬ 
rin, Michelle Müntefering darf sich nun 
Staatsministerin im Auswärtigen Amt 
nennen, zuständig für die internationa¬ 
le Kulturpolitik des Bundes. Schon im¬ 
mer war dieser Politikbereich als dritte 


Säule neben der klassischen Diploma¬ 
tie und den Wirtschaftsbeziehungen be¬ 
kannt, aber die Positionierung über ein 
Staatsministerium, höher als bloß ein 
Referat, ist ein Signal. Müntefering hat 
drei Aufgaben in den Vordergrund ihrer 
Politik gestellt: Die Unterstützung von 
verfolgten Künstlerinnen und Künstlern 
findet sie besonders da, wo andere ge¬ 
sellschaftliche Wege gegangen werden, 
explizit in China, Kuba, Venezuela. Un¬ 
ser berechtigter Protest gegen die US- 
amerikanischen Störattacken gegen 
Kuba sollte sich auch deutlich gegen die¬ 
se deutschen Versuche der Einmischung 
richten. Ein zweites Feld sieht Müntefe¬ 
ring im von ihr behaupteten weiter an¬ 
wachsenden Antisemitismus, besonders 
in arabischen Ländern, gegen den sie mit 
„Erinnerungskultur“ angehen will. Soll 
nichts anderes heißen, als der Kritik an 
der Politik des israelischen Staates ge¬ 
genüber dem palästinensischen Volk die 
Berechtigung zu entziehen. Sie setzt in 
ihrem Bereich das um, was als Staatsrä¬ 
son der herrschenden Klasse seit Jahr¬ 
zehnten dient. 

Um den bohrenden Fragen der 
Nachkommen von deutscher Kolonial¬ 
herrschaft etwas entgegenzusetzen, bie¬ 
tet Müntefering einen stärkeren Kultur¬ 
austausch an, von Entschuldigung und 
Wiedergutmachung ist natürlich keine 
Rede, dafür gründet sie das „Deutsche 
Zentrum Kulturgutsverluste“. Hier darf 
dann lang und breit debattiert werden, 
was der deutsche Imperialismus in den 
letzten 140 Jahren angerichtet hat und 
wie die ausweichenden Erzählungen ge¬ 
staltet werden. Die Goethe-Institute be¬ 
kommen dann ihre Materialien und tun 
ihren Job. 

Herbert Becker 
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Revolution und 

Konterrevolution in Afghanistan 

Vor 40 Jahren begannen aufständische Militärs mit der April-Revolution Afghanistan zu erneuern. 

Von CIA-Invasion, Fehlern der Revolutionäre und dem Weg zu Krieg und Talibanisierung • Von Matin Baraki 


A fghanistan gehörte Anfang der 
70er Jahren zu den ärmsten Län¬ 
dern der Welt. Es war laut UNO- 
Statistik schon damals das am wenigsten 
entwickelte Land Asiens. Als der Hun¬ 
gersnot nach der verheerenden Dürre¬ 
periode von 1971/72 geschätzte andert¬ 
halb Millionen Menschen zum Opfer 
fielen, war das Ende der Herrschaft 
von König Mohammad Zahir besiegelt. 
Am 17. Juli 1973 putschten die der De¬ 
mokratischen Volkspartei Afghanistans 
(DVPA) zugehörigen Militäroffizie¬ 
re gegen die Monarchie und verhalfen 
Mohammed Daud (von 1953 bis 1963 
Ministerpräsident, außerdem Schwager 
und Cousin des Königs) zur Macht. 

In seiner ersten „Rede an die Na¬ 
tion“ versprach er Reformen, die je¬ 
doch nicht verwirklicht wurden. Au¬ 
ßenpolitisch warf er die traditionelle 
Politik der Blockfreiheit Afghanistans 
über Bord, indem er Beziehungen zum 
Schah von Iran, zu Anwar Al Sadat von 
Ägypten, zu Saudi-Arabien und Paki¬ 
stan intensivierte. Im Frühjahr 1978 
ging er zur offenen Repression gegen 
die Parteiführung der DVPA über. Hin¬ 
zu kam der politische Terror der Isla¬ 
misten sowie des Geheimdienstes, dem 
namhafte Politiker und Repräsentan¬ 
ten der DVPA zum Opfer fielen. Mir 
Akbar Khaibar, Gründungsmitglied 
der Partei und Mitglied des Politbü¬ 
ros, war am 18. April 1978 auf offener 
Straße erschossen worden. Außerdem 
ließ Daud die gesamte Parteiführung 
bis auf wenige Ausnahmen verhaften; 
sie sollte liquidiert werden. Als die¬ 
se Meldung in den Abendsendungen 
des afghanischen Fernsehens verbrei¬ 
tet wurde, kam es am 27. April 1978 
zum militärischen Aufstand gegen das 
Daud-Regime unter Führung von Tei¬ 
len der DVPA (April-Revolution) und 
infolgedessen auch zum Beginn eines 
revolutionären Prozesses. Die Militärs 
befreiten die Parteiführung und über¬ 
trugen ihr die Leitung des Staates. Ge¬ 
neralsekretär Nur Muhammad Taraki 
wurde Vorsitzender des Revolutions¬ 
rates. 

Afghanistan darf nicht 
Schule machen 

Die Revolutionsregierung begann mit 
der Realisierung von Reformvorhaben 
wie der Regelung von Ehe- und Schei¬ 
dungsangelegenheiten (Dekret Nr. 7 
vom 17. Oktober 1978), der Bodenre¬ 
form (Dekret Nr. 8 vom 28. November 
1978) sowie mit einer umfassenden Al¬ 
phabetisierung, die so erfolgreich war, 
dass in einem halben Jahr ca. 1,5 Mil¬ 
lionen Menschen Lesen und Schrei¬ 
ben lernten, wofür Afghanistan einen 
Preis von der UNESCO erhielt. Im 
ganzen Land wurden 27 000 ständige 
Kurse eingerichtet, an denen insgesamt 
600 000 Menschen teilnahmen. 

Im Zuge der Umsetzung der Re¬ 
formen wurden jedoch viele Fehler 
gemacht, u.a. gelang es nicht, die Be¬ 
völkerung auf die revolutionären Maß¬ 
nahmen vorzubereiten, was zwangsläu¬ 
fig der Konterrevolution in die Hände 
spielte. Ende 1979 war die Lage der Re¬ 
gierung so hoffnungslos, dass sowjeti¬ 
sche Militärhilfe unumgänglich wurde, 
um zu verhindern, dass Afghanistan ein 
zweites Chile (Militärputsch gegen die 
Regierung Allende am 11. September 
1973) wurde. Insgesamt 21 Mal wand¬ 
te sich die Führung mit dieser Bitte an 
die UdSSR. 

Mit dem am 27. Dezember 1979 ein¬ 
setzenden sowjetischen Militärenga¬ 
gement, das auf Art. 4 des afghanisch- 
sowj etischen Freundschaftsvertrages 
vom 5. Dezember 1978 und Art. 51 der 
UN-Charta basierte, wurde der Afgha¬ 
nistan-Konflikt internationalisiert und 
zunächst verdeckt, später offen von den 
meisten westlichen Staaten einschließ¬ 
lich der BRD und ihrer regionalen Ver¬ 
bündeten, geschürt. 


Die imperialistischen Länder waren 
hoch erfreut, die Sowjetunion in eine 
Falle gelockt zu haben. Vom ehemaligen 
Sicherheitsberater des US-Präsidenten 
Jimmy Carter (1977 bis 1981), Zbigniew 
Brzezinski, wurde das in einem Interview 
mit „Le Nouvel Observateur“ hervorge¬ 
hoben: „Wir haben die Russen nicht ge¬ 
drängt zu intervenieren, aber wir haben 
die Möglichkeit, dass sie es tun, wissent¬ 
lich erhöht.“ Ab 1979 wurde gegen Af¬ 
ghanistan „die größte Geheimoperation 
in der Geschichte der CIA durchgeführt“. 
Unmittelbar nach der April-Revolution 
sind unter Regie des US-Geheimdienstes 
CIA und dessen pakistanischer Bruder¬ 
organisation Inter Service Intelligence 
(ISI) etwa 35 000 radikale Islamisten 
aus 40 islamischen Ländern zu schlag¬ 
kräftigen bewaffneten Organisationen 
umstrukturiert und in Afghanistan ein¬ 
gesetzt worden. Mehr als 100 000 Isla¬ 
misten waren damit an diesem Krieg be¬ 
teiligt. Dem „Spiegel“ zufolge sind diese 
in den ersten zehn Jahren des Bürger¬ 
krieges offiziell mit „mehr als zwei Mil¬ 


Kabul am Morgen nach der Revolution. 

liarden US-Dollar hochgerüstet worden“. 

Afghanistan durfte keinesfalls 
Schule machen, weil sonst die Herr¬ 
scher der gesamten Region, angefan¬ 
gen von dem engsten Verbündeten der 
USA in Iran bis hin zu den despoti¬ 
schen arabischen Potentaten, von re¬ 
volutionären Stürmen hinweggefegt 
werden könnten. 

Als die Bemühungen der afghani¬ 
schen Führung, den Konflikt politisch 
zu lösen, keinen Erfolg hatten, be¬ 
schloss sie zu kapitulieren. Präsident 
Nadschibullah flüchtete in die UN- 
Vertretung in Kabul und wurde im 
September 1996 von den Taliban hin¬ 
gerichtet. 

Beginn einer Islamisierung 

Die neue Führung um Außenminister 
Abdul Wakil, Najmudin Kawiani, Fa- 
rid Masdak - alle drei waren Mitglieder 
des Politbüros - und Nadschibullahs 
früherer Stellvertreter und Nachfolger 
Abdul Rahim Hatef hatte beschlos¬ 
sen, am 27. April 1992 die Macht an die 
Konterrevolutionäre zu übertragen. 
Daraufhin wurde Sibghatullah Mod- 
schaddedi, ihr Exil-Präsident, erstes 
Staatsoberhaupt der Islamischen Re¬ 
publik Afghanistan. Den Islamisten 
gelang es aufgrund divergierender po¬ 
litischer und ökonomischer Interessen 
jedoch nicht, das Land gemeinsam zu 
regieren. Der Krieg wurde mit einer 
nie da gewesenen Brutalität fortgesetzt: 
3 000 bis 4 000 Tote, 200 000 Flüchtlin¬ 
ge, große Städte, darunter Kabul, wur¬ 
den in Schutt und Asche gelegt. 

Dieses Versagen der Islamisten 
stand im Widerspruch zu den politisch¬ 
ökonomischen und strategischen Inte¬ 


ressen ihrer ausländischen Auftragge¬ 
ber. Nach deren Willen sollte ein mit 
den USA und Pakistan eng kooperie¬ 
rendes Regime im Land stabile poli¬ 
tische Verhältnisse schaffen, um die 
Ziele des US- und des pakistanischen 
Kapitals in der Region des Mittleren 
Ostens - insbesondere in den mittel- 
asiatischen Republiken - realisieren zu 
können. Damit war die Geburtsstunde 
für die Taliban gekommen, deren Ge¬ 
burtshelfer die USA waren. 

Die Talibanisierung 

Mit dem öffentlichen Auftauchen der 
Taliban im September 1994 und der Er¬ 
oberung Kabuls am 27. September 1996 
wurde Afghanistan in den Fokus der in¬ 
ternationalen Medien katapultiert. 

Nach Angaben von General Aslam 
Beg, dem ehemaligen Generalstabschef 
Pakistans, wurden die Taliban schon 
1985/1986 im Nordosten Afghanistans 
als Kampftruppe aufgestellt, wo sie an 
religiösen Schulen, den „Madrasah“ so¬ 
wohl religiös-fundamentalistisch wie 


militärisch ausgebildet worden sind. 
Rekrutiert wurden sie u.a. aus den Rei¬ 
hen der Waisenkinder Afghanistans in 
den Flüchtlingslagern in Pakistan. Un¬ 
ter unmittelbarem Kommando des Ge¬ 
heimdienstes ISI sind sie je nach Be¬ 
darf den verschiedenen Mudschahed¬ 
din-Gruppen zugeordnet worden. 

Für die Entscheidung, die Taliban 
als selbstständige militärische Forma¬ 
tion in den afghanischen Bürgerkrieg 
einzusetzen, waren folgende Aspekte 
ausschlaggebend: 

1. Im Frühjahr 1994 wurden die Füh¬ 
rer der in Afghanistan rivalisierenden 
Mudschaheddin vom Auswärtigen Aus¬ 
schuss des US-Kongresses zu einem 
Gespräch nach Washington zitiert. Man 
hat ihnen einen Plan für ein Pipeline- 
Projekt von den weltweit drittgrößten 
Reserven an Öl und Gas in Mittelasien 
durch Afghanistan zum Indischen Oze¬ 
an vorgelegt. Sie wurden aufgefordert, 
sich so bald wie möglich zu verständi¬ 
gen, um dessen Verwirklichung nicht zu 
verzögern. Die Mudschaheddin sicher¬ 
ten zu, den Afghanistan-Konflikt bald 
friedlich lösen zu wollen, ein Verspre¬ 
chen, das nie eingelöst wurde. 

Deren historisches Versagen war 
die Geburtsstunde der Taliban als ei¬ 
genständige organisierte Kampfeinheit 
auf dem Kriegsschauplatz Afghanistan. 

Scheinbar aus dem Nichts entstan¬ 
dene gut organisierte militärische Ein¬ 
heiten, nun als Taliban bekannt, über¬ 
fielen von Pakistan aus im September 
1994 die Stadt Kandahar. Ihre „histori¬ 
sche Mission“ bestand darin, ganz Af¬ 
ghanistan zu besetzen, um die Bedin¬ 
gungen für die Realisierung der ökono¬ 
mischen, politischen und ideologischen 


Projekte der USA, Pakistans und Sau¬ 
di-Arabiens zu schaffen. 

2. Gulbuddin Hekmatyar, der von den 
USA und ihren Verbündeten im Af¬ 
ghanistan-Konflikt favorisierte Mud- 
schahed, fiel in Ungnade wegen seiner 
antiwestlichen Äußerungen und seiner 
Unterstützung des irakischen Dikta¬ 
tors Saddam Husseins während des 2. 
Golfkrieges sowie seiner kategorischen 
Weigerung, die noch in seinem Besitz 
befindlichen Stinger-Raketen, welche 
er in großen Mengen von den USA er¬ 
halten hatte, an diese zurückzugeben. 

3. Der mittelasiatische Markt wurde als 
nicht zu vernachlässigendes Exportfeld 
für pakistanische Produkte angesehen, 
der einzige Transitweg dahin aber führt 
über afghanisches Territorium. Es war 
längst kein Geheimnis mehr, dass an 
den Kampfeinsätzen der Taliban regu¬ 
läre pakistanische Truppeneinheiten 
beteiligt waren, denn „auf sich gestellt 
könnten die Taliban nicht einmal ein 
Dorf erobern“. 

4. Sowohl die USA als auch Saudi-Ara¬ 


bien wollten den ideologischen Einfluss 
ihres Rivalen Iran in Afghanistan ein¬ 
dämmen. Da sich die Mudschaheddin- 
Gruppen auch hier als unfähig erwie¬ 
sen hatten, mussten die Taliban an ihre 
Stelle treten. 

US-Krieg am Hindukusch 

Noch während des US-Krieges gegen Af¬ 
ghanistan wurde auf dem Petersberg bei 
Bonn am 5. Dezember 2001 unter der 
Federführung der UN eine Regierung 
für Afghanistan gebildet. Vertreten wa¬ 
ren Mudschaheddin-Führer, die sich aus 
dem langjährigen Bürgerkrieg kannten. 
Der Usbeken-General Abdul Raschid 
Dostum, der einzige säkulare Milizen¬ 
führer Afghanistans, war zu dieser Kon¬ 
ferenz erst gar nicht eingeladen worden. 

Unter den internationalen Beob¬ 
achtern waren allein die Vereinigten 
Staaten mit 20 Personen vertreten. Die¬ 
se überdimensionale Präsenz lässt auf 
eine nachdrückliche Beeinflussung von 
Verlauf und Ergebnis der Verhandlun¬ 
gen schließen. So haben sich die USA 
mit der Ernennung Hamid Karzais zum 
Ministerpräsidenten durchgesetzt, ob¬ 
wohl dieser auf dem Petersberg gar 
nicht anwesend war, sondern sich auf 
einem US-Kriegsschiff im Indischen 
Ozean befand. 

Die internationale Gemeinschaft 
unter US-Führung brachte de facto Is¬ 
lamisten, Warlords und Kriegsverbre¬ 
cher an die Macht. 

Versuche einer Integration 
der Taliban 

Mit dem Krieg gegen Afghanistan 
hat die Bush-Regierung die Vernich¬ 
tung von Al-Kaida unter Osama Bin 



Laden und der Taliban zum unmit¬ 
telbaren Ziel erklärt. Als sie feststel¬ 
len musste, dass die Taliban nicht so 
einfach wie Al-Kaida zu zerschlagen, 
geschweige denn aus Afghanistan zu 
verbannen waren, haben die westli¬ 
chen Strategen eine Differenzierung 
vorgenommen. Al-Kaida habe eine in¬ 
ternationale Agenda, die Taliban je¬ 
doch eine nationale, hieß es jetzt. Das 
heißt, der Kampf der Taliban sei na¬ 
tional und damit nur gegen die west¬ 
lichen Militärs im Land ausgerichtet. 
Daher solle versucht werden, sie in die 
kolonial-ähnlichen politischen Struk¬ 
turen am Hindukusch zu integrieren. 
Man setzte darauf, den Druck auf die 
Taliban zu verstärken, indem diese 
gespalten sowie einzelne Feldkom¬ 
mandanten physisch eliminiert wer¬ 
den sollten. Regierungsberater bei 
der Stiftung Wissenschaft und Politik 
(SWP) in Berlin befürworteten einen 
,,,Enthauptungsschlag’ gegen die Füh¬ 
rungen der afghanischen Aufstands¬ 
gruppen (Quetta-Shura, gemeint sind 
die Taliban, Haqqani-Netzwerk und 
Hezb-e Islami von Gulbuddin Hek¬ 
matyar), mit dem Ziel, die militante 
Opposition [...] signifikant zu schwä¬ 
chen“. Das liest sich wie Anstiftung 
zum Mord, was nach StGB, § 26 An¬ 
stiftung verboten ist und unter Strafe 
steht. 

Dann entdeckte man die „gemä¬ 
ßigten Taliban“, die als Verhandlungs¬ 
partner in Frage kämen. Im April 
2007 hatte der damalige SPD-Chef 
Kurt Beck eine Friedenskonferenz 
für Afghanistan angeregt, an der alle 
am Hindukusch relevanten Gruppen, 
darunter auch die Taliban, beteiligt 
werden müssten. Daraus wurde je¬ 
doch zunächst nichts. Trotzdem wur¬ 
den Geheimgespräche zwischen den 
Konfliktparteien mehrfach auch in 
Deutschland fortgeführt. Der Hin¬ 
tergrund für die Verhandlungsbereit¬ 
schaft der USA ist darin zu sehen, dass 
der Krieg für sie zu teuer geworden 
war. Nach offiziellen Angaben koste¬ 
te er in den Hochphasen jede Woche 
1,5 Mrd. US-Dollar. Deswegen sollten 
bis Ende 2014 die über 135 000 US- 
und NATO-Kampftruppen abgezogen 
werden. 

Am Ende der Verhandlungen soll¬ 
ten die Taliban an der Regierung be¬ 
teiligt werden, dafür hätten sie jedoch 
die afghanische Verfassung von 2004 
akzeptieren müssen. Die Taliban be¬ 
riefen sich aber auf die Scharia. 

Anfang 2016 wurde ein neuer Ver¬ 
such unternommen, um den festgefah¬ 
renen Friedensprozess wiederzubele¬ 
ben. Am 11. Januar 2016 trafen sich 
Vertreter der afghanischen, pakista¬ 
nischen, chinesischen und US-ameri¬ 
kanischen Regierungen in der pakis¬ 
tanischen Hauptstadt Islamabad, um 
einen Friedensfahrplan für das Land 
am Hindukusch auszuarbeiten. Der 
außenpolitische Berater der pakista¬ 
nischen Regierung, Sartaj Aziz, wies 
bei seiner Eröffnungsrede darauf hin, 
dass man den Taliban Anreize an¬ 
bieten solle, damit sie keine Gewalt 
mehr anwendeten. „Wir sollten kei¬ 
ne überzogenen Erwartungen haben“, 
schränkte er jedoch ein. Ende Februar 
2018 riefen die Teilnehmer einer gro¬ 
ßen Friedenskonferenz in Kabul und 
Präsident Ashraf Ghani die Taliban zu 
Friedensgesprächen auf. Die Taliban 
machten, wie immer, den Abzug aller 
ausländischen Truppen aus Afghanis¬ 
tan zur Bedingung für Verhandlungen. 

Die afghanische Geschichte hat 
mehrfach gezeigt, dass fremde Besat¬ 
zer am Hindukusch keine Perspekti¬ 
ve haben. Ohne Abzug der US- und 
NATO-Truppen wird es in Afghanis¬ 
tan keinen Frieden geben. 

Matin Baraki lehrt internationale Poli¬ 
tik an der Universität Marburg. 
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Vom Nazi-Theater zum Nazi-Terror 

Schinden für den Krieg, für Meckern in den Knast: 

Wie der Sturm auf die Gewerkschaftshäuser vor 85 Jahren die „Ordnung der nationalen Arbeit“ möglich machte 



A m 21. März 1933 übergab Theo¬ 
dor Leipart einen Brief an Hit¬ 
ler, mit dem dieser davon über¬ 
zeugt werden sollte, dass „die Gewerk¬ 
schaften ein unerlässlicher Bestandteil 
der sozialen Ordnung“ sind. Da war 
Hitler seit fast zwei Monaten an der 
Macht, drei Wochen vorher hatten die 
Nazis den Reichstag angesteckt, der 
Naziterror wütete im ganzen Reich. 
Leipart war der Vorsitzende des All¬ 
gemeinen Deutschen Gewerkschafts¬ 
bundes (ADGB), des größten, eng mit 
der SPD verbundenen Gewerkschafts¬ 
bundes in Deutschland. Bis zum ersten 
Mai 1933 hoffte er noch darauf, dass die 
Gewerkschaften als legale Organisatio¬ 
nen erhalten bleiben könnten. Das war 
es, was die sozialdemokratische Füh¬ 
rung den Arbeitern seit Jahrzehnten 
einimpfte: Abwarten, Disziplin, nicht 
provozieren lassen. Das wichtigste ist, 
die Organisation zu erhalten. 

Nur ein kleiner Teil der sozialdemo¬ 
kratischen Arbeiter ließ sich „provozie¬ 
ren“ und versuchte noch im allerletzten 
Moment, die kommunistischen Aufru¬ 
fe zur Einheitsfront mit gemeinsamen 
Aktionen zu beantworten. Die Mehr¬ 
heit hielt Disziplin. Manche glaubten 
sogar, als die Nazis den 1. Mai zum ge¬ 
setzlichen Feiertag machten und die 
Demonstrationen zum 1. Mai 1933 in 
die eigenen Hände nahmen, dass die 
Nazipropaganda von Sozialismus und 
Volksgemeinschaft nun Wirklichkeit 
werde. Die ADGB-Führung hatte die 
Beschäftigten dazu aufgerufen, „sich 
allerorts an der von der Regierung ver- 
anlassten Feier festlich zu beteiligen“. 

Nur einen Tag nach diesem Nazi- 
Theater kommt der Nazi-Terror auch zu 
Theodor Leipart. Während die ADGB- 
Führung unterwürfige Erklärungen be¬ 
schloss, hatten die Nazis schon geplant, 
was dann am 2. Mai 1933 geschieht: Die 
SA stürmt alle Gewerkschaftshäuser, 
die sie nicht schon vorher besetzt hat. 
In einer reichsweiten Aktion zerschla¬ 
gen die Nazis die Gewerkschaften, rau¬ 
ben die Kassen, sperren Funktionäre 
ein. Leipart wird im Haus des ADGB 
von den SA-Schlägern festgenommen, 
verhöhnt, geprügelt. 

„Gefälligkeit“ - für wen? 

Den Naziterror gegen die Arbeiterbe¬ 
wegung bestreitet heute kaum jemand. 
Aber wie die Beschäftigten im Faschis¬ 
mus lebten und arbeiteten gehört zu 
den Fragen, über die Historiker strei¬ 
ten: Götz Aly nennt den Faschismus 
eine „Gefälligkeitsdiktatur“ - Hitler 
habe seine Macht vor allem deshalb 
sichern können, weil er die deutsche 
Bevölkerung mit sozialen Wohltaten 
ruhigstellte. „Hitlers Volksstaat“ heißt 
das Buch, in dem er 2005 seine Version 
der Geschichte vorlegte. Die Marxis¬ 
ten haben dagegen immer betont, dass 
die Gefälligkeiten der Nazidiktatur 
nur den größten deutschen Konzernen 
nutzten. „Faschismus an der Macht ist 
die offene, terroristische Diktatur der 
reaktionärsten, chauvinistischsten, am 
meisten imperialistischen Elemente 
des Finanzkapitals“, heißt die klassi¬ 
sche Definition der Kommunistischen 
Internationale. 

In ihrer Selbstdarstellung versuch¬ 
ten die Nazis allerdings, sich als Kraft 
zu geben, die auch den einfachen Deut¬ 
schen ein besseres Leben bringen wür¬ 
de - in der Volksgemeinschaft gebe es 
kein oben und unten mehr, nur noch 
Deutsche. 

Führer und Gefolgschaft 

Sozialpartnerschaft bedeutet den Glau¬ 
ben daran, dass es einen Kompromiss 
zwischen „Arbeitgeber“ und „Arbeit¬ 
nehmer“ geben könne. Dieser Glaube 
bestreitet nicht, dass es einen Inter¬ 
essengegensatz zwischen Kapital und 
Arbeit gibt - aber er hofft darauf, dass 
sich in geordneten Tarifrunden und an 
der Wahlurne für die Arbeiterklasse 
das Beste herausholen lässt. Die Na¬ 
zi-Ideologie der „Volksgemeinschaft“ 
bedeutet, jeden zum Schädling zu er¬ 


klären, der auch nur sagt, dass es einen 
Interessengegensatz gibt. 

Mit dieser Ideologie gestalteten 
die Nazis die Arbeitsbeziehungen um. 
Schon am 19. Mai 1933 trat ein Gesetz 
in Kraft, das jede Form von Tarifver¬ 
handlung verbot: Das Gesetz über die 
„Treuhänder der Arbeit“. Diese Treu¬ 
händer wurden vom Reichskanzler, 
also von Hitler, ernannt. Sie hatten 
nach dem Gesetz die Aufgabe, „rechts¬ 
verbindlich die Bedingungen für den 
Abschluss von Arbeitsverträgen zu re¬ 
geln“. Das hieß: Keine Tarifverhandlun¬ 
gen. Keine Gewerkschaftsforderungen. 
Ein Regierungsbeamter diktiert Löhne 
und Arbeitszeiten. 

Die Wirklichkeit am Arbeitsplatz 
lässt das Gesetz erahnen, das im Januar 
1934 in Kraft trat: Das Gesetz zur „Ord¬ 
nung der nationalen Arbeit“. Paragraph 
1: „Im Betriebe arbeiten der Unterneh¬ 
mer als Führer des Betriebes, die Ange¬ 
stellten und Arbeiter als Gefolgschaft 
gemeinsam zur Förderung der Betriebs¬ 
zwecke und zum gemeinen Nutzen von 
Volk und Staat.“ Das war mit Volksge¬ 
meinschaft gemeint: Die Unterneh¬ 
mer die Führer, die Beschäftigten die 
Gefolgschaft. Der Führer entscheidet, 
die Gefolgschaft arbeitet. Das Gesetz 
schaffte die Betriebsräte auch juristisch 
ab - schon im Frühjahr 1933 hatten die 
Unternehmer mit Unterstützung der Na¬ 
zischläger die Betriebsräte weitgehend 
beseitigt. Statt Betriebsräten sollte es 
nun „Vertrauensräte“ geben, in denen 
Vertreter der „Gefolgschaft“ mit dem 
„Führer des Betriebes und unter sei¬ 
ner Leitung“ über betriebliche Fragen 
zu beraten hatten. Das einzige greifbare 
Recht, das diese Vertrauensräte hatten, 
war, den Treuhänder der Arbeit „anzu¬ 
rufen“. 

Die Gewerkschaften waren zer¬ 
schlagen - an ihre Stelle trat die „Deut¬ 
sche Arbeitsfront“ (DAF), eine Or¬ 
ganisation, in der Unternehmer und 
Beschäftigte gleichermaßen zwangsor¬ 
ganisiert waren. In den DAF-Gremien 
mussten Unternehmer und Beschäftig¬ 
te paritätisch vertreten sein. Diese Or¬ 
ganisation übernahm auch das Vermö¬ 
gen, das die Nazis den Gewerkschaften 
geraubt hatten. 

Was die SA schon durchgesetzt hat¬ 
te, war nun Gesetz: Jede eigenständi¬ 
ge Interessenvertretung der Beschäf¬ 
tigten war illegal. Die Akten der Ge¬ 
stapo zeigen, dass schon Arbeiter, die 
zu laut über die Zustände im Betrieb 


meckerten, in Folterkeller und KZ ge¬ 
bracht wurden. Wer Überstunden ver¬ 
weigerte, konnte bis zu einem Jahr im 
Gefängnis landen. 

... aber die Autobahnen 

Seit 1929 befand sich die kapitalistische 
Weltwirtschaft in ihrer bisher tiefsten 
Krise. Nach der Machtübernahme der 
Faschisten nahm die Arbeitslosigkeit 
ab, 1936 herrschte in Deutschland Voll¬ 
beschäftigung. Dazu trugen staatliche 
Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung 
bei, ab Juni 1935 mussten alle Jugend¬ 
lichen „Reichsarbeitsdienst“ leisten, 
im gleichen Jahr wurde die Wehrpflicht 
wieder eingeführt. Der Staat investier¬ 
te, das kurbelte die Wirtschaft an: Die 
neu eingestellten Beschäftigten bauten 
die Panzer und Flugzeuge, mit denen 
die Wehrmacht Europa erobern sollte, 
und sie bauten die Autobahnen, auf de¬ 
nen die Panzer nach Osten rollen soll¬ 
ten. Hitlers Weg aus der Krise war der 
Weg zum Krieg: Aufrüstung mit allen 
Mitteln, die der Nazidiktatur zur Verfü¬ 
gung standen. Dieser Weg brachte den 
Konzernen Profite, die Arbeiter führte 
er zum Schlachten an die Front. 

Aber zunächst sorgte der neue Wirt¬ 
schaftsaufschwung dafür, dass mehr 
Menschen Arbeit hatten, dass damit 
auch die Haushaltseinkommen stiegen, 
wenn mehrere Gehälter zusammenka¬ 
men. Tatsächlich sorgten die Nazis da¬ 
für, dass ein kleiner Teil der Erträge 
auch in ihre Sozialprogramme flössen: 
Urlaub mit „Kraft durch Freude“, die 
DAF setzte unter dem Namen „Schön¬ 
heit der Arbeit“ gerade in kleineren und 
mittleren Betrieben Kantinen, bessere 
Belüftung der Werkhallen und neue Toi¬ 
letten durch. Dazu kam die Symbolpo¬ 
litik der Nazis: Dass nun auch die Her¬ 
ren des Unternehmens am ersten Mai 
in einer Reihe mit den Arbeitern mar¬ 
schieren mussten, gefiel manchen Kol¬ 
legen. Diese Almosen und Symbole wa¬ 
ren eine Randerscheinung, Historiker 
wie Götz Aly machen sie dagegen zur 
Hauptsache, um die Behauptung vom 
nationalen Sozialismus zu unterfüttern. 

Knochenbrechen für den Krieg 

Zu den Dingen, die Götz Aly mit gu¬ 
tem Grund verschweigt, gehört, wie 
sich unter den Nazis die Löhne entwi¬ 
ckelt haben. Schon zu Beginn der Na¬ 
ziherrschaft erlaubten die „Treuhänder 
der Arbeit“ den Unternehmen häufig, 
niedrigere Löhne als unter den frühe¬ 


ren Tarifverträgen zu zahlen. Der Na¬ 
zistaat setzte sich für niedrige Löhne 
ein - und zwar mit Erfolg: Die Lohn¬ 
quote sank. 1932 hatte sie 68 Prozent 
betragen, 1938 waren es nur noch 55 
Prozent. Die Beiträge für die Arbeitslo¬ 
senversicherung blieben aber auf dem 
hohen Niveau der Krisenjahre, dazu 
mussten die Beschäftigten Beiträge 
und „freiwillige“ Spenden für die DAF 
oder die Winterhilfe zahlen. Die Hitler¬ 
regierung wollte weniger Geld für im¬ 
portierte Fette und mehr für Rüstung 
ausgeben und gab die Losung „Kano¬ 
nen statt Butter“ aus. Für die Arbeiter 
wurde die Butter teurer. 

Dank der Rüstungsaufträge stiegen 
die Profite der Unternehmen an. Und 
noch etwas stieg an: Die Arbeitszeit. 
Schätzungen zufolge arbeiteten die Be¬ 
schäftigten 1932 im Schnitt 41,5 Stun¬ 
den pro Woche, kurz vor Kriegsbeginn 
waren es 47,5 Stunden. 

Gleichzeitig sorgte der Nazistaat 
dafür, dass neue, moderne Formen 
der Betriebsorganisation im Sinne der 
Unternehmer eingeführt wurden: Die 
Jahre des Faschismus waren auch die 
Jahre einer tayloristischen Umgestal¬ 
tung (Refa-Verfahren), mit deren Hil¬ 
fe die Unternehmer die Leistung ihrer 
Beschäftigten genauer kontrollieren 
konnten. Mehr und mehr zahlten sie 
Leistungs- statt Zeitlöhne, das führte 
auch dazu, dass die Lohndifferenzen 
stiegen. Die Arbeitsintensität stieg an, 
mit der Kriegshetze kam die Arbeits¬ 
hetze am Fließband. 

Große Kaserne 

Für den Arbeiter bedeutet Kapitalis¬ 
mus wenigstens eins: Er hat die Frei¬ 
heit, sich seinen Ausbeuter selbst aus¬ 
zusuchen. Besonders den Rüstungs¬ 
konzernen fehlten ab Mitte der 30er 
Jahre Facharbeiter. Gegen die Nazi¬ 
herrschaft konnten die Beschäftigten 
sich nicht organisieren, nicht offen äu¬ 
ßern - aber sie konnten einen anderen 
Arbeitsplatz suchen. Manche Unter¬ 
nehmen boten deshalb höhere Löhne 
an. Der Staat griff ein: Die „Treuhän¬ 
der der Arbeit“ durften ab 1938 auch 
Höchstlöhne festlegen - der Staat leg¬ 
te also fest, dass die Unternehmen ih¬ 
ren Arbeitern nicht mehr als einen be¬ 
stimmten Lohn zahlen durften. Und 
selbst das letzte Recht des Arbeiters 
schaffte die Hitlerregierung noch vor 
dem Krieg ab: Immer stärker konnten 
die Arbeitsämter kontrollieren, wer 


wo arbeitet. Im Februar 1939 trat eine 
Verordnung in Kraft, die die „Dienst¬ 
pflicht“ von Arbeitern regelte. Nun 
durfte das Arbeitsamt die Beschäf¬ 
tigten auch für Arbeiten - z.B. in der 
Rüstungsindustrie - zwangsverpflich¬ 
ten. Die Freizügigkeit der Beschäftig¬ 
ten war damit endgültig beseitigt. 

Der Eroberungskrieg der Nazis be¬ 
deutete für viele Arbeiter den Tod an 
der Front. Für die deutschen Unterneh¬ 
mer bedeutete er, dass die Naziarmee 
ihnen noch billigere Arbeitskräfte zu¬ 
trieb: Bald waren bis zu einem Fünftel 
aller Arbeitskräfte im Reich ausländi¬ 
sche Zwangsarbeiter. Ob deutsche oder 
„fremdländische“ Arbeiter: Im Krieg 
verschärfte sich die Repression in den 
Betrieben noch weiter. Ab 1940 richtete 
der Nazistaat bis zu 200 „Arbeitserzie¬ 
hungslager“ ein. Hier konnten alle lan¬ 
den, über die bei der Gestapo gesagt 
wurde, dass sie zu langsam arbeiten, 
über die Arbeitsbedingungen meckern 
oder sabotieren. Zum Prügeln und Be¬ 
wachen in diesen Lagern stellten die 
Unternehmer teilweise ihren eigenen 
Werkschutz ab. 

Propaganda und Lehren 

Die bürgerliche Propaganda soll ver¬ 
schleiern, was der Faschismus in Wirk¬ 
lichkeit war: Der offene Terror gegen 
die gesamte Arbeiterklasse. Der Grund 
dafür ist, dass viele grundlegende Fra¬ 
gen, vor denen die Arbeiterbewegung 
steht, heute dieselben sind wie vor 85 
Jahren: Kann es einen Kompromiss 
zwischen Kapital und Arbeit geben? 
Können wir die Unternehmer noch zu 
Zugeständnissen zwingen, wenn die 
Krise ihre Profite bedroht? Was für 
Gewerkschaften brauchen wir? 

Der Sturm auf die Gewerkschafts¬ 
häuser war nur das Ende der tragischen 
Sackgasse, in die sozialdemokratische 
Anpassungspolitik die Gewerkschaften 
geführt hat. Im Untergrund, im Exil, 
im KZ zogen Gewerkschafter und Ar¬ 
beiterpolitiker aller Richtungen den 
Schluss, für eine Einheitsgewerkschaft 
zu arbeiten, die die Interessen der Be¬ 
schäftigten gegen das Kapital und sei¬ 
ne Regierung vertreten kann. Im Osten 
gingen sie nach dem Krieg noch weiter 
und schlossen beide Arbeiterparteien 
zusammen. Auch der frühere Anpas¬ 
sungsgewerkschafter Theodor Leipart 
wurde 1946, kurz vor seinem Tod, Mit¬ 
glied der SED. 

Olaf Matthes 
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Karl-Liebknecht-Schule 


Die Karl-Liebknecht-Schule der DKP bietet an: „Rein in 
den politischen Frühling - mit Marx, Engels und Lenin" 


Seminar l 
576. 5. 18 

Kommunistische Antifa-Politik 


-■■«n spateren 

Termin verschoben! I 


Warum haben die Ultrarechten in der BRD und in Europa 
solchen Zuspruch? was heißt „Rechtspopulismus?" Wie 
erklären sich die Erfolge von PEGIDA, AfD oder anderen? 
was tun gegen ihren wachsenden Einfluss - auch in der 
Arbeiterklasse und in Betrieben? Warum braucht man zwar 
die „Hoheit über die Stammtische?" warum ist aber auch 
der Antikapitalismus nötig und warum gehört auch noch 
was anderes dazu? Zum Beispiel antifaschistische Bünd¬ 
nispolitik? 

Macht es Sinn über „Kampfformen" zu streiten? Wie kom¬ 
men junge „Antifas" und „traditionelle" Antifaschisten in 
der gemeinsamen Aktion und Diskussion zu noch mehr 
Gemeinsamkeiten? was hat der antifaschistische Kampf 
mit der antimonopolistischen und antikapitalistischen Stra¬ 
tegie der DKP zu tun? was war da eigentlich mit Georgi 
Dimitroff und dem vii. Weltkongress der Kommunistischen 
internationale? 

Referenten: Susann Witt-Stahl: Autorin („Antifa heißt Luft¬ 
angriff"), ehern. Chefredakteurin von „Melodie und Rhyth¬ 
mus"), Uli Sander (Bundessprecher WN-BdA); Dr. Hans-Pe- 
ter Brenner (Stellv vors, der DKP) 

Seminar: II 

Grundlagen kommunistischer Politik 
10.5.18-13. 5.18 

Ein Einführungsseminar im besten Sinne des Wortes. 
Geeignet nicht nur für am Marxismus-Leninismus interes¬ 
sierte neue Mitglieder oder Sympathisanten, sondern auch 
für „alte Häsinnen und Hasen". 

Das Seminar beschäftigt sich mit Grundlagen der 

# Marxistischen Philosophie 

# Politischen Ökonomie 

# Lehre vom Klassenkampf 



20. UZ-Pressefest / 7.-9. September 2018 
Revierpark Wischlingen 


Am 3. September 2018 ist es wieder soweit: Im Dort¬ 
munder Revierpark beginnt der Aufbau unseres UZ- 
Pressefestes. Dazu brauchen wir eure Hilfe als Elektri¬ 
ker, Klempner, Staplerfahrer, Tontechniker, Sanitäter und 
Ärzte ... als Genossinnen und Freundinnen, die in der 
Küche helfen, Bühnen und Türme bauen oder mit der UZ 
und der Pressefestzeitung im Ruhrgebiet für unser Fest 
werben. Meldet euch jetzt an für den zentralen Auf- und 
Abbau und als Helferinnen während des Festes: 

uz-pressefest@dkp.de 
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Wir lesen ausgewählte Texte der marxistischen Klassiker, 
diskutieren in Arbeitsgruppen und hören und besprechen 
erläuternde Einstiegsreferate. 

Dazu gibt es einen übersichtlichen Lern- und Studienplan. 
Referenten: Mark Hadyniak, Percy Pflüger, Richard Höh¬ 
mann 


Anmeldungen 

» per Mail: kls@dkp.de 
» per Post: Karl-Liebknecht-Schule der DKP, 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 

Kostenbeitrag: 

Wochenendseminar 25,- (bei Anreise am Vortag 30,-) 
4-Tage-Seminar: 60,- ( bei Anreise am Vortag 65,-) 


ju nge Welt 

Karl Marx 

Seiner NijtzJtcAkeit usepen 


Sonnabend, 5 . 5 .,amKiosk: 16 Seitenextra jw Spezial 

Marx 200 

Eine gemeinsame Beilage von Arbejderen, junge Welt, MorningStar und Zeitung vum Letzeburger Vollek. 
Ausgabe inkl. Spezial für 2,00 € am Kiosk erhältlich 



ANTIQUARISCHES 
BUCH DER WOCHE 


Hanns und Lya Kralik 

Kunst und widerständiges Leben 

Hanns Kralik war ein bemerkenswerter Ma¬ 
ler und Grafiker. Zudem, und sogar in erster 
Linie, war er, wie seine Lebensgefährtin Lya, 
mit der er seit 1929 zusammenlebte, ein un¬ 
beugsamer Kämpfer gegen Faschismus und 
Krieg. Beide wurden deshalb zu frühen Op¬ 
fern nazistischer Verfolgung und gehörten, 
über Holland nach Frankreich entkommen, zu den Deutschen, 
die an der Seite der Resistance gegen die Nazi-Okkupanten 
kämpften. 

Nach der Befreiung kehrten beide nach Deutschland zurück; 
Hanns wurde auf Vorschlag der KPD zum Kulturdezernenten 
der Stadt Düsseldorf ernannt. Er blieb dies, trotz heftiger Anfein¬ 
dungen, bis Ende 1950, als es der wieder erstarkten Reaktion 
gelang, ihn mithilfe des sogenannten Adenauer-Erlasses endlich 
loszu werden. 

Das reiche Leben von Hanns und Lya ist in diesem Band ausge¬ 
zeichnet beschrieben. Mit vielen Abbildungen. 

Neue Impulse Verlag 2011, kartoniert, 184 Seiten, 7,- Euro 

www.uzshop.de . E-Mail: info@unsere-zeit.de 
Tel.: 0201 17 78 89 23 / Fax: - 28 





Aufstehen 

gegen Ausbeutung und Sozia labbau 

Kriegspolitik 

_ _ _ Rassismus, und Fremdenhass 

Kämpfen 

für soziale Gerechtigkeit 

Frieden 

_ „ intemationa !e Soli da rität 

Siegen 

13.00 Uhr Demo ab Siegerlandhalle 

14.00 Uhr Kundgebung und Maifeier 

auf dem Kornmarkt gm Rathaus 

* Mechthild Beller-Winkel 

Gcwer ksctia f ts eg k rc( ä rin, ve r. d i 

*' Stephan Klenzmann 

IQ Mgtäll'Ggwerk&thaTter 

★ Sven Gringmuth 

GEW 

* Mise en Scene FJests - Sfca - Punk, Belgien 

★ Sven Panne Hamburg 


Einladung an alle Antifaschistinnen und Antifaschisten 
am 6. Mai 2018,15 Uhr, im Münzenbergsaal, 
Franz-Mehring-Platz 1, in Berlin Friedrichshain 

Rote Lieder gegen braunen Mob und 

Gedanken zum Tag der Befreiung Europas vom 
Faschismus 

mit dem Ensemble Agitprop, Hannover 
und der RotFuchs Singegruppe 
Eintritt frei 

Die Veranstaltung wird gefördert von 

BuSGM jungcWelt 

ROSA 

LUXEMBURG _ „ _ „ 

und Peter Bar 


Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 



Entschleunigung 
Ruhe & Natur satt im 
Müritz-N ationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Toskana, nah am Meer 

www.lmkjEn-hinhaf.df j MH.tSÄ. 


Ökch&f im Olivenhain, 
weiter Blick.. Stille’ 
größt helle Zimmer, 
viele gute Bikher, 
Haus oder Häuschen; 
Kinderp&Tädies, 



Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Wir gratulieren unserem Genossen 

Hein Pfohlmann 

der am 25. April seinen 70. Geburtstag feierte 

Lieber Hein, du bist als Jugendlicher 1964 in die illegale 
Kommunistische Partei eingetreten und hast 1968 die DKP 
mitgegründet. Als Soldat in Uniform hast Du 1971 an der 
Demonstration gegen die Macht der Monopole teilgenom¬ 
men und bist dafür in den Bau gegangen. In der Kreisorgani¬ 
sation der DKP HH-Nord hast Du verantwortliche Aufgaben 
im Sekretariat übernommen; zudem warst Du verantwort¬ 
lich für den Bereich Antifaschismus in der Landesgeschäfts¬ 
führung der WN-BdA. 

Heute wirkst Du als Vorsitzender des Kuratoriums der Ge¬ 
denkstätte Ernst Thälmann in Hamburg und vertrittst die 
Gedenkstätte bei zahlreichen Veranstaltungen, wie zuletzt 
in Singen. Du verbreitest die Gedanken Thälmanns und die 
Erfahrungen der Arbeiterbewegung im Kampf um die Ein¬ 
heitsfront und beziehst sie auf unseren aktuellen Kampf 
gegen das rechte Pack. 

Wir freuen uns, dass Du seit vielen Jahrzehnten in unse¬ 
rer Gemeinschaft kämpfst und wünschen Dir vor allem Ge¬ 
sundheit und Schaffenskraft. 

Bezirksvorstand der DKP Hamburg 
DKP Hamburg Nord 

Kuratorium der Gedenkstätte Ernst Thälmann 
Hamburg 


Hein Pfohlmann 

wurde 70 Jahre - das glaubt keiner. 

Geboren im Hamburger Arbeiterviertel am 25. 4.1948. Der 
junge Heini musste in tiefster Armut aufwachsen, dann ka¬ 
men frohe Ferien für alle Kinder, er fuhr in die DDR, das 
prägte ihn. 

Als man ihn fragte, „Willst du nicht in die Arbeiterpartei ein- 
treten? 11 , sagte er empört „Ich trete doch nicht in die SPD 
ein"! Der Genosse lachte: „Nein natürlich nicht in die ..." So 
trat er noch in der Illegalität in die KPD ein. Der Werdegang 
war wie der vieler Genossen, es folgten illegale Arbeit, DKP- 
Arbeit auch als Ordner, VVN-Arbeit, im Antifa-Referat lange 
in Bergedorf und VVN-Arbeit in Eppendorf, Betriebsrat bei 
„Hein Gas", dort jahrelange Schikanen, dann Rente. 

Als Helmut Fleischauer ihn fragte, ob er das Ferienheim 
Heideruh übernehmen will, sagte er nein, verzetteln ist 
nicht sein Ding. Was er macht, macht Hein Pfohlmann ganz 
oder gar nicht. Denn er gründete mit Genossen gerade den 
Förderverein der GET und nach einigen Jahren wählte man 
ihn zum Vorsitzenden der „Ernst Thälmann Gedenkstätte 
Hamburg". Er sagte ja. Wenn die Lage nicht immer rosig ist, 
so lässt er den Kopf nicht hängen. Er kämpft weiter gegen 
Gegner von außen und innen. Wer ihn nicht kennt, sollte 
aufpassen, er ist ein Hamburger Arbeiter und die können 
schon mal laut werden, wie damals Thälmann. Doch Heini, 
wie ihn manche heute noch nennen, hat auch ein sehr son¬ 
niges Gemüt wie Teddy! 

Erhalte es dir, min Jung. Rot Front. 

Elisabeth Sukowski-Pfohlmarm 


Die neuen DKP Plakate 

NATO STOPPEN! 

Plakate Al / vierfarbig 


BILDUNG 

STATT 

BOMBEN! 


Geld ist genug da - 
Abrüstung statt Aufrüstung! 



je 10 Plakate 3,- Euro plus Porto 
Tel.: 0201 17788923/ www.uzshop.de 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 
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Ins Gespräch kommen 

ln Lübeck, Stormarn und Ostholstein kandidiert die DKP zu den Kommunalwahlen 


Zur Teilnahme der DKP an den Kom¬ 
munalwahlen in Schleswig-Holstein 
am 6. Mai sprach die DKP mit Thors¬ 
ten Lünzmann. 

UZ: Mit welchen inhaltlichen Schwer¬ 
punkten geht ihr in diese Kommunal¬ 
wahl? 

Thorsten Lünzmann: Der Hauptschwer¬ 
punkt ist die Rekommunalisierung, also 
die Rückführung ehemaligen kommu¬ 
nalen Eigentums von Betrieben der Da¬ 
seinsvorsorge. Das betrifft die Bereiche 
der Energieversorgung wie Strom und 
Gas, betrifft die Wasserversorgung, be¬ 
trifft den öffentlichen Personennahver¬ 
kehr und die Pflege. Wir haben beispiels¬ 
weise in Lübeck den Herrentunnel, einen 
Tunnel unter der Trave, der privatisiert 
wurde und mautpflichtig ist. Den wol¬ 
len wir in die öffentliche Hand zurück¬ 
führen und die Maut abschaffen. In den 
Krankenhäusern müssen genügend Pfle¬ 
gekräfte beschäftigt sein, um eine ange¬ 
messene Pflege gewährleisten zu können. 
Auch darf es keine „blutigen Entlassun¬ 
gen“ mehr geben, also Patienten aus Kos¬ 
tengründen nach Hause geschickt wer¬ 
den, obwohl sie noch im Krankenhaus 
weiter versorgt werden müssten. 

UZ: Haben sich für diese Ziele nicht 
Bündniskandidaturen angeboten? 

Thorsten Lünzmann: Wir haben im 
Vorfeld Gespräche mit möglichen 
Partnern gesucht. In Lübeck beispiels¬ 
weise gibt es eine Abspaltung von den 
Grünen und ehemaliger Mitglieder der 
Linkspartei, die „Grün-Alternative 
Linke“. Aber da war eine gemeinsame 
Kandidatur nicht erwünscht und daher 
sind wir eigenständig angetreten. 

Wir treten sowohl in Ostholstein 
als auch in Stormarn - wenn auch nicht 


flächendeckend - zur Kreistagswahl an 
als auch in Lübeck zur Bürgerschafts¬ 
wahl. Dort haben wir durchaus eine - 



Thorsten Lünzmann ist Bezirksvorsit¬ 
zender der DKP in Schleswig-Holstein 


wenn auch wirklich geringe - Chance, 
ein Mandat zu erzielen. 


UZ: Wie gestaltet sich euer Wahlkampf 
und eure Öffentlichkeitsarbeit? 

Thorsten Lünzmann: Wir haben unsere 
Pressearbeit verbessert und in einigen 
Bereichen kommen wir damit durchaus 
in die lokalen Zeitungen. Darüber hin¬ 
aus haben wir im ganzen Gebiet plaka¬ 
tiert, wir führen Infostände durch mit 
dem Schwerpunkt, Unterschriften un¬ 
ter den Aufruf der Lriedensbewegung 
„Abrüsten statt Aufrüsten“ zu sammeln. 


UZ: Gelingt es euch, da den Bogen zu 
schlagen zwischen der finanzeil katastro¬ 
phalen Situation der Kommunen und der 
Geldvernichtung durch die Rüstungsaus¬ 
gaben? 

Thorsten Lünzmann: Ja, das kommt 
auch sehr gut an. Wir haben Bürgerin¬ 


nenabende durchgeführt, dort unsere 
Kommunalwahlprogramme vorgestellt, 
die wiederum auf dem Sofortprogramm 
der DKP aufgebaut sind, und die Rech¬ 
nung aufgemacht, was es bringt, diese 
66 Milliarden Euro pro Jahr durch Be¬ 
steuerung der Reichen und dem Ein¬ 
sparen von Rüstungsausgaben, auf die 
Kommunen umverteilt. 

UZ: Wie ist die Resonanz der Menschen 
auf eure Wahlkampfaktivitäten? 

Thorsten Lünzmann: Eigentlich gut. 
Der Standardspruch ist: „Was, euch 
gibt es noch?“, und tatsächlich stoßen 
wir bei vielen Menschen auf offene Tü¬ 
ren. Aber bei Jugendlichen kommt im¬ 
mer häufiger die Frage: „Was ist Kom¬ 
munismus überhaupt?“, wo wir dann 
grundlegende Antworten geben müs¬ 
sen. Aber das Entscheidende: Mit dem 
Wahlkampf kommt die DKP wieder ins 
Gespräch. 

Das Gespräch führte Werner Sarbok 



Termine@unsere-zeit.de 


FR ★ 27. APR 


Chemnitz: Vernissage Das „Kapital“ als 
Comic - musikalisch begleitet von Quijote, 
VHS Chemnitz, Moritzstraße 20,18 Uhr 

Marburg: 200 Jahre Karl Marx mit em. 
Prof. Georg Fülberth, DKP Kreis Marburg- 
Biedenkopf und SDAJ Marburg, DGB-Haus 
Marburg, Käte-Dinnebier-Saal, Bahnhof¬ 
straße 6,19.30 Uhr 


SA ★ 28. APR 


Hannover: Individuum und Gesellschaft - 
Menschenbild und Persönlichkeitstheorie 
im Marxismus, Deutscher Freidenkerver¬ 
band, Freizeitheim Linden, Windheimstraße 
4,10.30 Uhr_ 

München: Kreismitgliederversammlung 
der DKP München, KommTreff, Holzapfel- 
straße 3,11 Uhr 

Essen: 50 Jahre SDAJ - 50 Jahre DKP - 
Ein Grund zum Feiern!, Haus der DKP, Hoff- 
nungstraße 18,18 Uhr_ 

Solingen: Kultur zum 1. Mai mit Erich 
Schaffner und Georg Klemp mit ihrem Pro¬ 
gramm „Druck von unten! Warum es bes¬ 
ser ist, sich zu rühren“, DKP Solingen und 
Partei Die Linke Solingen, Südpark, Gleis 3, 
Alexander-Coppel-Straße 34,18 Uhr 

Karlsruhe: Maivorfeier mit Heidi Hummler, 
Restaurant „Walhalla“, Augartenstraße 27, 
18 Uhr 


SO ★ 29. APR 


Dachau: Gedenkfeier zum 73. Jahrestag 
der Befreiung des Konzentrationslagers 
Dachau, KZ-Gedenkstätte Dachau, 10.45 
Uhr, anschließend Gedenken am ehemali¬ 
gen SS-Schießplatz Herbertshausen, Aka- 
zienring 19, Herbertshausen_ 

Langenfeld: Gedenkstunde am Mahnmal 
Wenzelnberg, Kapeller Weg, 11 Uhr_ 

Dortmund: Einstimmung auf den 1. Mai 
mit Film, Getränken und Häppchen!, Z, Oe¬ 
sterholzstraße 27,16 Uhr 


Dl ★ 1. MAI 


Stuttgart: Gemeinsam gegen Rechts für 
Frieden und internationale Solidarität, 
1.-Mai-Veranstaltung mit Michael Clauss, 
IG-Metall-Betriebsrat im Daimlerwerk Un¬ 


tertürkheim, Clara-Zetkin-Haus, Waldheim 
Stuttgart, Gorch-Fock-Straße 26,14 Uhr 


DO ★ 3. MAI 


Düsseldorf: Arbeitsbedingungen im Unikli- 
nikum „Entlastungstarif jetzt“, Salzmann¬ 
bau, Raum 116/117, Himmelgeister Straße 
107,19 Uhr_ 

Nürnberg: Unsere Oligarchen - die Spitzen 
des deutschen Finanzkapitals, Diskussi¬ 
onsveranstaltung mit Stephan Müller, Dia¬ 
log der Kulturen, Fürther Straße 40a, 19 Uhr 


FR ★ 4. MAI 


Trier: Marx hat Zukunft, Konferenz - De¬ 
monstration - Konzert, Mehr Informationen 
unter marxgeburtstag.de _ 

Chemnitz: Karl Marx, seiner Nützlichkeit 
wegen mit Gina Pietsch und Frauke Pietsch, 
Eintritt: 10 Euro/erm. 6 Euro, Weltecho, An- 
naberger Straße 24,19 Uhr 


SA ★ 5. MAI 


Berlin: Karl Marx. Seiner Nützlichkeit we¬ 
gen mit Dietmar Dath, Gina Pietsch und 
Frauke Pietsch, Eintritt: 12 Euro/erm. 8 
Euro, Wabe, Danziger Straße 101 


SO ★ 6. MAI 


Hamburg: Besuch der Dauerausstellung 
zur Zwangsarbeit in Hamburg 1939-1945, 
Willi-Bredel-Gesellschaft-Geschichts- 
werkstatt e.V., Zwangsarbeiterbaracken, 
Wilhelm-Raabe-Weg 23,14 Uhr 


Dl ★ 8. MAI 


Berlin: Befreiungsfeier, Wismarplatz, Nähe 
U-Samariterstraße, 17 Uhr 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte spätestens am Freitag eine Wo¬ 
che vor dem Erscheinungstermin der ent¬ 
sprechenden Ausgabe der UZ mit Angabe 
des Themas, des Ortes, des Datums und 
der Uhrzeit der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoff¬ 
nungstraße 18, 45127 Essen. Die Termine 
erscheinen online auch auf news.dkp.de. 



Solidarität mit Kuba 

Zu einer Kundgebung gegen die Wirtschafts-, Finanz- und Handelsblockade der 
USA gegen das sozialistische Kuba versammelten sich am Samstag in Berlin Ver¬ 
treter von Solidaritätsgruppen sowie der DKP. Am Brandenburger Tor forderten sie 
die Aufhebung der völkerrechtswidrigen Sanktionen. Diese hätten katastrophale 
Folgen für das Leben der Kubaner, wirkten sich aber auch negativ auf die Situation 
von Menschen in den USA und Europa aus, sagte Marion Leonhardt von der Freund¬ 
schaftsgesellschaft BRD - Kuba. So hätte die Jugendorganisation „Die Falken“ mit 
viel Mühe und zahlreichen kleinen Aktionen 15120 Euro für eine gemeinsame 
Kubareise gesammelt. Doch die Überweisung an die staatliche kubanischeTouris- 
musagentur Amistur sei mit Verweis auf die „Regeln“ der US-Blockade gestoppt 
worden. Letztlich konnte die Reise damit aber nicht verhindert werden. 

Ein weiteres Beispiel seien die Amputationen bei Diabetikern in der Bundesrepu¬ 
blik. Es gebe ein hervorragendes kubanisches Medikament, das solche Amputatio¬ 
nen verhindern könnte - wegen der Blockade aber hierzulande nicht zu haben ist. 

Im Namen der Menschlichkeit könne die Forderung nur lauten, dass die USA 
ihre menschenverachtende Blockade endlich beenden. Weitere Redner waren u.a. 
EdgarGöllvom Netzwerk Cuba/FBK, Uwe Hiksch von den Naturfreunden und Nancy 
Larenas von der Kommunistischen Partei Chiles. 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBI-ABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1,- bis 3,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo und möch¬ 
te die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle 
ich die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Der rote Kanal 


Billy Kuckuck 

„Margot muss bleiben“ heißt die¬ 
se neue deutsche Komödie. Die Ge¬ 
richtsvollzieherin mit dem auffälligen 
Namen schlittert durch ihr Leben, zwi¬ 
schen der Empathie für eine alte Dame, 
die von Zwangsräumung bedroht ist 
und alter und neuer Liebe wurstelt sie 
sich so durch. Warnungen schlägt sie in 
den Wind, gerät von einem Dilemma 
ins nächste, aber wie es sich für eine 
Komödie gehört, kriegt sie am Ende 
die Kurve und einen Liebsten. 

Fr., 27.4., 20.15 Uhr, ARD 

Marx und seine Erben 

Arte nimmt sich fast zweieinhalb 
Stunden Zeit, um uns Marx selbst 
und heutige Akteure des Politik- und 
Wirtschaftsbetriebs zu präsentieren. 
Wie Mario Adorf - für Spielfilmsze¬ 
nen präpariert - seinen Part gibt, wird 
zumindest schmunzeln lassen. Klu¬ 
ges, Belangloses und Abseitiges ge¬ 
ben Wagenknecht, Varoufakis oder 
Peter Schneider zum Besten, da der 
MDR die Dokumentation verantwor¬ 
tet, wird es ohne Antikommunismus, 
Gulag und Stasi nicht gehen. 

Sa., 28.4., 20.15 Uhr, arte 


Kleine Haie 

Wer diesen Film noch nicht gesehen 
hat: Ein unbedingtes Muss. Weniger 
ob der Story, die erzählt, wie jun¬ 
ge Menschen unbedingt Schauspie¬ 
ler werden wollen, eher amüsiert 
der Blick auf viele Akteure, die hier 
(1992) ihre Karriere starteten. Also 
Jürgen Vogel, Kai Wiesinger, Meret 
Becker oder Achim Rohde, die mit 
oder ohne Ausbildung mit viel Spaß 
und Engagement ihr Können zeigten. 
So., 29.4., 21.50 Uhr, 3sat 

Cainsbourg 

Für alle, die es nicht zu einer Maifei¬ 
er schaffen: Passend zum Mai 1968 
dieser Film über das wilde, exzent¬ 
rische Leben des Serge Gainsbourg, 
der seinen Durchbruch als Chanson¬ 
nier Mitte der 60er Jahre schaffte 
und bis zu seinem Tod 1991 als Ge¬ 
samtkunstwerk in Frankreich agier¬ 
te. In Abwandlung eines bekannten 
Dreiklangs lebte er für Sex, Gauloi- 
ses und Poesie. Eric Elmosnino be¬ 
kam für diese Rolle unter anderem 
den „Cesar“ die französische Varian¬ 
te des „Oscar“. 

Mo., 30.4., 20.15 Uhr, one 


Realität ist anders 

Der BVB-Stammkneipen-Bericht: 
Dortmund gewinnt mal überzeugend 


Eine gerade mal halbvolle Kneipe. 
Ging ja auch nur gegen Leverkusen 
und um die Teilnahme zur Champi- 
ons-League nächstes Jahr: zu viel Fuß¬ 
ball und zu wenig Folklore für Hanni & 
Nanni. Die Holunder-Bionade wurde 
heute woanders gesüppelt. 

Neben der schönen Frau M. und 
U., dem Mann ohne Zähne, war noch 
Freundin S. am Start, zusammen mit 
ihrem Kerl, einem ca. 2,10 Meter gro¬ 
ßen Neuseeländer, Beruf Baumfällen 
Oha. Ex-Freundinnen und zukünftige 
Ex-Freundinnen waren dafür weit und 
breit nicht in Sicht. 

Dortmund spielte wie im Rausch, 
den ich heute vermeiden wollte. Man 
konnte nicht aufs Klo, ohne ein Tor zu 
verpassen. Mit Jever-Fun-Wasserbier 
in der Blase ein eher schwieriges Un¬ 
terfangen. Warum Dortmund heute so 
spielte und das Derby eine Woche zu¬ 
vor kampf- und lustlos abschenkte, war 
nicht auszumachen. Oder umgekehrt 
gesagt: Nicht auszumachen, warum 
Trainer Dröger nicht diese Aufstellung 
im Derby gebracht hatte. Jedenfalls 
spielten der 18-jährige Sancho und der 


22-jährige Akanji fast alleine Leverku¬ 
sen in Grund und Boden, ein Herr Göt¬ 
ze lief tatsächlich mal und Marco Reus 
ist immer eine Wucht. Letztendlich war 
Leverkusen mit einem 0:4 noch bestens 
bedient. Erstaunlich das alles. 

Und sonst? Hamburg und Köln 
möchten absteigen. Ich denke, keiner 
wird sie aufhalten wollen. Frankfurt 
und Leipzig verkacken beide gran¬ 
dios zu Hause, da ist die Puste wohl 
raus. Und Gladbachs Kramer schießt 
einfach den Ball ins Tor, während der 
gegnerische Hüter die Mauer aufbaut. 
Kann man so machen. 

Ich bin später dann doch auf rich¬ 
tiges Bier umgestiegen und habe mit 
dem baumfällenden Neuseeländer um 
die Wette gealbert. Lustige Vögel, diese 
Kiwis. Der Heimweg mit der schönen 
M. ein Traum, der genau auf der Quer¬ 
straße zu ihrer Wohnung endete. „Hat 
super Spaß mit dir gemacht. Tschüss!“ 
Hmmm ... den Rest des Weges halte 
ich mich dann einfach an Berti Vogts: 
„Die Realität ist anders als die Wirk¬ 
lichkeit.“ Da hat er heute wohl Recht. 

Karl Rehnagel 



Wer in der Gewerkschaft ist, der hat auch Zeit zum Feiern. 


„Schwarz-weiß war gestern“ 

Die junge IG BAU veranstaltet das Sunrise-Festival für junge Kolleginnen. 


Die UZ sprach mit dem Hauptorganisator des Festivals, Moritz Greil. 


UZ: Um was handelt es sich beim Sun¬ 
rise-Festival? 

Moritz Greil: Bei unserem Festival han¬ 
delt es sich um ein Zusammenkommen 
von jungen Gewerkschafter*innen, die 
ehrenamtlich gemeinsam ein Festival 
organisieren, um sich politisch, fachlich 
und auf Partyebene zu begegnen und 
sich auszutauschen. 

UZ: Welche musikalischen Highlights 
habt ihr auf eurem Festival? 

Moritz Greil: Da haben wir sogar meh¬ 
rere. Am Freitagabend wird „Ruhr¬ 
pott Muzik“ auftreten, das sind junge 
Musiker*innen um den Kollegen „Die 
Tatwaffe“, eine Geflüchtetenband, die 
deutsch-sprachigen Rap machen. Am 
Samstag haben wir „PTK“ aus Berlin 
dabei, diese sind in der Hiphop-Szene 
relativ bekannt. Als einen weiteren 
Hauptakt haben wir die „Bourbon 
Bastards“, eines der Bandmitglieder 
ist aus unseren ehrenamtlichen Struk¬ 
turen gewachsen und mittlerweile ge¬ 
hört die Band schon fast zum Inventar. 

UZ: Neben Feiern steht bei euch die Po¬ 
litik im Vordergrund. Was sind da die 
Highlights? 


Moritz Greil: Am Freitagabend spre¬ 
chen wir bei einer Podiumsdiskussi¬ 
on über „Hoch mit den Löhnen, run¬ 
ter mit der Miete“. Es geht darum, wie 
wir unter anderem in Ballungsräumen 
was bewegen und als Gewerkschafter 
etwas unternehmen können. Dane- 



Moritz Greil ist der Bundesjugend¬ 
sekretär der IG BAU 


ben haben wir viele andere inhaltliche 
Workshops unter anderem von der 
IGay BAU, „Spektrum der Sexualität - 
Schwarz-Weiß war gestern“ und einen 
weiteren Workshop mit dem brand¬ 
aktuellen Thema „Kapitalismuskritik 
von rechts“, gerade im Zuge der rech¬ 
ten Betriebratslisten wie „Zentrum 
Automobil“ im Daimler Werk in Un¬ 
tertürkheim. 


UZ: Euer Festival fällt mit der Tarif- 
runde im Bauhauptgewerbe zusammen. 
Die 3. Verhandlungsrunde wurde sei¬ 
tens der IG BAU abgebrochen und die 
Verhandlungen für gescheitert erklärt. 
Schlägt sich das auch auf euer Festival 
nieder? 

Moritz Greil: Selbstverständlich. Das 
Bauhauptgewerbe ist unsere größte 
Branche und ein guter Tarifabschluss 
ist in unser aller Sinne. Das Thema wird 
definitiv platziert, die Umsetzung hängt 
von dem sich eventuell bis dahin än¬ 
dernden Status der Verhandlungen ab. 
Das Gespräch führte Christoph Hentschel 


Das Sunrise-Festival 

findet vom 25. bis 27. Mai in Steinbach/ 
Taunus statt. 

Mitglieder der Jungen BAU und be¬ 
freundeter Organisationen zahlen für 
die komplette Zeit 
fürs Zelten 25 Euro pro Person 
fürs 3-Bett-Zimmer 30 Euro pro Person 
fürs 2-Bett-Zimmer 50 Euro pro Person 
Familienzimmer 60 Euro pro Zimmer 
(mind.ein Kind bis 12 Jahren) 

Wer noch kein Mitglied ist, zahlt 80 
Euro. 

Mehr Informationen unter 
igbau.de/sunrise-2018_3.html 


20. UZ-PRESSEFEST 7. - 9. SEPTEMBER 2018 


DAS FEST DES FRIEDENS UND DER SOLIDARITÄT 

REVIERPARK WISCHLINGEN DORTMUND 

KONSTANTIN WECKER 

ESTHER BEJARANO & MICROPHONE MAFIA 
KAI DEGENHARDT ★ KLAUS DER GEIGER 
THE POKES ★ DIE GRENZGÄNGER U.V.M. 
KLEZMER ★ PUNK ★ LIEDERMACHER ★ SKA 

THEATER * LESUNGEN * KINDERFEST * FLOHMARKT * BÜCHERMARKT 
DISKUSSIONEN * AUSSTELLUNGEN * INTERNATIONALE SPEZIALITÄTEN 



pressefest.dkp.de 


Unterstütze das UZ-PRESSEFEST 2018 mit Deiner Spende! 
DKP-Parteivorstand . IBAN: DE36 4306 0967 4002 4875 02 . BIC: GENODEM1GLS 

Verwendungszweck: UZ-Pressefest 









